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Artikel 1 – Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

Nr. 1 Änderung der Inhaltsübersicht

Nr. 2 § 97 Grundsätze der Vergabe
(1) Öffentliche Aufträge und Konzessionen werden im 
Wettbewerb und im Wege transparenter Verfahren 
vergeben. Dabei werden die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismäßigkeit gewahrt.
(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind 
gleich zu behandeln, es sei denn, eine 
Ungleichbehandlung ist aufgrund dieses Gesetzes 
ausdrücklich geboten oder gestattet.
(3) Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität und der 
Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte 
nach Maßgabe dieses Teils berücksichtigt.
(4) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge vornehmlich zu berücksichtigen. 
Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und 
getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu 
vergeben. Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen 
vergeben werden, wenn wirtschaftliche oder technische 
Gründe dies erfordern. Wird ein Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber 

§ 97 Grundsätze der Vergabe
(1) Öffentliche Aufträge und Konzessionen werden im 
Wettbewerb und im Wege transparenter Verfahren 
vergeben. Dabei werden die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismäßigkeit gewahrt.
(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind 
gleich zu behandeln, es sei denn, eine 
Ungleichbehandlung ist aufgrund dieses eines Gesetzes 
ausdrücklich geboten oder gestattet.
(3) Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität und der 
Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte 
nach Maßgabe dieses Teils berücksichtigt.
(4) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge vornehmlich zu berücksichtigen. 
Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und 
getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu 
vergeben. Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen ganz oder 
teilweise zusammen vergeben werden, wenn 
wirtschaftliche, technische oder zeitliche Gründe dies 
erfordern rechtfertigen. Auftraggeber sollen 
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ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung einer 
öffentlichen Aufgabe betraut, verpflichtet der öffentliche 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber das 
Unternehmen, sofern es Unteraufträge vergibt, nach den 
Sätzen 1 bis 3 zu verfahren.

(5) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten und 
Speichern von Daten in einem Vergabeverfahren 
verwenden Auftraggeber und Unternehmen 
grundsätzlich elektronische Mittel nach Maßgabe der 
aufgrund des § 113 erlassenen Verordnungen.
(6) Unternehmen haben Anspruch darauf, dass die 
Bestimmungen über das Vergabeverfahren eingehalten 
werden.

Auftragnehmer verpflichten, bei der Erteilung von 
Unteraufträgen mittelständische Interessen besonders 
zu berücksichtigen. Wird ein Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber 
ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung einer 
öffentlichen Aufgabe betraut, verpflichtet der öffentliche 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber das 
Unternehmen, sofern es Unteraufträge vergibt, nach den 
Sätzen 1 bis 3 zu verfahren.
(5) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten und 
Speichern von Daten in einem Vergabeverfahren 
verwenden Auftraggeber und Unternehmen 
grundsätzlich elektronische Mittel nach Maßgabe der 
aufgrund des § 113 erlassenen Verordnungen.
(6) Unternehmen haben Anspruch darauf, dass die 
Bestimmungen über das Vergabeverfahren eingehalten 
werden.

Nr. 3 § 100 Sektorenauftraggeber
(1) Sektorenauftraggeber sind 
1.
öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 ausüben,
2.
natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 ausüben, wenn 

§ 100 Sektorenauftraggeber
(1) Sektorenauftraggeber sind 
1.
öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 ausüben,
2.
natürliche oder juristische Personen des privaten 
Rechts, die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 ausüben, 
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a)
diese Tätigkeit auf der Grundlage von besonderen oder 
ausschließlichen Rechten ausgeübt wird, die von einer 
zuständigen Behörde gewährt wurden, oder
b)
öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3 auf 
diese Personen einzeln oder gemeinsam einen 
beherrschenden Einfluss ausüben können.
(2) Besondere oder ausschließliche Rechte im Sinne von 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a sind Rechte, die dazu 
führen, dass die Ausübung dieser Tätigkeit einem oder 
mehreren Unternehmen vorbehalten wird und dass die 
Möglichkeit anderer Unternehmen, diese Tätigkeit 
auszuüben, erheblich beeinträchtigt wird. Keine 
besonderen oder ausschließlichen Rechte in diesem 
Sinne sind Rechte, die aufgrund eines Verfahrens nach 
den Vorschriften dieses Teils oder aufgrund eines 
sonstigen Verfahrens gewährt wurden, das angemessen 
bekannt gemacht wurde und auf objektiven Kriterien 
beruht.

wenn 
a)
diese Tätigkeit auf der Grundlage von besonderen oder 
ausschließlichen Rechten ausgeübt wird, die von einer 
zuständigen Behörde gewährt wurden, oder
b)
öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3 
auf diese Personen einzeln oder gemeinsam einen 
beherrschenden Einfluss ausüben können.
(2) Besondere oder ausschließliche Rechte im Sinne von 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a sind Rechte, die dazu 
führen, dass die Ausübung dieser Tätigkeit einem oder 
mehreren Unternehmen vorbehalten wird und dass die 
Möglichkeit anderer Unternehmen, diese Tätigkeit 
auszuüben, erheblich beeinträchtigt wird. Keine 
besonderen oder ausschließlichen Rechte in diesem 
Sinne sind Rechte, die aufgrund eines Verfahrens nach 
den Vorschriften dieses Teils oder aufgrund eines 
sonstigen Verfahrens gewährt wurden, das angemessen 
bekannt gemacht wurde und auf objektiven Kriterien 
beruht. Zu den in Satz 2 genannten Verfahren zählen 
dabei insbesondere solche, die in Anhang II der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von 
Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
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(3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses im 
Sinne von Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird 
vermutet, wenn ein öffentlicher Auftraggeber gemäß § 
99 Nummer 1 bis 3 
1.
unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des 
gezeichneten Kapitals des Unternehmens besitzt,
2.
über die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen 
verbundenen Stimmrechte verfügt oder
3.
mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Unternehmens 
bestellen kann.

Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 243) genannt sind.“
(3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses im 
Sinne von Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird 
vermutet, wenn ein öffentlicher Auftraggeber gemäß § 
99 Nummer 1 bis 3 
1.
unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des 
gezeichneten Kapitals des Unternehmens besitzt,
2.
über die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen 
verbundenen Stimmrechte verfügt oder
3.
mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Unternehmens 
bestellen kann.

Nr. 4 § 101 Konzessionsgeber
(1) Konzessionsgeber sind 
1.
öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3, 
die eine Konzession vergeben,
2.
Sektorenauftraggeber gemäß § 100 Absatz 1 Nummer 1, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 bis 6 

§ 101 Konzessionsgeber
(1) Konzessionsgeber sind 
1.
öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3, 
die eine Konzession vergeben,
2.
Sektorenauftraggeber gemäß § 100 Absatz 1 Nummer 1, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 bis 6 7 
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ausüben und eine Konzession zum Zweck der Ausübung 
dieser Tätigkeit vergeben,
3.
Sektorenauftraggeber gemäß § 100 Absatz 1 Nummer 2, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 bis 6 
ausüben und eine Konzession zum Zweck der Ausübung 
dieser Tätigkeit vergeben.
(2) § 100 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

ausüben und eine Konzession zum Zweck der Ausübung 
dieser Tätigkeit vergeben,
3.
Sektorenauftraggeber gemäß § 100 Absatz 1 Nummer 2, 
die eine Sektorentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 bis 6 7 
ausüben und eine Konzession zum Zweck der Ausübung 
dieser Tätigkeit vergeben.
(2) § 100 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. Zu den in § 
100 Absatz 2 Satz 2 genannten Verfahren zählen dabei 
insbesondere solche, die in Anhang III der Richtlinie 
2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die 
Konzessionsvergabe (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1) 
genannt sind.

Nr. 5 § 102 Sektorentätigkeiten
(1) Sektorentätigkeiten im Bereich Wasser sind 
1.
die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur 
Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit 
der Gewinnung, der Fortleitung und der Abgabe von 
Trinkwasser,
2.
die Einspeisung von Trinkwasser in diese Netze.
Als Sektorentätigkeiten gelten auch Tätigkeiten nach 
Satz 1, die im Zusammenhang mit Wasserbau-, 

§ 102 Sektorentätigkeiten
(1) Sektorentätigkeiten im Bereich Wasser sind 
1.
die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur 
Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit 
der Gewinnung, der Fortleitung und der Abgabe von 
Trinkwasser,
2.
die Einspeisung von Trinkwasser in diese Netze.
Als Sektorentätigkeiten gelten auch Tätigkeiten nach 
Satz 1, die im Zusammenhang mit Wasserbau-, 
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Bewässerungs- oder Entwässerungsvorhaben stehen, 
sofern die zur Trinkwasserversorgung bestimmte 
Wassermenge mehr als 20 Prozent der 
Gesamtwassermenge ausmacht, die mit den 
entsprechenden Vorhaben oder Bewässerungs- oder 
Entwässerungsanlagen zur Verfügung gestellt wird oder 
die im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung 
oder -behandlung steht. Die Einspeisung von 
Trinkwasser in feste Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit durch einen Sektorenauftraggeber nach § 
100 Absatz 1 Nummer 2 gilt nicht als Sektorentätigkeit, 
sofern die Erzeugung von Trinkwasser durch den 
betreffenden Auftraggeber erfolgt, weil dessen 
Verbrauch für die Ausübung einer Tätigkeit erforderlich 
ist, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 
ist, und die Einspeisung in das öffentliche Netz nur von 
dem Eigenverbrauch des betreffenden Auftraggebers 
abhängt und bei Zugrundelegung des Durchschnitts der 
letzten drei Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 30 Prozent der gesamten 
Trinkwassererzeugung des betreffenden Auftraggebers 
ausmacht.
(2) Sektorentätigkeiten im Bereich Elektrizität sind 
1.
die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur 

Bewässerungs- oder Entwässerungsvorhaben stehen, 
sofern die zur Trinkwasserversorgung bestimmte 
Wassermenge mehr als 20 Prozent der 
Gesamtwassermenge ausmacht, die mit den 
entsprechenden Vorhaben oder Bewässerungs- oder 
Entwässerungsanlagen zur Verfügung gestellt wird oder 
die im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung 
oder -behandlung steht. Die Einspeisung von 
Trinkwasser in feste Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit durch einen Sektorenauftraggeber nach § 
100 Absatz 1 Nummer 2 gilt nicht als Sektorentätigkeit, 
sofern die Erzeugung von Trinkwasser durch den 
betreffenden Auftraggeber erfolgt, weil dessen 
Verbrauch für die Ausübung einer Tätigkeit erforderlich 
ist, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 
ist, und die Einspeisung in das öffentliche Netz nur von 
dem Eigenverbrauch des betreffenden Auftraggebers 
abhängt und bei Zugrundelegung des Durchschnitts der 
letzten drei Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 30 Prozent der gesamten 
Trinkwassererzeugung des betreffenden Auftraggebers 
ausmacht.
(2) Sektorentätigkeiten im Bereich Elektrizität sind 
1.
die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur 
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Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit 
der Erzeugung, der Fortleitung und der Abgabe von 
Elektrizität,
2.
die Einspeisung von Elektrizität in diese Netze, es sei 
denn, 
a)
die Elektrizität wird durch den Sektorenauftraggeber 
nach § 100 Absatz 1 Nummer 2 erzeugt, weil ihr 
Verbrauch für die Ausübung einer Tätigkeit erforderlich 
ist, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 
ist, und
b)
die Einspeisung hängt nur von dem Eigenverbrauch des 
Sektorenauftraggebers ab und macht bei 
Zugrundelegung des Durchschnitts der letzten drei Jahre 
einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 30 
Prozent der gesamten Energieerzeugung des 
Sektorenauftraggebers aus.
(3) Sektorentätigkeiten im Bereich von Gas und Wärme 
sind 
1.
die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur 
Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit 
der Erzeugung, der Fortleitung und der Abgabe von Gas 

Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit 
der Erzeugung, der Fortleitung und der Abgabe von 
Elektrizität,
2.
die Einspeisung von Elektrizität in diese Netze, es sei 
denn, 
a)
die Elektrizität wird durch den Sektorenauftraggeber 
nach § 100 Absatz 1 Nummer 2 erzeugt, weil ihr 
Verbrauch für die Ausübung einer Tätigkeit erforderlich 
ist, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 
ist, und
b)
die Einspeisung hängt nur von dem Eigenverbrauch des 
Sektorenauftraggebers ab und macht bei 
Zugrundelegung des Durchschnitts der letzten drei Jahre 
einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 30 
Prozent der gesamten Energieerzeugung des 
Sektorenauftraggebers aus.
(3) Sektorentätigkeiten im Bereich von Gas und Wärme 
sind 
1.
die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur 
Versorgung der Allgemeinheit im Zusammenhang mit 
der Erzeugung, der Fortleitung und der Abgabe von Gas 
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und Wärme,
2.
die Einspeisung von Gas und Wärme in diese Netze, es 
sei denn, 
a)
die Erzeugung von Gas oder Wärme durch den 
Sektorenauftraggeber nach § 100 Absatz 1 Nummer 2 
ergibt sich zwangsläufig aus der Ausübung einer 
Tätigkeit, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 
1 bis 4 ist, und
b)
die Einspeisung zielt nur darauf ab, diese Erzeugung 
wirtschaftlich zu nutzen und macht bei Zugrundelegung 
des Durchschnitts der letzten drei Jahre einschließlich 
des laufenden Jahres nicht mehr als 20 Prozent des 
Umsatzes des Sektorenauftraggebers aus.
(4) Sektorentätigkeiten im Bereich Verkehrsleistungen 
sind die Bereitstellung oder das Betreiben von Netzen 
zur Versorgung der Allgemeinheit mit 
Verkehrsleistungen per Eisenbahn, automatischen 
Systemen, Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder Seilbahn; 
ein Netz gilt als vorhanden, wenn die Verkehrsleistung 
gemäß den von einer zuständigen Behörde festgelegten 
Bedingungen erbracht wird; dazu gehören die Festlegung 
der Strecken, die Transportkapazitäten und die 

und Wärme,
2.
die Einspeisung von Gas und Wärme in diese Netze, es 
sei denn, 
a)
die Erzeugung von Gas oder Wärme durch den 
Sektorenauftraggeber nach § 100 Absatz 1 Nummer 2 
ergibt sich zwangsläufig aus der Ausübung einer 
Tätigkeit, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 
1 bis 4 ist, und
b)
die Einspeisung zielt nur darauf ab, diese Erzeugung 
wirtschaftlich zu nutzen und macht bei Zugrundelegung 
des Durchschnitts der letzten drei Jahre einschließlich 
des laufenden Jahres nicht mehr als 20 Prozent des 
Umsatzes des Sektorenauftraggebers aus.
(4) Sektorentätigkeiten im Bereich Verkehrsleistungen 
sind die Bereitstellung oder das Betreiben von Netzen 
zur Versorgung der Allgemeinheit mit 
Verkehrsleistungen per Eisenbahn, automatischen 
Systemen, Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder Seilbahn; 
ein Netz gilt als vorhanden, wenn die Verkehrsleistung 
gemäß den von einer zuständigen Behörde festgelegten 
Bedingungen erbracht wird; dazu gehören die 
Festlegung der Strecken, die Transportkapazitäten und 
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Fahrpläne.
(5) Sektorentätigkeiten im Bereich Häfen und Flughäfen 
sind Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Nutzung 
eines geografisch abgegrenzten Gebiets mit dem Zweck, 
für Luft-, See- oder 
Binnenschifffahrtsverkehrsunternehmen Flughäfen, 
See- oder Binnenhäfen oder andere 
Terminaleinrichtungen bereitzustellen.
(6) Sektorentätigkeiten im Bereich fossiler Brennstoffe 
sind Tätigkeiten zur Nutzung eines geografisch 
abgegrenzten Gebiets zum Zweck 
1.
der Förderung von Öl oder Gas oder
2.
der Exploration oder Förderung von Kohle oder anderen 
festen Brennstoffen.

die Fahrpläne.
(5) Sektorentätigkeiten im Bereich Häfen und Flughäfen 
sind Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Nutzung 
eines geografisch abgegrenzten Gebiets mit dem Zweck, 
für Luft-, See- oder 
Binnenschifffahrtsverkehrsunternehmen Flughäfen, 
See- oder Binnenhäfen oder andere 
Terminaleinrichtungen bereitzustellen.
(6) Sektorentätigkeiten im Bereich fossiler Brennstoffe 
sind Tätigkeiten zur Nutzung eines geografisch 
abgegrenzten Gebiets zum Zweck 
1.
der Förderung von Öl oder Gas oder
2.
der Exploration oder Förderung von Kohle oder anderen 
festen Brennstoffen.
(7) Sektorentätigkeiten im Bereich Postdienstleistungen 
sind
1. 
Postdienste,
2. 
andere Dienste als Postdienste, vorausgesetzt, dass 
diese Dienstleistungen von einer Stelle erbracht werden, 
die auch Postdienste im Sinne der Sätze 2 und 3 erbringt, 
und dass die in § 140 Absatz 1 genannten Bedingungen 
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(7) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 3 umfasst der 
Begriff „Einspeisung“ die Erzeugung und Produktion 

hinsichtlich der Dienstleistungen nach den Sätzen 2 und 
3 nicht erfüllt sind.

Im Sinne dieses Gesetzes sind Postdienste Dienste, die 
die Abholung, das Sortieren, den Transport und die 
Zustellung von Postsendungen betreffen. Dies umfasst 
sowohl Dienstleistungen, die Universaldienstleistungen 
im Sinne des Postgesetzes darstellen, als auch 
Dienstleistungen, die nicht darunterfallen. 
Postsendungen sind adressierte Sendungen in der 
endgültigen Form, in der sie befördert werden, 
ungeachtet ihres Gewichts. Neben Briefsendungen 
handelt es sich dabei z. B. um Bücher, Kataloge, 
Zeitungen und Zeitschriften sowie um Postpakete, die 
Waren mit oder ohne Handelswert enthalten, ungeachtet 
ihres Gewichts. Andere Dienste als Postdienste sind
1.
Managementdienste für Postversandstellen (Dienste vor 
dem Versand und nach dem Versand, wie beispielsweise 
Mailroom Management) sowie,
2.
Dienste, die nicht unter Satz 4 erfasste Sendungen wie 
etwa nicht adressierte Postwurfsendungen betreffen.
(78) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 3 umfasst der 
Begriff „Einspeisung“ die Erzeugung und Produktion 
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sowie den Groß- und Einzelhandel. Die Erzeugung von 
Gas fällt unter Absatz 6.

sowie den Groß- und Einzelhandel. Die Erzeugung von 
Gas fällt unter Absatz 6.

Nr. 6 § 103 Öffentliche Aufträge, Rahmenvereinbarungen 
und Wettbewerbe
(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Verträge 
zwischen öffentlichen Auftraggebern oder 
Sektorenauftraggebern und Unternehmen über die 
Beschaffung von Leistungen, die die Lieferung von 
Waren, die Ausführung von Bauleistungen oder die 
Erbringung von Dienstleistungen zum Gegenstand 
haben.

(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung von 
Waren, die insbesondere Kauf oder Ratenkauf oder 
Leasing, Mietverhältnisse oder Pachtverhältnisse mit 
oder ohne Kaufoption betreffen. Die Verträge können 
auch Nebenleistungen umfassen.
(3) Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder 
die gleichzeitige Planung und Ausführung 

1.
von Bauleistungen im Zusammenhang mit einer der 

§ 103 Öffentliche Aufträge, Rahmenvereinbarungen 
und Wettbewerbe
(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Verträge 
zwischen öffentlichen Auftraggebern oder 
Sektorenauftraggebern und Unternehmen über die 
Beschaffung von Leistungen, die die Lieferung von 
Waren, die Ausführung von Bauleistungen oder die 
Erbringung von Dienstleistungen zum Gegenstand 
haben. Ein Vertrag ist entgeltlich im Sinne von Satz 1, 
wenn sich jede Partei rechtsverbindlich verpflichtet, eine 
Leistung im Gegenzug für eine andere zu erbringen. 
Leistung und Gegenleistung sind rechtsverbindlich im 
Sinne des Satzes 2, wenn ihre Erfüllung einklagbar ist.
(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung von 
Waren, die insbesondere Kauf oder Ratenkauf oder 
Leasing, Mietverhältnisse oder Pachtverhältnisse mit 
oder ohne Kaufoption betreffen. Die Verträge können 
auch Nebenleistungen umfassen.
(3) Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder 
sowohl die gleichzeitige Planung als auch die und 
Ausführung 
1.
von Bauleistungen im Zusammenhang mit einer der 
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Tätigkeiten, die in Anhang II der Richtlinie 2014/24/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 65) und Anhang I der Richtlinie 2014/25/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 243) genannt sind, oder
2.
eines Bauwerkes für den öffentlichen Auftraggeber oder 
Sektorenauftraggeber, das Ergebnis von Tief- oder 
Hochbauarbeiten ist und eine wirtschaftliche oder 
technische Funktion erfüllen soll.
Ein Bauauftrag liegt auch vor, wenn ein Dritter eine 
Bauleistung gemäß den vom öffentlichen Auftraggeber 
oder Sektorenauftraggeber genannten Erfordernissen 
erbringt, die Bauleistung dem Auftraggeber unmittelbar 
wirtschaftlich zugutekommt und dieser einen 
entscheidenden Einfluss auf Art und Planung der 
Bauleistung hat.
(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Verträge über 
die Erbringung von Leistungen, die nicht unter die 

Tätigkeiten, die in Anhang II der Richtlinie 2014/24/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 65) und Anhang I der Richtlinie 2014/25/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 243) genannt sind, oder
2.
eines Bauwerkes für den öffentlichen Auftraggeber oder 
Sektorenauftraggeber, das Ergebnis von Tief- oder 
Hochbauarbeiten ist und eine wirtschaftliche oder 
technische Funktion erfüllen soll.
Ein Bauauftrag liegt auch vor, wenn ein Dritter eine 
Bauleistung gemäß den vom öffentlichen Auftraggeber 
oder Sektorenauftraggeber genannten Erfordernissen 
erbringt, die Bauleistung dem Auftraggeber unmittelbar 
wirtschaftlich zugutekommt und dieser einen 
entscheidenden Einfluss auf Art und Planung der 
Bauleistung hat.
(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Verträge über 
die Erbringung von Leistungen, die nicht unter die 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 12 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

Absätze 2 und 3 fallen.
(5) Rahmenvereinbarungen sind Vereinbarungen 
zwischen einem oder mehreren öffentlichen 
Auftraggebern oder Sektorenauftraggebern und einem 
oder mehreren Unternehmen, die dazu dienen, die 
Bedingungen für die öffentlichen Aufträge, die während 
eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, 
festzulegen, insbesondere in Bezug auf den Preis. Für die 
Vergabe von Rahmenvereinbarungen gelten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, dieselben Vorschriften wie 
für die Vergabe entsprechender öffentlicher Aufträge.
(6) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die dem 
Auftraggeber aufgrund vergleichender Beurteilung 
durch ein Preisgericht mit oder ohne Verteilung von 
Preisen zu einem Plan oder einer Planung verhelfen 
sollen.

Absätze 2 und 3 fallen.
(5) Rahmenvereinbarungen sind Vereinbarungen 
zwischen einem oder mehreren öffentlichen 
Auftraggebern oder Sektorenauftraggebern und einem 
oder mehreren Unternehmen, die dazu dienen, die 
Bedingungen für die öffentlichen Aufträge, die während 
eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, 
festzulegen, insbesondere in Bezug auf den Preis. Für die 
Vergabe von Rahmenvereinbarungen gelten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, dieselben Vorschriften wie 
für die Vergabe entsprechender öffentlicher Aufträge.
(6) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die dem 
Auftraggeber aufgrund vergleichender Beurteilung 
durch ein Preisgericht mit oder ohne Verteilung von 
Preisen zu einem Plan oder einer Planung verhelfen 
sollen.

Nr. 7 § 105 Konzessionen
(1) Konzessionen sind entgeltliche Verträge, mit denen 
ein oder mehrere Konzessionsgeber ein oder mehrere 
Unternehmen 
1.
mit der Erbringung von Bauleistungen betrauen 
(Baukonzessionen); dabei besteht die Gegenleistung 
entweder allein in dem Recht zur Nutzung des Bauwerks 
oder in diesem Recht zuzüglich einer Zahlung; oder

§ 105 Konzessionen
(1) Konzessionen sind entgeltliche Verträge, mit denen 
ein oder mehrere Konzessionsgeber ein oder mehrere 
Unternehmen 
1.
mit der Erbringung von Bauleistungen betrauen 
(Baukonzessionen); dabei besteht die Gegenleistung 
entweder allein in dem Recht zur Nutzung des Bauwerks 
oder in diesem Recht zuzüglich einer Zahlung; oder
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2.
mit der Erbringung und der Verwaltung von 
Dienstleistungen betrauen, die nicht in der Erbringung 
von Bauleistungen nach Nummer 1 bestehen 
(Dienstleistungskonzessionen); dabei besteht die 
Gegenleistung entweder allein in dem Recht zur 
Verwertung der Dienstleistungen oder in diesem Recht 
zuzüglich einer Zahlung.
(2) In Abgrenzung zur Vergabe öffentlicher Aufträge geht 
bei der Vergabe einer Bau- oder 
Dienstleistungskonzession das Betriebsrisiko für die 
Nutzung des Bauwerks oder für die Verwertung der 
Dienstleistungen auf den Konzessionsnehmer über. Dies 
ist der Fall, wenn 
1.
unter normalen Betriebsbedingungen nicht 
gewährleistet ist, dass die Investitionsaufwendungen 
oder die Kosten für den Betrieb des Bauwerks oder die 
Erbringung der Dienstleistungen wieder erwirtschaftet 
werden können, und
2.
der Konzessionsnehmer den Unwägbarkeiten des 
Marktes tatsächlich ausgesetzt ist, sodass potenzielle 
geschätzte Verluste des Konzessionsnehmers nicht 
vernachlässigbar sind.

2.
mit der Erbringung und der Verwaltung von 
Dienstleistungen betrauen, die nicht in der Erbringung 
von Bauleistungen nach Nummer 1 bestehen 
(Dienstleistungskonzessionen); dabei besteht die 
Gegenleistung entweder allein in dem Recht zur 
Verwertung der Dienstleistungen oder in diesem Recht 
zuzüglich einer Zahlung.
(2) In Abgrenzung zur Vergabe öffentlicher Aufträge geht 
bei der Vergabe einer Bau- oder 
Dienstleistungskonzession das Betriebsrisiko für die 
Nutzung des Bauwerks oder für die Verwertung der 
Dienstleistungen auf den Konzessionsnehmer über. Dies 
ist der Fall, wenn 
1.
unter normalen Betriebsbedingungen nicht 
gewährleistet ist, dass die Investitionsaufwendungen 
oder die Kosten für den Betrieb des Bauwerks oder die 
Erbringung der Dienstleistungen wieder erwirtschaftet 
werden können, und
2.
der Konzessionsnehmer den Unwägbarkeiten des 
Marktes tatsächlich ausgesetzt ist, sodass potenzielle 
geschätzte Verluste des Konzessionsnehmers nicht 
vernachlässigbar sind.
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Das Betriebsrisiko kann ein Nachfrage- oder 
Angebotsrisiko sein.

Das Betriebsrisiko kann ein Nachfrage- oder 
Angebotsrisiko sein. § 103 Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten 
entsprechend.

Nr. 8 § 106 Schwellenwerte
(1) Dieser Teil gilt für die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen und Konzessionen sowie die Ausrichtung von 
Wettbewerben, deren geschätzter Auftrags- oder 
Vertragswert ohne Umsatzsteuer die jeweils 
festgelegten Schwellenwerte erreicht oder 
überschreitet. § 114 Absatz 2 bleibt unberührt.
(2) Der jeweilige Schwellenwert ergibt sich 
1.
für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die von 
öffentlichen Auftraggebern vergeben werden, aus 
Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU in der jeweils 
geltenden Fassung; der sich hieraus für zentrale 
Regierungsbehörden ergebende Schwellenwert ist von 
allen obersten Bundesbehörden sowie allen oberen 
Bundesbehörden und vergleichbaren 
Bundeseinrichtungen anzuwenden,

2.
für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die von 
Sektorenauftraggebern zum Zweck der Ausübung einer 
Sektorentätigkeit vergeben werden, aus Artikel 15 der 

§ 106 Schwellenwerte
(1) Dieser Teil gilt für die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen und Konzessionen sowie die Ausrichtung von 
Wettbewerben, deren geschätzter Auftrags- oder 
Vertragswert ohne Umsatzsteuer die jeweils 
festgelegten Schwellenwerte erreicht oder 
überschreitet. § 114 Absatz 2 bleibt unberührt.
(2) Der jeweilige Schwellenwert ergibt sich 
1.
für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die von 
öffentlichen Auftraggebern vergeben werden, aus 
Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU in der jeweils 
geltenden Fassung; der sich hieraus für zentrale 
Regierungsbehörden ergebende Schwellenwert ist von 
allen obersten Bundesbehörden sowie allen oberen 
Bundesbehörden und vergleichbaren 
Bundeseinrichtungen vom Bundeskanzleramt und den 
Bundesministerien anzuwenden,
2.
für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die von 
Sektorenauftraggebern zum Zweck der Ausübung einer 
Sektorentätigkeit vergeben werden, aus Artikel 15 der 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 15 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

Richtlinie 2014/25/EU in der jeweils geltenden Fassung,
3.
für verteidigungs- oder sicherheitsspezifische 
öffentliche Aufträge aus Artikel 8 der Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung 
und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG (ABl. L 216 vom 20.8.2009, 
S. 76) in der jeweils geltenden Fassung,
4.
für Konzessionen aus Artikel 8 der Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
gibt die geltenden Schwellenwerte unverzüglich, 
nachdem sie im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht worden sind, im Bundesanzeiger bekannt.

Richtlinie 2014/25/EU in der jeweils geltenden Fassung,
3.
für verteidigungs- oder sicherheitsspezifische 
öffentliche Aufträge aus Artikel 8 der Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung 
und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG (ABl. L 216 vom 
20.8.2009, S. 76) in der jeweils geltenden Fassung,
4.
für Konzessionen aus Artikel 8 der Richtlinie 2014/23/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
gibt die geltenden Schwellenwerte unverzüglich, 
nachdem sie im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht worden sind, im Bundesanzeiger bekannt.

Nr. 9 § 107 Allgemeine Ausnahmen
(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
1.
zu Schiedsgerichts- und Schlichtungsdienstleistungen,

§ 107 Allgemeine Ausnahmen
(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
1.
zu Schiedsgerichts- und Schlichtungsdienstleistungen,
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2.
für den Erwerb, die Miete oder die Pacht von 
Grundstücken, vorhandenen Gebäuden oder anderem 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechten daran, 
ungeachtet ihrer Finanzierung,
3.
zu Arbeitsverträgen,
4.
zu Dienstleistungen des Katastrophenschutzes, des 
Zivilschutzes und der Gefahrenabwehr, die von 
gemeinnützigen Organisationen oder Vereinigungen 
erbracht werden und die unter die Referenznummern 
des Common Procurement Vocabulary 75250000-3, 
75251000-0, 75251100-1, 75251110-4, 75251120-7, 
75252000-7, 75222000-8, 98113100-9 und 
85143000-3 mit Ausnahme des Einsatzes von 
Krankenwagen zur Patientenbeförderung fallen; 
gemeinnützige Organisationen oder Vereinigungen im 
Sinne dieser Nummer sind insbesondere die 
Hilfsorganisationen, die nach Bundes- oder Landesrecht 
als Zivil- und Katastrophenschutzorganisationen 
anerkannt sind.
(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öffentliche Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden, 
1.

2.
für den Erwerb, die Miete oder die Pacht von 
Grundstücken, vorhandenen Gebäuden oder anderem 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechten daran, 
ungeachtet ihrer Finanzierung,
3.
zu Arbeitsverträgen,
4.
zu Dienstleistungen des Katastrophenschutzes, des 
Zivilschutzes und der Gefahrenabwehr, die von 
gemeinnützigen Organisationen oder Vereinigungen 
erbracht werden und die unter die Referenznummern 
des Common Procurement Vocabulary 75250000-3, 
75251000-0, 75251100-1, 75251110-4, 75251120-7, 
75252000-7, 75222000-8, 98113100-9 und 
85143000-3 mit Ausnahme des Einsatzes von 
Krankenwagen zur Patientenbeförderung fallen; 
gemeinnützige Organisationen oder Vereinigungen im 
Sinne dieser Nummer sind insbesondere die 
Hilfsorganisationen, die nach Bundes- oder Landesrecht 
als Zivil- und Katastrophenschutzorganisationen 
anerkannt sind.
(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öffentliche Aufträge 
und Konzessionen anzuwenden, 
1.
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bei denen die Anwendung dieses Teils den Auftraggeber 
dazu zwingen würde, im Zusammenhang mit dem 
Vergabeverfahren oder der Auftragsausführung 
Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe seiner Ansicht 
nach wesentlichen Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland im Sinne des Artikels 346 
Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union widerspricht, oder
2.
die dem Anwendungsbereich des Artikels 346 Absatz 1 
Buchstabe b des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union unterliegen.
Wesentliche Sicherheitsinteressen im Sinne des Artikels 
346 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union können insbesondere berührt sein, 
wenn der öffentliche Auftrag oder die Konzession 
verteidigungsindustrielle Schlüsseltechnologien betrifft. 
Ferner können im Fall des Satzes 1 Nummer 1 
wesentliche Sicherheitsinteressen im Sinne des Artikels 
346 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union insbesondere 
berührt sein, wenn der öffentliche Auftrag oder die 
Konzession 
1.
sicherheitsindustrielle Schlüsseltechnologien betreffen 

bei denen die Anwendung dieses Teils den Auftraggeber 
dazu zwingen würde, im Zusammenhang mit dem 
Vergabeverfahren oder der Auftragsausführung 
Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe seiner Ansicht 
nach wesentlichen Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland im Sinne des Artikels 346 
Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union widerspricht, oder
2.
die dem Anwendungsbereich des Artikels 346 Absatz 1 
Buchstabe b des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union unterliegen.
Wesentliche Sicherheitsinteressen im Sinne des Artikels 
346 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union können insbesondere berührt sein, 
wenn der öffentliche Auftrag oder die Konzession 
verteidigungsindustrielle Schlüsseltechnologien betrifft. 
Ferner können im Fall des Satzes 1 Nummer 1 
wesentliche Sicherheitsinteressen im Sinne des Artikels 
346 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union insbesondere 
berührt sein, wenn der öffentliche Auftrag oder die 
Konzession 
1.
sicherheitsindustrielle Schlüsseltechnologien betreffen 
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oder
2.
Leistungen betreffen, die 
a)
für den Grenzschutz, die Bekämpfung des Terrorismus 
oder der organisierten Kriminalität oder für verdeckte 
Tätigkeiten der Polizei oder der Sicherheitskräfte 
bestimmt sind, oder

b)
Verschlüsselung betreffen
und soweit ein besonders hohes Maß an Vertraulichkeit 
erforderlich ist.

oder
2.
Leistungen betreffen, die 
a)
für den Grenzschutz, die Bekämpfung des Terrorismus 
oder der organisierten Kriminalität, für Zwecke 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit oder für verdeckte 
Tätigkeiten der Polizei oder der Sicherheitskräfte 
bestimmt sind, oder
b)
Verschlüsselung betreffen
und soweit ein besonders hohes Maß an Vertraulichkeit 
erforderlich ist.

Nr. 10 § 108 Ausnahmen bei öffentlich-öffentlicher 
Zusammenarbeit
(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen, die von einem öffentlichen 
Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 an eine 
juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts 
vergeben werden, wenn 
1.
der öffentliche Auftraggeber über die juristische Person 
eine ähnliche Kontrolle wie über seine eigenen 
Dienststellen ausübt,
2.

§ 108 Ausnahmen Anwendungsbereich bei öffentlich-
öffentlicher Zusammenarbeit
(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen, die von einem öffentlichen 
Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 an eine 
juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts 
vergeben werden, wenn 
1.
der öffentliche Auftraggeber über die juristische Person 
eine ähnliche Kontrolle wie über seine eigenen 
Dienststellen ausübt,
2.
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mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen 
Person der Ausführung von Aufgaben dienen, mit denen 
sie von dem öffentlichen Auftraggeber oder von einer 
anderen juristischen Person, die von diesem kontrolliert 
wird, betraut wurde, und
3.
an der juristischen Person keine direkte private 
Kapitalbeteiligung besteht, mit Ausnahme nicht 
beherrschender Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapitalbeteiligung ohne 
Sperrminorität, die durch gesetzliche Bestimmungen 
vorgeschrieben sind und die keinen maßgeblichen 
Einfluss auf die kontrollierte juristische Person 
vermitteln.
(2) Die Ausübung einer Kontrolle im Sinne von Absatz 1 
Nummer 1 wird vermutet, wenn der öffentliche 
Auftraggeber einen ausschlaggebenden Einfluss auf die 
strategischen Ziele und die wesentlichen 
Entscheidungen der juristischen Person ausübt. Die 
Kontrolle kann auch durch eine andere juristische Person 
ausgeübt werden, die von dem öffentlichen 
Auftraggeber auf gleiche Weise kontrolliert wird.
(3) Absatz 1 gilt auch für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge, die von einer kontrollierten juristischen Person, 
die zugleich öffentlicher Auftraggeber im Sinne des § 99 

mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen 
Person der Ausführung von Aufgaben dienen, mit denen 
sie von dem öffentlichen Auftraggeber oder von einer 
anderen juristischen Person, die von diesem kontrolliert 
wird, betraut wurde, und
3.
an der juristischen Person keine direkte private 
Kapitalbeteiligung besteht, mit Ausnahme nicht 
beherrschender Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapitalbeteiligung ohne 
Sperrminorität, die durch gesetzliche Bestimmungen 
vorgeschrieben sind und die keinen maßgeblichen 
Einfluss auf die kontrollierte juristische Person 
vermitteln.
(2) Die Ausübung einer Kontrolle im Sinne von Absatz 1 
Nummer 1 wird vermutet, wenn der öffentliche 
Auftraggeber einen ausschlaggebenden Einfluss auf die 
strategischen Ziele und die wesentlichen 
Entscheidungen der juristischen Person ausübt. Die 
Kontrolle kann auch durch eine andere juristische Person 
ausgeübt werden, die von dem öffentlichen 
Auftraggeber auf gleiche Weise kontrolliert wird.
(3) Absatz 1 gilt auch für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge, die von einer kontrollierten juristischen Person, 
die zugleich öffentlicher Auftraggeber im Sinne des § 99 
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Nummer 1 bis 3 ist, an den kontrollierenden öffentlichen 
Auftraggeber oder an eine von diesem öffentlichen 
Auftraggeber kontrollierte andere juristische Person 
vergeben werden. Voraussetzung ist, dass keine direkte 
private Kapitalbeteiligung an der juristischen Person 
besteht, die den öffentlichen Auftrag erhalten soll. 
Absatz 1 Nummer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend.
(4) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen, bei denen der öffentliche 
Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 über 
eine juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts zwar keine Kontrolle im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 ausübt, aber 
1.
der öffentliche Auftraggeber gemeinsam mit anderen 
öffentlichen Auftraggebern über die juristische Person 
eine ähnliche Kontrolle ausübt wie jeder der öffentlichen 
Auftraggeber über seine eigenen Dienststellen,
2.
mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen 
Person der Ausführung von Aufgaben dienen, mit denen 
sie von den öffentlichen Auftraggebern oder von einer 
anderen juristischen Person, die von diesen 
Auftraggebern kontrolliert wird, betraut wurde, und
3.

Nummer 1 bis 3 ist, an den kontrollierenden öffentlichen 
Auftraggeber oder an eine von diesem öffentlichen 
Auftraggeber kontrollierte andere juristische Person 
vergeben werden. Voraussetzung ist, dass keine direkte 
private Kapitalbeteiligung an der juristischen Person 
besteht, die den öffentlichen Auftrag erhalten soll. 
Absatz 1 Nummer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend.
(4) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen, bei denen der öffentliche 
Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 über 
eine juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts zwar keine Kontrolle im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 ausübt, aber 
1.
der öffentliche Auftraggeber gemeinsam mit anderen 
öffentlichen Auftraggebern über die juristische Person 
eine ähnliche Kontrolle ausübt wie jeder der öffentlichen 
Auftraggeber über seine eigenen Dienststellen,
2.
mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen 
Person der Ausführung von Aufgaben dienen, mit denen 
sie von den öffentlichen Auftraggebern oder von einer 
anderen juristischen Person, die von diesen 
Auftraggebern kontrolliert wird, betraut wurde, und
3.
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an der juristischen Person keine direkte private 
Kapitalbeteiligung besteht; Absatz 1 Nummer 3 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend.

(5) Eine gemeinsame Kontrolle im Sinne von Absatz 4 
Nummer 1 besteht, wenn 
1.
sich die beschlussfassenden Organe der juristischen 
Person aus Vertretern sämtlicher teilnehmender 
öffentlicher Auftraggeber zusammensetzen; ein 
einzelner Vertreter kann mehrere oder alle 
teilnehmenden öffentlichen Auftraggeber vertreten,
2.
die öffentlichen Auftraggeber gemeinsam einen 
ausschlaggebenden Einfluss auf die strategischen Ziele 
und die wesentlichen Entscheidungen der juristischen 
Person ausüben können und
3.

an der juristischen Person keine direkte private 
Kapitalbeteiligung besteht; Absatz 1 Nummer 3 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend.
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 gelten entsprechend. An 
der gemeinsamen Kontrolle können auch solche 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts beteiligt 
sein, die zu dem besonderen Zweck gegründet wurden, 
im Allgemeininteresse liegende Aufgaben 
nichtgewerblicher Art zu erfüllen, die die weiteren 
Voraussetzungen des § 99 Nummer 2 GWB nicht 
erfüllen.
(5) Eine gemeinsame Kontrolle im Sinne von Absatz 4 
Nummer 1 besteht, wenn 
1.
sich die beschlussfassenden Organe der juristischen 
Person aus Vertretern sämtlicher teilnehmender 
öffentlicher Auftraggeber zusammensetzen; ein 
einzelner Vertreter kann mehrere oder alle 
teilnehmenden öffentlichen Auftraggeber vertreten,
2.
die öffentlichen Auftraggeber gemeinsam einen 
ausschlaggebenden Einfluss auf die strategischen Ziele 
und die wesentlichen Entscheidungen der juristischen 
Person ausüben können und
3.
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die juristische Person keine Interessen verfolgt, die den 
Interessen der öffentlichen Auftraggeber zuwiderlaufen.
(6) Dieser Teil ist ferner nicht anzuwenden auf Verträge, 
die zwischen zwei oder mehreren öffentlichen 
Auftraggebern im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 
geschlossen werden, wenn 
1.
der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten öffentlichen Auftraggebern begründet oder 
erfüllt, um sicherzustellen, dass die von ihnen zu 
erbringenden öffentlichen Dienstleistungen im Hinblick 
auf die Erreichung gemeinsamer Ziele ausgeführt 
werden,

2.
die Durchführung der Zusammenarbeit nach Nummer 1 
ausschließlich durch Überlegungen im Zusammenhang 
mit dem öffentlichen Interesse bestimmt wird und
3.
die öffentlichen Auftraggeber auf dem Markt weniger als 
20 Prozent der Tätigkeiten erbringen, die durch die 
Zusammenarbeit nach Nummer 1 erfasst sind.

die juristische Person keine Interessen verfolgt, die den 
Interessen der öffentlichen Auftraggeber zuwiderlaufen.
(6) Dieser Teil ist ferner nicht anzuwenden auf Verträge 
öffentliche Aufträge, die zwischen zwei oder mehreren 
öffentlichen Auftraggebern im Sinne des § 99 Nummer 1 
bis 3 geschlossen werden, wenn 
1.
der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten öffentlichen Auftraggebern begründet oder 
erfüllt, um sicherzustellen, dass die von ihnen zu 
erbringenden öffentlichen Dienstleistungen im Hinblick 
auf die Erreichung gemeinsamer Ziele ausgeführt 
werden der öffentliche Auftrag eine auf einer 
gemeinsamen Kooperationsvereinbarung beruhende 
Zusammenarbeit zwischen den beteiligten öffentlichen 
Auftraggebern zur Erreichung gemeinsamer Ziele 
begründet oder erfüllt,
2.
die Durchführung der Zusammenarbeit nach Nummer 1 
ausschließlich durch Überlegungen im Zusammenhang 
mit dem öffentlichen Interesse bestimmt wird und,
3.
die öffentlichen Auftraggeber auf dem Markt weniger als 
20 Prozent der Tätigkeiten erbringen, die durch die 
Zusammenarbeit nach Nummer 1 erfasst sind. die 
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(7) Zur Bestimmung des prozentualen Anteils nach 
Absatz 1 Nummer 2, Absatz 4 Nummer 2 und Absatz 6 
Nummer 3 wird der durchschnittliche Gesamtumsatz der 
letzten drei Jahre vor Vergabe des öffentlichen Auftrags 

öffentlichen Auftraggeber die von der Zusammenarbeit 
erfassten Tätigkeiten zu weniger als 20 Prozent am 
offenen Markt gegenüber privaten
Dritten erbringen und
4.
kein privater Dritter unmittelbar aufgrund der 
Zusammenarbeit einen Vorteil gegenüber seinen 
Wettbewerbern erhält.
Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.
(7) Eine Betrauung nach Absatz 1 Nummer 2 liegt vor, 
wenn eine dem Zuständigkeitsbereich des öffentlichen 
Auftraggebers unterfallende Aufgabe durch einen 
erkennbaren und inhaltlich festgelegten 
rechtsverbindlichen Akt an die juristische Person des 
öffentlichen oder privaten Rechts übertragen wurde. Die 
Betrauung kann auch solche Tätigkeiten umfassen, die 
der öffentliche Auftraggeber oder eine andere von ihm 
kontrollierte juristische Person zur Erfüllung einer 
Zusammenarbeit nach Absatz 6 erbringt. Satz 1 und 2 
gelten für eine Betrauung nach Absatz 4 Nummer 2 
entsprechend.
(78) Zur Bestimmung des prozentualen Anteils nach 
Absatz 1 Nummer 2, Absatz 4 Nummer 2 und Absatz 6 
Nummer 3 wird der durchschnittliche Gesamtumsatz der 
letzten drei Jahre vor Vergabe des öffentlichen Auftrags 
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oder ein anderer geeigneter tätigkeitsgestützter Wert 
herangezogen. Ein geeigneter tätigkeitsgestützter Wert 
sind zum Beispiel die Kosten, die der juristischen Person 
oder dem öffentlichen Auftraggeber in dieser Zeit in 
Bezug auf Liefer-, Bau- und Dienstleistungen entstanden 
sind. Liegen für die letzten drei Jahre keine Angaben über 
den Umsatz oder einen geeigneten alternativen 
tätigkeitsgestützten Wert wie zum Beispiel Kosten vor 
oder sind sie nicht aussagekräftig, genügt es, wenn der 
tätigkeitsgestützte Wert insbesondere durch Prognosen 
über die Geschäftsentwicklung glaubhaft gemacht wird.
(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend für 
Sektorenauftraggeber im Sinne des § 100 Absatz 1 
Nummer 1 hinsichtlich der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen sowie für Konzessionsgeber im Sinne des § 
101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 hinsichtlich der Vergabe 
von Konzessionen.

oder ein anderer geeigneter tätigkeitsgestützter Wert 
herangezogen. Ein geeigneter tätigkeitsgestützter Wert 
sind zum Beispiel die Kosten, die der juristischen Person 
oder dem öffentlichen Auftraggeber in dieser Zeit in 
Bezug auf Liefer-, Bau- und Dienstleistungen entstanden 
sind. Liegen für die letzten drei Jahre keine Angaben über 
den Umsatz oder einen geeigneten alternativen 
tätigkeitsgestützten Wert wie zum Beispiel Kosten vor 
oder sind sie nicht aussagekräftig, genügt es, wenn der 
tätigkeitsgestützte Wert insbesondere durch Prognosen 
über die Geschäftsentwicklung glaubhaft gemacht wird.
(89) Die Absätze 1 bis 78 gelten entsprechend für 
Sektorenauftraggeber im Sinne des § 100 Absatz 1 
Nummer 1 hinsichtlich der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen sowie für Konzessionsgeber im Sinne des § 
101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 hinsichtlich der Vergabe 
von Konzessionen.
(10) Sonstige Formen öffentlich-öffentlicher 
Zusammenarbeit außerhalb dieses Teils bleiben 
unberührt. Dieser Teil ist insbesondere nicht 
anzuwenden, wenn Auftraggeber Leistungen selbst 
erbringen, auch in Zusammenarbeit mit anderen 
öffentlichen Stellen, oder Leistungen durch andere Mittel 
als öffentliche Aufträge, Konzessionen oder 
Wettbewerbe organisieren. Dieser Teil gilt ferner 
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regelmäßig nicht für die Erbringung von Leistungen auf 
Grundlage von Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

Nr. 11 § 111 Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen, deren Teile unterschiedlichen 
rechtlichen Regelungen unterliegen
(1) Sind die verschiedenen Teile eines öffentlichen 
Auftrags, die jeweils unterschiedlichen rechtlichen 
Regelungen unterliegen, objektiv trennbar, so dürfen 
getrennte Aufträge für jeden Teil oder darf ein 
Gesamtauftrag vergeben werden.
(2) Werden getrennte Aufträge vergeben, so wird jeder 
einzelne Auftrag nach den Vorschriften vergeben, die auf 
seine Merkmale anzuwenden sind.
(3) Wird ein Gesamtauftrag vergeben, 
1.
kann der Auftrag ohne Anwendung dieses Teils 
vergeben werden, wenn ein Teil des Auftrags die 
Voraussetzungen des § 107 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 
erfüllt und die Vergabe eines Gesamtauftrags aus 
objektiven Gründen gerechtfertigt ist,
2.
kann der Auftrag nach den Vorschriften über die 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Aufträgen vergeben werden, wenn ein Teil des Auftrags 
diesen Vorschriften unterliegt und die Vergabe eines 

§ 111 Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen, deren Teile unterschiedlichen 
rechtlichen Regelungen unterliegen
(1) Sind die verschiedenen Teile eines öffentlichen 
Auftrags, die jeweils unterschiedlichen rechtlichen 
Regelungen unterliegen, objektiv trennbar, so dürfen 
getrennte Aufträge für jeden Teil oder darf ein 
Gesamtauftrag vergeben werden.
(2) Werden getrennte Aufträge vergeben, so wird jeder 
einzelne Auftrag nach den Vorschriften vergeben, die auf 
seine Merkmale anzuwenden sind.
(3) Wird ein Gesamtauftrag vergeben, 
1.
kann der Auftrag ohne Anwendung dieses Teils 
vergeben werden, wenn ein Teil des Auftrags die 
Voraussetzungen des § 107 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 
erfüllt und die Vergabe eines Gesamtauftrags aus 
objektiven Gründen gerechtfertigt ist,
2.
kann der Auftrag nach den Vorschriften über die 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Aufträgen vergeben werden, wenn ein Teil des Auftrags 
diesen Vorschriften unterliegt und die Vergabe eines 
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Gesamtauftrags aus objektiven Gründen gerechtfertigt 
ist,
3.
sind die Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen durch Sektorenauftraggeber anzuwenden, 
wenn ein Teil des Auftrags diesen Vorschriften unterliegt 
und der Wert dieses Teils den geltenden Schwellenwert 
erreicht oder überschreitet; dies gilt auch dann, wenn der 
andere Teil des Auftrags den Vorschriften über die 
Vergabe von Konzessionen unterliegt,
4.
sind die Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber anzuwenden, 
wenn ein Teil des Auftrags den Vorschriften zur Vergabe 
von Konzessionen und ein anderer Teil des Auftrags den 
Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
durch öffentliche Auftraggeber unterliegt und wenn der 
Wert dieses Teils den geltenden Schwellenwert erreicht 
oder überschreitet,
5.
sind die Vorschriften dieses Teils anzuwenden, wenn ein 
Teil des Auftrags den Vorschriften dieses Teils und ein 
anderer Teil des Auftrags sonstigen Vorschriften 
außerhalb dieses Teils unterliegt; dies gilt ungeachtet 
des Wertes des Teils, der sonstigen Vorschriften 

Gesamtauftrags aus objektiven Gründen gerechtfertigt 
ist,
3.
sind die Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen durch Sektorenauftraggeber anzuwenden, 
wenn ein Teil des Auftrags diesen Vorschriften unterliegt 
und der Wert dieses Teils den geltenden Schwellenwert 
erreicht oder überschreitet; dies gilt auch dann, wenn der 
andere Teil des Auftrags den Vorschriften über die 
Vergabe von Konzessionen unterliegt,
4.
sind die Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber anzuwenden, 
wenn ein Teil des Auftrags den Vorschriften zur Vergabe 
von Konzessionen und ein anderer Teil des Auftrags den 
Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
durch öffentliche Auftraggeber unterliegt und wenn der 
Wert dieses Teils den geltenden Schwellenwert erreicht 
oder überschreitet,
5.
sind die Vorschriften dieses Teils anzuwenden, wenn ein 
Teil des Auftrags den Vorschriften dieses Teils und ein 
anderer Teil des Auftrags sonstigen Vorschriften 
außerhalb dieses Teils unterliegt; dies gilt ungeachtet 
des Wertes des Teils, der sonstigen Vorschriften 
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außerhalb dieses Teils unterliegen würde und ungeachtet 
ihrer rechtlichen Regelung.
(4) Sind die verschiedenen Teile eines öffentlichen 
Auftrags, die jeweils unterschiedlichen rechtlichen 
Regelungen unterliegen, objektiv nicht trennbar, 
1.
wird der Auftrag nach den Vorschriften vergeben, denen 
der Hauptgegenstand des Auftrags zuzuordnen ist; 
enthält der Auftrag Elemente einer 
Dienstleistungskonzession und eines Lieferauftrags, 
wird der Hauptgegenstand danach bestimmt, welcher 
geschätzte Wert der jeweiligen Dienst- oder 
Lieferleistungen höher ist,
2.
kann der Auftrag ohne Anwendung der Vorschriften 
dieses Teils oder gemäß den Vorschriften über die 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen vergeben werden, wenn der 
Auftrag Elemente enthält, auf die § 107 Absatz 2 
Nummer 1 oder 2 anzuwenden ist.

außerhalb dieses Teils unterliegen würde und 
ungeachtet ihrer rechtlichen Regelung.
(4) Sind die verschiedenen Teile eines öffentlichen 
Auftrags, die jeweils unterschiedlichen rechtlichen 
Regelungen unterliegen, objektiv nicht trennbar, 
1.
wird der Auftrag nach den Vorschriften vergeben, denen 
der Hauptgegenstand des Auftrags zuzuordnen ist; 
enthält der Auftrag Elemente einer 
Dienstleistungskonzession und eines Lieferauftrags, 
wird der Hauptgegenstand danach bestimmt, welcher 
geschätzte Wert der jeweiligen Dienst- oder 
Lieferleistungen höher ist,
2.
kann der Auftrag ohne Anwendung der Vorschriften 
dieses Teils oder gemäß den Vorschriften über die 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen vergeben werden, wenn der 
Auftrag Elemente enthält, auf die § 107 Absatz 2 
Nummer 1 oder 2 anzuwenden ist. kann der Auftrag oder 
die Konzession, wenn Elemente enthalten sind, auf die § 
107 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 anzuwenden ist, ohne 
Anwendung der Vorschriften dieses Teils vergeben 
werden; andernfalls kann der Auftrag oder die 
Konzession gemäß den Vorschriften über die Vergabe 
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(5) Die Entscheidung, einen Gesamtauftrag oder 
getrennte Aufträge zu vergeben, darf nicht zu dem 
Zweck getroffen werden, die Auftragsvergabe von den 
Vorschriften zur Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen auszunehmen.
(6) Auf die Vergabe von Konzessionen sind die Absätze 1, 
2 und 3 Nummer 1 und 2 sowie die Absätze 4 und 5 
entsprechend anzuwenden.

von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen oder gemäß den Vorschriften 
über die Vergabe von Konzessionen vergeben werden.
(5) Die Entscheidung, einen Gesamtauftrag oder 
getrennte Aufträge zu vergeben, darf nicht zu dem 
Zweck getroffen werden, die Auftragsvergabe von den 
Vorschriften zur Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Konzessionen auszunehmen.
(6) Auf die Vergabe von Konzessionen sind die Absätze 1, 
2 und 3 Nummer 1 und 2 sowie die Absätze 4 und 5 
entsprechend anzuwenden.

Nr. 12 § 112a Bewerber und Bieter aus Drittstaaten
(1) Auftraggeber dürfen die Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ganz oder teil-
weise auf Bewerber oder Bieter beschränken, die 
ansässig sind
1.
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union,
2.
in einem Staat, der Vertragspartei des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ist,
3.
in einem Staat, der Vertragspartei des Übereinkommens 
über das öffentliche Beschaffungswesen von 1994 (ABl. 
C 256 vom 3.9.1996, S. 1), geändert durch das Protokoll 
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zur Änderung des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2), ist, 
und
4.
in einem Staat, der Vertragspartei eines anderen, für die 
Europäische Union bindenden internationalen 
Übereinkommens mit Regelungen zur öffentlichen 
Beschaffung ist.
(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen Auftraggeber auch 
Bewerber und Bieter, die in einem Staat im Sinne von 
Absatz 1 Nummern 3 und 4 ansässig sind, ganz oder 
teilweise von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn der öffentliche Auftrag oder die 
Konzession nicht in den Anwendungsbereich des für den 
Bewerber oder Bieter maßgeblichen Abkommens oder 
Übereinkommens fällt.
(3) Die Berechtigung zur Beschränkung der Teilnahme an 
Vergabeverfahren nach den Absätzen 1 und 2 gilt nur für 
die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen im Zusammenhang mit kritischen 
Dienstleistungen im Sinne des BSI-Gesetzes und für die 
Vergabe verteidigungs- oder sicherheitsspezifischer 
öffentlicher Aufträge).
(4) Beschränken Auftraggeber die Teilnahme an 
Vergabeverfahren auf Grund lage der Absätze 1 und 2, so 
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geben sie dem erfolgreichen Bieter verbindlich vor,
1.
keine Unteraufträge an Unternehmen zu vergeben, die in 
einem von der Beschränkung betroffenen Drittstaat 
ansässig sind,
2.
dem Auftraggeber spätestens bei Vertragserfüllung auf 
Verlangen geeignete Nachweise vorzulegen und
3.
im Falle einer Nichteinhaltung der Verpflichtung eine 
angemessene Vertragsstrafe zu zahlen, die verwirkt ist, 
wenn der erfolgreiche Bieter die Verpflichtung 
schuldhaft verletzt.
(5) Die Beschränkungen nach Absatz 1 und Absatz 2 
sowie die Verpflichtungen nach Absatz 4 müssen mit 
Hinweis auf diese Vorschriften in der 
Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen 
aufgeführt werden.
(6) Weitergehende Berechtigungen von Auftraggebern 
zur Beschränkung der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren in anderen Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt.

Nr. 13 § 113 Verordnungsermächtigung
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bundesrates 

§ 113 Verordnungsermächtigung
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bundesrates 
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die Einzelheiten zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
und Konzessionen sowie zur Ausrichtung von 
Wettbewerben zu regeln. Diese Ermächtigung umfasst 
die Befugnis zur Regelung von Anforderungen an den 
Auftragsgegenstand und an das Vergabeverfahren, 
insbesondere zur Regelung 
1.
der Schätzung des Auftrags- oder Vertragswertes,
2.
der Leistungsbeschreibung, der Bekanntmachung, der 
Verfahrensarten und des Ablaufs des 
Vergabeverfahrens, der Nebenangebote, der Vergabe 
von Unteraufträgen sowie der Vergabe öffentlicher 
Aufträge und Konzessionen, die soziale und andere 
besondere Dienstleistungen betreffen,
3.
der besonderen Methoden und Instrumente in 
Vergabeverfahren und für Sammelbeschaffungen 
einschließlich der zentralen Beschaffung,
4.
des Sendens, Empfangens, Weiterleitens und Speicherns 
von Daten einschließlich der Regelungen zum 
Inkrafttreten der entsprechenden Verpflichtungen,
5.
der Auswahl und Prüfung der Unternehmen und 

die Einzelheiten zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
und Konzessionen sowie zur Ausrichtung von 
Wettbewerben zu regeln. Diese Ermächtigung umfasst 
die Befugnis zur Regelung von Anforderungen an den 
Auftragsgegenstand und an das Vergabeverfahren, 
insbesondere zur Regelung 
1.
der Schätzung des Auftrags- oder Vertragswertes,
2.
der Leistungsbeschreibung, der Bekanntmachung, der 
Verfahrensarten und des Ablaufs des 
Vergabeverfahrens, der Nebenangebote, der Vergabe 
von Unteraufträgen sowie der Vergabe öffentlicher 
Aufträge und Konzessionen, die soziale und andere 
besondere Dienstleistungen betreffen,
3.
der besonderen Methoden und Instrumente in 
Vergabeverfahren und für Sammelbeschaffungen 
einschließlich der zentralen Beschaffung,
4.
des Sendens, Empfangens, Weiterleitens und Speicherns 
von Daten einschließlich der Regelungen zum 
Inkrafttreten der entsprechenden Verpflichtungen,
5.
der Auswahl und Prüfung der Unternehmen und 
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Angebote sowie des Abschlusses des Vertrags,
6.
der Aufhebung des Vergabeverfahrens,
7.
der verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Anforderungen im Hinblick auf den Geheimschutz, auf 
die allgemeinen Regelungen zur Wahrung der 
Vertraulichkeit, auf die Versorgungssicherheit sowie auf 
die besonderen Regelungen für die Vergabe von 
Unteraufträgen,
8.
der Voraussetzungen, nach denen 
Sektorenauftraggeber, Konzessionsgeber oder 
Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz von der 
Verpflichtung zur Anwendung dieses Teils befreit 
werden können, sowie des dabei anzuwendenden 
Verfahrens einschließlich der erforderlichen 
Ermittlungsbefugnisse des Bundeskartellamtes und der 
Einzelheiten der Kostenerhebung; 
Vollstreckungserleichterungen dürfen vorgesehen 
werden.
Die Rechtsverordnungen sind dem Bundestag 
zuzuleiten. Die Zuleitung erfolgt vor der Zuleitung an den 
Bundesrat. Die Rechtsverordnungen können durch 
Beschluss des Bundestages geändert oder abgelehnt 

Angebote sowie des Abschlusses des Vertrags,
6.
der Aufhebung des Vergabeverfahrens,
7.
der verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Anforderungen im Hinblick auf den Geheimschutz, auf 
die allgemeinen Regelungen zur Wahrung der 
Vertraulichkeit, auf die Versorgungssicherheit sowie auf 
die besonderen Regelungen für die Vergabe von 
Unteraufträgen,
8.
der Voraussetzungen, nach denen 
Sektorenauftraggeber, Konzessionsgeber oder 
Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz von der 
Verpflichtung zur Anwendung dieses Teils befreit 
werden können, sowie des dabei anzuwendenden 
Verfahrens einschließlich der erforderlichen 
Ermittlungsbefugnisse des Bundeskartellamtes und der 
Einzelheiten der Kostenerhebung; 
Vollstreckungserleichterungen dürfen vorgesehen 
werden.
Die Rechtsverordnungen sind dem Bundestag 
zuzuleiten. Die Zuleitung erfolgt vor der Zuleitung an den 
Bundesrat. Die Rechtsverordnungen können durch 
Beschluss des Bundestages geändert oder abgelehnt 
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werden. Der Beschluss des Bundestages wird der 
Bundesregierung zugeleitet. Hat sich der Bundestag 
nach Ablauf von drei Sitzungswochen seit Eingang der 
Rechtsverordnungen nicht mit ihnen befasst, so werden 
die unveränderten Rechtsverordnungen dem Bundesrat 
zugeleitet.

werden. Der Beschluss des Bundestages wird der 
Bundesregierung zugeleitet. Hat sich der Bundestag 
nach Ablauf von drei Sitzungswochen seit Eingang der 
Rechtsverordnungen nicht mit ihnen befasst, so werden 
die unveränderten Rechtsverordnungen dem Bundesrat 
zugeleitet.
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrats 
die in Vorschriften dieses Gesetzes oder in einer auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
enthaltenen Verweise auf die Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen zu ändern, soweit 
dies zur Anpassung an eine Änderung der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen erforderlich ist.

Nr. 14, Nr. 42 
und Nr. 43

§ 114 Monitoring und Vergabestatistik

(1) Die obersten Bundesbehörden und die Länder 
erstatten in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie über die 
Anwendung der Vorschriften dieses Teils und der 
aufgrund des § 113 erlassenen Rechtsverordnungen bis 
zum 15. Februar 2017 und danach auf Anforderung 
schriftlich Bericht. Zu berichten ist regelmäßig über die 
jeweils letzten drei Kalenderjahre, die der Anforderung 
vorausgegangen sind.

§ 114 Monitoring und ; Vergabestatistik; Datenservice 
Öffentlicher Einkauf
(1) Die obersten Bundesbehörden und die Länder 
erstatten in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz über die Anwendung der Vorschriften 
dieses Teils und der aufgrund des § 113 erlassenen 
Rechtsverordnungen bis zum 15. Februar 2017 und 
danach auf Anforderung schriftlich Bericht. Zu berichten 
ist regelmäßig über die jeweils letzten drei Kalenderjahre, 
die der Anforderung vorausgegangen sind.
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(2) Das Statistische Bundesamt erstellt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie eine 
Vergabestatistik. Zu diesem Zweck übermitteln 
Auftraggeber im Sinne des § 98 an das Statistische 
Bundesamt Daten zu öffentlichen Aufträgen im Sinne 
des § 103 Absatz 1 unabhängig von deren geschätzten 
Auftragswert und zu Konzessionen im Sinne des § 105. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten der Vergabestatistik sowie 
der Datenübermittlung durch die meldende Stelle 
einschließlich des technischen Ablaufs, des Umfangs der 
zu übermittelnden Daten, der Wertgrenzen für die 
Erhebung sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens und 
der Anwendung der entsprechenden Verpflichtungen zu 
regeln.

(2) Das Statistische Bundesamt erstellt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz eine Vergabestatistik. Zu diesem Zweck 
übermitteln Auftraggeber im Sinne des § 98 an das 
Statistische Bundesamt Daten zu öffentlichen Aufträgen 
im Sinne des § 103 Absatz 1 unabhängig von deren 
geschätzten Auftragswert und zu Konzessionen im Sinne 
des § 105. Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie Klimaschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau und für 
Heimat durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten der Vergabestatistik sowie 
der Datenübermittlung durch die meldende Stelle 
einschließlich des technischen Ablaufs, des Umfangs der 
zu übermittelnden Daten, der Wertgrenzen für die 
Erhebung sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens und 
der Anwendung der entsprechenden Verpflichtungen zu 
regeln.
(3) Der Datenservice Öffentlicher Einkauf, über den 
elektronische Bekanntmachungen an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union durch 
öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 98 zu 
übermitteln sind, ist beim Beschaffungsamt des BMI 
eingerichtet und wird dort betrieben.

Nr. 15 § 116 Besondere Ausnahmen § 116 Besondere Ausnahmen
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(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber, 
wenn diese Aufträge Folgendes zum Gegenstand haben: 
1.
Rechtsdienstleistungen, die eine der folgenden 
Tätigkeiten betreffen: 
a)
Vertretung eines Mandanten durch einen Rechtsanwalt 
in 
aa)
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren vor nationalen 
oder internationalen Gerichten, Behörden oder 
Einrichtungen,
bb)
nationalen oder internationalen Schiedsgerichts- oder 
Schlichtungsverfahren,
b)
Rechtsberatung durch einen Rechtsanwalt, sofern diese 
zur Vorbereitung eines Verfahrens im Sinne von 
Buchstabe a dient oder wenn konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen und eine hohe Wahrscheinlichkeit 
besteht, dass die Angelegenheit, auf die sich die 
Rechtsberatung bezieht, Gegenstand eines solchen 
Verfahrens werden wird,
c)

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber, 
wenn diese Aufträge Folgendes zum Gegenstand haben: 
1.
Rechtsdienstleistungen, die eine der folgenden 
Tätigkeiten betreffen: 
a)
Vertretung eines Mandanten durch einen Rechtsanwalt 
in 
aa)
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren vor nationalen 
oder internationalen Gerichten, Behörden oder 
Einrichtungen,
bb)
nationalen oder internationalen Schiedsgerichts- oder 
Schlichtungsverfahren,
b)
Rechtsberatung durch einen Rechtsanwalt, sofern diese 
zur Vorbereitung eines Verfahrens im Sinne von 
Buchstabe a dient oder wenn konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen und eine hohe Wahrscheinlichkeit 
besteht, dass die Angelegenheit, auf die sich die 
Rechtsberatung bezieht, Gegenstand eines solchen 
Verfahrens werden wird,
c)
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Beglaubigungen und Beurkundungen, sofern sie von 
Notaren vorzunehmen sind,
d)
Tätigkeiten von gerichtlich bestellten Betreuern, 
Vormündern, Pflegern, Verfahrensbeiständen, 
Sachverständigen oder Verwaltern oder sonstige 
Rechtsdienstleistungen, deren Erbringer durch ein 
Gericht dafür bestellt oder durch Gesetz dazu bestimmt 
werden, um bestimmte Aufgaben unter der Aufsicht 
dieser Gerichte wahrzunehmen, oder
e)
Tätigkeiten, die zumindest teilweise mit der Ausübung 
von hoheitlichen Befugnissen verbunden sind,
2.
Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, es sei 
denn, es handelt sich um Forschungs- und 
Entwicklungsdienstleistungen, die unter die 
Referenznummern des Common Procurement 
Vocabulary 73000000-2 bis 73120000-9, 73300000-
5, 73420000-2 und 73430000-5 fallen und bei denen 
a)
die Ergebnisse ausschließlich Eigentum des 
Auftraggebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit werden und
b)

Beglaubigungen und Beurkundungen, sofern sie von 
Notaren vorzunehmen sind,
d)
Tätigkeiten von gerichtlich bestellten Betreuern, 
Vormündern, Pflegern, Verfahrensbeiständen, 
Sachverständigen oder Verwaltern oder sonstige 
Rechtsdienstleistungen, deren Erbringer durch ein 
Gericht dafür bestellt oder durch Gesetz dazu bestimmt 
werden, um bestimmte Aufgaben unter der Aufsicht 
dieser Gerichte wahrzunehmen, oder
e)
Tätigkeiten, die zumindest teilweise mit der Ausübung 
von hoheitlichen Befugnissen verbunden sind,
2.
Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, es sei 
denn, es handelt sich um Forschungs- und 
Entwicklungsdienstleistungen, die unter die 
Referenznummern des Common Procurement 
Vocabulary 73000000-2 bis 73120000-9, 73300000-
5, 73420000-2 und 73430000-5 fallen und bei denen 
a)
die Ergebnisse ausschließlich Eigentum des 
Auftraggebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit werden und
b)
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die Dienstleistung vollständig durch den Auftraggeber 
vergütet wird,
3.
den Erwerb, die Entwicklung, die Produktion oder die 
Koproduktion von Sendematerial für audiovisuelle 
Mediendienste oder Hörfunkmediendienste, wenn diese 
Aufträge von Anbietern von audiovisuellen 
Mediendiensten oder Hörfunkmediendiensten vergeben 
werden, die Ausstrahlungszeit oder die Bereitstellung 
von Sendungen, wenn diese Aufträge an Anbieter von 
audiovisuellen Mediendiensten oder 
Hörfunkmediendiensten vergeben werden,
4.
finanzielle Dienstleistungen im Zusammenhang mit der 
Ausgabe, dem Verkauf, dem Ankauf oder der 
Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten, Dienstleistungen der Zentralbanken 
sowie mit der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität 
und dem Europäischen Stabilitätsmechanismus 
durchgeführte Transaktionen,
5.
Kredite und Darlehen, auch im Zusammenhang mit der 
Ausgabe, dem Verkauf, dem Ankauf oder der 
Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten oder

die Dienstleistung vollständig durch den Auftraggeber 
vergütet wird,
3.
den Erwerb, die Entwicklung, die Produktion oder die 
Koproduktion von Sendematerial für audiovisuelle 
Mediendienste oder Hörfunkmediendienste, wenn diese 
Aufträge von Anbietern von audiovisuellen 
Mediendiensten oder Hörfunkmediendiensten vergeben 
werden, die Ausstrahlungszeit oder die Bereitstellung 
von Sendungen, wenn diese Aufträge an Anbieter von 
audiovisuellen Mediendiensten oder 
Hörfunkmediendiensten vergeben werden,
4.
finanzielle Dienstleistungen im Zusammenhang mit der 
Ausgabe, dem Verkauf, dem Ankauf oder der 
Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten, Dienstleistungen der 
Zentralbanken sowie mit der Europäischen 
Finanzstabilisierungsfazilität und dem Europäischen 
Stabilitätsmechanismus durchgeführte Transaktionen,
5.
Kredite und Darlehen, auch im Zusammenhang mit der 
Ausgabe, dem Verkauf, dem Ankauf oder der 
Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten oder
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6.
Dienstleistungen, die an einen öffentlichen Auftraggeber 
nach § 99 Nummer 1 bis 3 vergeben werden, der ein auf 
Gesetz oder Verordnung beruhendes ausschließliches 
Recht hat, die Leistungen zu erbringen.
(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öffentliche Aufträge 
und Wettbewerbe anzuwenden, die hauptsächlich den 
Zweck haben, dem öffentlichen Auftraggeber die 
Bereitstellung oder den Betrieb öffentlicher 
Kommunikationsnetze oder die Bereitstellung eines oder 
mehrerer elektronischer Kommunikationsdienste für die 
Öffentlichkeit zu ermöglichen.

6.
Dienstleistungen, die an einen öffentlichen Auftraggeber 
nach § 99 Nummer 1 bis 3 vergeben werden, der ein auf 
Gesetz oder Verordnung beruhendes ausschließliches 
Recht hat, die Leistungen zu erbringen.
(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öffentliche Aufträge 
und Wettbewerbe anzuwenden, die hauptsächlich den 
Zweck haben, dem öffentlichen Auftraggeber die 
Bereitstellung oder den Betrieb öffentlicher 
Kommunikationsnetze oder die Bereitstellung eines oder 
mehrerer elektronischer Kommunikationsdienste für die 
Öffentlichkeit zu ermöglichen.
(3) Dieser Teil ist darüber hinaus nicht anzuwenden auf 
die Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch einen 
Sektorenauftraggeber im Sinne von § 102 bei der 
Vergabe von Aufträgen, die der Durchführung einer der 
folgenden Tätigkeiten dienen:
1.
Mehrwertdienste, die mit elektronischen Mitteln 
verknüpft sind und gänzlich mit diesen Mitteln erbracht 
werden (einschließlich der abgesicherten Übermittlung 
von verschlüsselten Dokumenten mit elektronischen 
Mitteln, Adressenverwaltungsdiensten und der 
Übermittlung von registrierten E- Mail-Sendungen,
2.
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Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit der 
Ausgabe, dem Verkauf, dem Kauf oder der Übertragung 
von Wertpapieren oder anderen Finanzinstrumenten, 
sowie gemäß den CPV-Codes 6610 00 00-1 bis 
66720000-3, insbesondere Postanweisungen und -
überweisungen,
3.
philatelistische Dienstleistungen oder
4.
logistische Dienstleistungen, bei denen die materielle 
Auslieferung, Lagerung oder eine Kombination des 
Vorgenannten mit anderen nicht postalischen Aufgaben 
kombiniert wird.

Nr. 16 § 120a Berücksichtigung sozialer und 
umweltbezogener Kriterien
(1) Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge werden soziale 
und umweltbezogene Aspekte berücksichtigt. Zu diesem 
Zweck sollen öffentliche Auftraggeber im Rahmen der 
Leistungsbeschreibung oder, soweit im Einzelfall mit 
Blick auf den Auftragsgegenstand geeigneter, auf 
anderen Stufen des Vergabeverfahrens mindestens ein 
soziales oder ein umweltbezogenes Kriterium im Sinne 
der Absätze 2 und 3 berücksichtigen. Die Kriterien 
müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung 
stehen und zu dessen Wert und den konkreten 
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Beschaffungszielen verhältnismäßig sein.
(2) Umweltbezogen ist ein Kriterium insbesondere dann, 
wenn es darauf abzielt, dass zu beschaffende Waren, 
Bau- und Dienstleistungen, soweit möglich über ihren 
gesamten Lebenszyklus, klimaschonend, 
biodiversitätsfördernd, rohstoffschonend, 
energiesparend, wassersparend, schadstoffarm, 
abfallarm, langlebig, reparaturfreundlich, 
wiederverwendbar, recyclingfähig, unter Einsatz von 
Abfällen oder Rezyklaten oder aus nachwachsenden 
Rohstoffen oder möglichst gut geeignet zur 
umweltverträglichen Abfallbewirtschaftung hergestellt, 
erbracht oder ausgeführt werden.
(3) Sozial ist ein Kriterium insbesondere dann, wenn es 
darauf abzielt, dass zu beschaffende Waren, Bau- und 
Dienstleistungen unter fairen Arbeits- und 
Handelsbedingungen, unter Ermöglichung der 
Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen, 
Benachteiligten oder Menschen mit Behinderungen, 
unter Förderung der Gleichstellung von Geschlechtern, 
ethnischen Gruppen, Benachteiligten oder Menschen 
mit Behinderungen, unter Einsatz sozialer Innovationen, 
unter Beachtung der Menschen- und 
Arbeitnehmerrechte oder unter Beachtung der 
Kernarbeitsnormen der Internationalen 
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Arbeitsorganisation (IAO) entlang der globalen 
Wertschöpfungskette hergestellt, erbracht oder 
ausgeführt werden. Sozial ist ein Kriterium auch dann, 
wenn es darauf abzielt, dass zu beschaffende Waren, 
Bau- und Dienstleistungen Benachteiligten oder 
Menschen mit Behinderungen in besonderem Maße 
zugänglich sind. Die Verpflichtung des Auftragnehmers 
zur Einhaltung tariflicher oder nicht-tariflicher 
Arbeitsbedingungen bei der Ausführung des Auftrags 
genügt den Anforderungen an das soziale Kriterium im 
Sinne der Absätze 1 und 4 nicht, soweit die Auferlegung 
dieser Verpflichtung in Erfüllung einer gesetzlichen 
Vorgabe oder einer Vorgabe auf Grund eines Gesetzes 
erfolgt.
(4) Bei der Beschaffung von Waren, Bau- und 
Dienstleistungen, die gemäß den auf Grundlage von 
Absatz 5 erlassenen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften für eine umweltbezogen 
nachhaltige Beschaffung besonders geeignet sind, 
müssen öffentliche Auftraggeber bei der 
Leistungsbeschreibung oder, soweit im Einzelfall mit 
Blick auf den Auftragsgegenstand geeigneter, auf 
anderen Stufen des Vergabeverfahrens mindestens ein 
umweltbezogenes Kriterium berücksichtigen. Satz 1 gilt 
hinsichtlich der Berücksichtigung mindestens eines 
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sozialen Kriteriums entsprechend für die Beschaffung 
von Waren, Bau- und Dienstleistungen, die für eine sozial 
nachhaltige Beschaffung besonders geeignet sind. 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
(5) Die Bundesregierung erlässt mit Zustimmung des 
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften über 
Leistungen, die
1. für eine umweltbezogen nachhaltige Beschaffung 
besonders geeignet sind,
2. für eine sozial nachhaltige Beschaffung besonders 
geeignet sind,
3. nicht beschafft werden dürfen; die Beschaffung 
solcher Leistungen bleibt hierbei erlaubt, wenn dies aus 
Gründen des öffentlichen Interesses dringend geboten 
ist.
Bei der Auswahl der in den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 Nummern 1 und 2 
benannten Leistungen ist zu berücksichtigen, ob die 
Einhaltung der Vorgaben des Absatzes 4 bei der 
Beschaffung der betreffenden Leistung für die 
öffentlichen Auftraggeber mit vertretbarem Aufwand 
möglich ist. Zudem ist hierbei die Bedeutung einer sozial 
und umweltbezogen nachhaltigen Beschaffung gerade 
dieser Leistungen für die Förderung sozialer und 
umweltbezogener Nachhaltigkeit insgesamt zu 
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berücksichtigen. Satz 3 gilt entsprechend für die 
Auswahl der in den allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
nach Satz 1 Nummer 3 benannten Leistungen. In den 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 kann 
die Bundesregierung allgemein oder für einzelne 
Leistungen vorgeben, dass die Vorgaben aus Absatz 4 
auch bei der Beschaffung von Waren, Bau- und 
Dienstleistungen gelten, die in den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nicht benannt sind, soweit dort 
als besonders geeignet benannte Waren oder 
Dienstleistungen ein nicht unerheblicher Bestandteil der 
zu beschaffenden Ware sind oder in nicht unerheblichem 
Maße für die Ausführung der zu beschaffenden Leistung 
verwendet werden.

Nr. 17 § 121 Leistungsbeschreibung
(1) In der Leistungsbeschreibung ist der 
Auftragsgegenstand so eindeutig und erschöpfend wie 
möglich zu beschreiben, sodass die Beschreibung für alle 
Unternehmen im gleichen Sinne verständlich ist und die 
Angebote miteinander verglichen werden können. Die 
Leistungsbeschreibung enthält die Funktions- oder 
Leistungsanforderungen oder eine Beschreibung der zu 
lösenden Aufgabe, deren Kenntnis für die Erstellung des 
Angebots erforderlich ist, sowie die Umstände und 
Bedingungen der Leistungserbringung.

§ 121 Leistungsbeschreibung
(1) In der Leistungsbeschreibung ist der 
Auftragsgegenstand so eindeutig und erschöpfend wie 
möglich zu beschreiben, sodass die Beschreibung für alle 
Unternehmen im gleichen Sinne verständlich ist und die 
Angebote miteinander verglichen werden können. Die 
Leistungsbeschreibung enthält die Funktions- oder 
Leistungsanforderungen oder eine Beschreibung der zu 
lösenden Aufgabe, deren Kenntnis für die Erstellung des 
Angebots erforderlich ist, sowie die Umstände und 
Bedingungen der Leistungserbringung.
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(2) Bei der Beschaffung von Leistungen, die zur Nutzung 
durch natürliche Personen vorgesehen sind, sind bei der 
Erstellung der Leistungsbeschreibung außer in 
ordnungsgemäß begründeten Fällen die 
Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit 
Behinderungen oder die Konzeption für alle Nutzer zu 
berücksichtigen.
(3) Die Leistungsbeschreibung ist den 
Vergabeunterlagen beizufügen.

(2) Bei der Beschaffung von Leistungen, die zur Nutzung 
durch natürliche Personen vorgesehen sind, sind bei der 
Erstellung der Leistungsbeschreibung außer in 
ordnungsgemäß begründeten Fällen die 
Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit 
Behinderungen oder die Konzeption für alle Nutzer zu 
berücksichtigen.
(3) Die Leistungsbeschreibung ist den 
Vergabeunterlagen beizufügen.

Nr. 18 § 122 Eignung
(1) Öffentliche Aufträge werden an fachkundige und 
leistungsfähige (geeignete) Unternehmen vergeben, die 
nicht nach den §§ 123 oder 124 ausgeschlossen worden 
sind.
(2) Ein Unternehmen ist geeignet, wenn es die durch den 
öffentlichen Auftraggeber im Einzelnen zur 
ordnungsgemäßen Ausführung des öffentlichen 
Auftrags festgelegten Kriterien (Eignungskriterien) 
erfüllt. Die Eignungskriterien dürfen ausschließlich 
Folgendes betreffen: 
1.
Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung,
2.
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit,
3.

§ 122 Eignung
(1) Öffentliche Aufträge werden an fachkundige und 
leistungsfähige (geeignete) Unternehmen vergeben, die 
nicht nach den §§ 123 oder 124 ausgeschlossen worden 
sind.
(2) Ein Unternehmen ist geeignet, wenn es die durch den 
öffentlichen Auftraggeber im Einzelnen zur 
ordnungsgemäßen Ausführung des öffentlichen 
Auftrags festgelegten Kriterien (Eignungskriterien) 
erfüllt. Die Eignungskriterien dürfen ausschließlich 
Folgendes betreffen: 
1.
Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung,
2.
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit,
3.
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technische und berufliche Leistungsfähigkeit.
(3) Der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens 
von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 kann 
ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden.

(4) Eignungskriterien müssen mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung und zu diesem in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. Sie sind in der 
Auftragsbekanntmachung, der Vorinformation oder der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung aufzuführen.

technische und berufliche Leistungsfähigkeit.
(3) Der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens 
von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 soll 
durch Eigenerklärungen erfolgen; über Eigenerklärungen 
hinausgehende Unterlagen sollen im Verlauf des 
Verfahrens nur von aussichtsreichen Bewerbern oder 
Bietern verlangt werden. Der Nachweis kann ganz oder 
teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden.
(4) Eignungskriterien und Eignungsnachweise müssen 
mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung und zu 
diesem sowie dem Auftragswert in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit nach § 97 Absatz 1 Satz 2 ist zu 
wahren. Sie sind in der Auftragsbekanntmachung, der 
Vorinformation oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung aufzuführen anzugeben. In der 
Bekanntmachung kann auf die elektronische Adresse 
der Vergabeunterlagen verwiesen werden, soweit aus 
der Bekanntmachung ausreichend transparent wird, an 
welcher Stelle der Vergabeunterlagen die 
Eignungskriterien aufgeführt sind.

Nr. 19 § 124 Fakultative Ausschlussgründe
(1) Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der 

§ 124 Fakultative Ausschlussgründe
(1) Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der 
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Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 
1.
das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- 
oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2.
das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das 
Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren 
oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich 
das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3.
das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, 
durch die die Integrität des Unternehmens infrage 
gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend 
anzuwenden,
4.
der öffentliche Auftraggeber über hinreichende 
Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit 
anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder 

Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 
1.
das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- 
oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2.
das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das 
Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren 
oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich 
das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3.
das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, 
durch die die Integrität des Unternehmens infrage 
gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend 
anzuwenden,
4.
der öffentliche Auftraggeber über hinreichende 
Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit 
anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder 
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Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5.
ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und 
Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber 
tätigen Person bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der 
durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen 
nicht wirksam beseitigt werden kann,
6.
eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das 
Unternehmen bereits in die Vorbereitung des 
Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7.
das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der 
Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd 
mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen 
Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer 
vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,

Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5.
ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und 
Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber 
tätigen Person bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der 
durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen 
nicht wirksam beseitigt werden kann,
6.
eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das 
Unternehmen bereits in die Vorbereitung des 
Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7.
das Unternehmen bei der Erfüllung einer wesentlichen 
eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines 
früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erhebliche oder dauerhafte Mängel 
erkennen lassen hat erheblich oder fortdauernd 
mangelhaft erfüllt hat und dies, die die vorzeitige 
Beendigung dieses früheren Auftrags, zu einer 
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8.
das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder 
Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung 
begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht 
in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
übermitteln, oder
9.
das Unternehmen 
a)
versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b)
versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, 
durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren 
erlangen könnte, oder
c)
fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen 
übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des 
öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen 
könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu 
übermitteln.
(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des 

vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder andere 
zu einer vergleichbaren Rechtsfolgen nach sich gezogen 
haben geführt hat,
8.
das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder 
Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung 
begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht 
in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
übermitteln, oder
9.
das Unternehmen 
a)
versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b)
versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, 
durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren 
erlangen könnte, oder
c)
fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen 
übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des 
öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen 
könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu 
übermitteln.
(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des 
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Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2959) bleiben unberührt.

Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2959) bleiben unberührt.

Nr. 20 § 127 Zuschlag
(1) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot 
erteilt. Grundlage dafür ist eine Bewertung des 
öffentlichen Auftraggebers, ob und inwieweit das 
Angebot die vorgegebenen Zuschlagskriterien erfüllt. 
Das wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich nach dem 
besten Preis-Leistungs-Verhältnis. Zu dessen Ermittlung 
können neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte 
berücksichtigt werden.

(2) Verbindliche Vorschriften zur Preisgestaltung sind bei 
der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots zu 
beachten.
(3) Die Zuschlagskriterien müssen mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. Diese 
Verbindung ist auch dann anzunehmen, wenn sich ein 

§ 127 Zuschlag
(1) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot 
erteilt. Grundlage dafür ist eine Bewertung des 
öffentlichen Auftraggebers, ob und inwieweit das 
Angebot die vorgegebenen Zuschlagskriterien erfüllt. 
Das wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich nach dem 
besten Preis-Leistungs-Verhältnis. Zu dessen Ermittlung 
können neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte 
berücksichtigt werden. Vorbehaltlich der in § 120a 
geregelten Vorgaben zur Berücksichtigung sozialer und 
umweltbezogener Kriterien können zu dessen 
Ermittlung neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte 
berücksichtigt werden
(2) Verbindliche Vorschriften zur Preisgestaltung sind bei 
der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots zu 
beachten.
(3) Die Zuschlagskriterien müssen mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. Diese 
Verbindung ist auch dann anzunehmen, wenn sich ein 
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Zuschlagskriterium auf Prozesse im Zusammenhang mit 
der Herstellung, Bereitstellung oder Entsorgung der 
Leistung, auf den Handel mit der Leistung oder auf ein 
anderes Stadium im Lebenszyklus der Leistung bezieht, 
auch wenn sich diese Faktoren nicht auf die materiellen 
Eigenschaften des Auftragsgegenstandes auswirken.
(4) Die Zuschlagskriterien müssen so festgelegt und 
bestimmt sein, dass die Möglichkeit eines wirksamen 
Wettbewerbs gewährleistet wird, der Zuschlag nicht 
willkürlich erteilt werden kann und eine wirksame 
Überprüfung möglich ist, ob und inwieweit die Angebote 
die Zuschlagskriterien erfüllen. Lassen öffentliche 
Auftraggeber Nebenangebote zu, legen sie die 
Zuschlagskriterien so fest, dass sie sowohl auf 
Hauptangebote als auch auf Nebenangebote anwendbar 
sind.
(5) Die Zuschlagskriterien und deren Gewichtung 
müssen in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen aufgeführt werden.

Zuschlagskriterium auf Prozesse im Zusammenhang mit 
der Herstellung, Bereitstellung oder Entsorgung der 
Leistung, auf den Handel mit der Leistung oder auf ein 
anderes Stadium im Lebenszyklus der Leistung bezieht, 
auch wenn sich diese Faktoren nicht auf die materiellen 
Eigenschaften des Auftragsgegenstandes auswirken.
(4) Die Zuschlagskriterien müssen so festgelegt und 
bestimmt sein, dass die Möglichkeit eines wirksamen 
Wettbewerbs gewährleistet wird, der Zuschlag nicht 
willkürlich erteilt werden kann und eine wirksame 
Überprüfung möglich ist, ob und inwieweit die Angebote 
die Zuschlagskriterien erfüllen. Lassen öffentliche 
Auftraggeber Nebenangebote zu, legen sie die 
Zuschlagskriterien so fest, dass sie sowohl auf 
Hauptangebote als auch auf Nebenangebote anwendbar 
sind.
(5) Die Zuschlagskriterien und deren Gewichtung 
müssen in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen aufgeführt werden.

Nr. 21 § 128 Auftragsausführung
(1) Unternehmen haben bei der Ausführung des 
öffentlichen Auftrags alle für sie geltenden rechtlichen 
Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere Steuern, 
Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung zu 
entrichten, die arbeitsschutzrechtlichen Regelungen 

§ 128 Auftragsausführung
(1) Unternehmen haben bei der Ausführung des 
öffentlichen Auftrags alle für sie geltenden rechtlichen 
Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere Steuern, 
Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung zu 
entrichten, die arbeitsschutzrechtlichen Regelungen 
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einzuhalten und den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern wenigstens diejenigen 
Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des 
Mindestentgelts zu gewähren, die nach dem 
Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz 
mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder einer nach § 3a 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung für die betreffende Leistung 
verbindlich vorgegeben werden.
(2) Öffentliche Auftraggeber können darüber hinaus 
besondere Bedingungen für die Ausführung eines 
Auftrags (Ausführungsbedingungen) festlegen, sofern 
diese mit dem Auftragsgegenstand entsprechend § 127 
Absatz 3 in Verbindung stehen. Die 
Ausführungsbedingungen müssen sich aus der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
ergeben. Sie können insbesondere wirtschaftliche, 
innovationsbezogene, umweltbezogene, soziale oder 
beschäftigungspolitische Belange oder den Schutz der 
Vertraulichkeit von Informationen umfassen.

einzuhalten und den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern wenigstens diejenigen 
Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des 
Mindestentgelts zu gewähren, die nach dem 
Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz 
mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder einer nach § 3a 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung für die betreffende Leistung 
verbindlich vorgegeben werden.
(2) Öffentliche Auftraggeber können darüber hinaus 
besondere Bedingungen für die Ausführung eines 
Auftrags (Ausführungsbedingungen) festlegen, sofern 
diese mit dem Auftragsgegenstand entsprechend § 127 
Absatz 3 in Verbindung stehen. Die 
Ausführungsbedingungen müssen sich aus der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
ergeben. Sie können insbesondere wirtschaftliche, 
innovationsbezogene, umweltbezogene, soziale oder 
beschäftigungspolitische Belange oder den Schutz der 
Vertraulichkeit von Informationen umfassen. 
Vorbehaltlich der in § 120a geregelten Vorgaben zur 
Berücksichtigung sozialer und umweltbezogener 
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Bedingungen können sie insbesondere wirtschaftliche, 
innovationsbezogene, umweltbezogene, soziale oder 
beschäftigungspolitische Belange oder den Schutz der 
Vertraulichkeit von Informationen umfassen.

Nr. 22 § 135 Unwirksamkeit
(1) Ein öffentlicher Auftrag ist von Anfang an unwirksam, 
wenn der öffentliche Auftraggeber 
1.
gegen § 134 verstoßen hat oder
2.
den Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes 
gestattet ist,
und dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren 
festgestellt worden ist.
(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur 
festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren 
innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information 
der betroffenen Bieter und Bewerber durch den 
öffentlichen Auftraggeber über den Abschluss des 
Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat der 
Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der 
Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur 

§ 135 Unwirksamkeit
(1) Ein öffentlicher Auftrag ist von Anfang an unwirksam, 
wenn der öffentliche Auftraggeber 
1.
gegen § 134 verstoßen hat oder
2.
den Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes 
gestattet ist,
und dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren 
festgestellt worden ist.
(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur 
festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren 
innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information 
der betroffenen Bieter und Bewerber durch den 
öffentlichen Auftraggeber über den Abschluss des 
Vertrags einschließlich einer Zusammenfassung der 
einschlägigen Gründe entsprechend § 134 Absatz 1 Satz 
1, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat der 
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Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage 
nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union.

(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 tritt nicht 
ein, wenn 
1.
der öffentliche Auftraggeber der Ansicht ist, dass die 
Auftragsvergabe ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
zulässig ist,
2.
der öffentliche Auftraggeber eine Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht hat, mit 
der er die Absicht bekundet, den Vertrag abzuschließen, 
und
3.
der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von mindestens 
zehn Kalendertagen, gerechnet ab dem Tag nach der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung, 

Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der 
Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist 
zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 
Kalendertage nach Veröffentlichung der 
Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der 
Europäischen Union, sofern in der Bekanntmachung die 
Angaben entsprechend Absatz 3 Satz 2 enthalten sind. 
Nach Ablauf der Fristen in Satz 1 und 2 ist ein Antrag 
nach § 160 unstatthaft.
(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 tritt 
nicht ein, wenn 
1.
der öffentliche Auftraggeber der Ansicht ist, dass die 
Auftragsvergabe ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
zulässig ist,
2.
der öffentliche Auftraggeber eine Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht hat, mit 
der er die Absicht bekundet, den Vertrag abzuschließen, 
und
3.
der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von mindestens 
zehn Kalendertagen, gerechnet ab dem Tag nach der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung, 
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abgeschlossen wurde.
Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 muss den 
Namen und die Kontaktdaten des öffentlichen 
Auftraggebers, die Beschreibung des 
Vertragsgegenstands, die Begründung der Entscheidung 
des Auftraggebers, den Auftrag ohne vorherige 
Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union zu vergeben, und den Namen 
und die Kontaktdaten des Unternehmens, das den 
Zuschlag erhalten soll, umfassen.

abgeschlossen wurde.
Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 muss den 
Namen und die Kontaktdaten des öffentlichen 
Auftraggebers, die Beschreibung des 
Vertragsgegenstands, die Begründung der Entscheidung 
des Auftraggebers, den Auftrag ohne vorherige 
Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union zu vergeben, und den Namen 
und die Kontaktdaten des Unternehmens, das den 
Zuschlag erhalten soll, umfassen.
(4) Abweichend von Absatz 1 kann auf Antrag des 
Auftraggebers oder von Amts wegen ein Vertrag nicht 
als von Anfang an unwirksam erachtet werden, wenn 
nach Prüfung aller maßgeblichen Gesichtspunkte 
zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es 
ausnahmsweise rechtfertigen, die Wirkung des 
Vertrages zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 hat die 
Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
alternative Sanktionen zur Feststellung der 
Unwirksamkeit zu erlassen. Diese müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. Sie umfassen 
die Verhängung einer Geldsanktion gegen den 
Auftraggeber oder die Verkürzung der Laufzeit des 
Vertrages.

Nr. 42 § 143 Regelung für Auftraggeber nach dem § 143 Regelung für Auftraggeber nach dem 
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Bundesberggesetz
(1) Sektorenauftraggeber, die nach dem 
Bundesberggesetz berechtigt sind, Erdöl, Gas, Kohle 
oder andere feste Brennstoffe aufzusuchen oder zu 
gewinnen, müssen bei der Vergabe von Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsaufträgen oberhalb der Schwellenwerte 
nach § 106 Absatz 2 Nummer 2 zur Durchführung der 
Aufsuchung oder Gewinnung von Erdöl, Gas, Kohle oder 
anderen festen Brennstoffen die Grundsätze der 
Nichtdiskriminierung und der wettbewerbsorientierten 
Auftragsvergabe beachten. Insbesondere müssen sie 
Unternehmen, die ein Interesse an einem solchen 
Auftrag haben können, ausreichend informieren und bei 
der Auftragsvergabe objektive Kriterien zugrunde legen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Vergabe von 
Aufträgen, deren Gegenstand die Beschaffung von 
Energie oder Brennstoffen zur Energieerzeugung ist.
(2) Die Auftraggeber nach Absatz 1 erteilen der 
Europäischen Kommission über das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie Auskunft über die Vergabe 
der unter diese Vorschrift fallenden Aufträge nach 
Maßgabe der Entscheidung 93/327/EWG der 
Kommission vom 13. Mai 1993 zur Festlegung der 
Voraussetzungen, unter denen die öffentlichen 
Auftraggeber, die geographisch abgegrenzte Gebiete 

Bundesberggesetz
(1) Sektorenauftraggeber, die nach dem 
Bundesberggesetz berechtigt sind, Erdöl, Gas, Kohle 
oder andere feste Brennstoffe aufzusuchen oder zu 
gewinnen, müssen bei der Vergabe von Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsaufträgen oberhalb der Schwellenwerte 
nach § 106 Absatz 2 Nummer 2 zur Durchführung der 
Aufsuchung oder Gewinnung von Erdöl, Gas, Kohle oder 
anderen festen Brennstoffen die Grundsätze der 
Nichtdiskriminierung und der wettbewerbsorientierten 
Auftragsvergabe beachten. Insbesondere müssen sie 
Unternehmen, die ein Interesse an einem solchen 
Auftrag haben können, ausreichend informieren und bei 
der Auftragsvergabe objektive Kriterien zugrunde legen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Vergabe von 
Aufträgen, deren Gegenstand die Beschaffung von 
Energie oder Brennstoffen zur Energieerzeugung ist.
(2) Die Auftraggeber nach Absatz 1 erteilen der 
Europäischen Kommission über das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie Klimaschutz Auskunft über 
die Vergabe der unter diese Vorschrift fallenden 
Aufträge nach Maßgabe der Entscheidung 93/327/EWG 
der Kommission vom 13. Mai 1993 zur Festlegung der 
Voraussetzungen, unter denen die öffentlichen 
Auftraggeber, die geographisch abgegrenzte Gebiete 
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zum Zwecke der Suche oder Förderung von Erdöl, Gas, 
Kohle oder anderen Festbrennstoffen nutzen, der 
Kommission Auskunft über die von ihnen vergebenen 
Aufträge zu erteilen haben (ABl. L 129 vom 27.5.1993, S. 
25). Sie können über das Verfahren gemäß der 
Rechtsverordnung nach § 113 Satz 2 Nummer 8 unter 
den dort geregelten Voraussetzungen eine Befreiung 
von der Pflicht zur Anwendung dieser Bestimmung 
erreichen.

zum Zwecke der Suche oder Förderung von Erdöl, Gas, 
Kohle oder anderen Festbrennstoffen nutzen, der 
Kommission Auskunft über die von ihnen vergebenen 
Aufträge zu erteilen haben (ABl. L 129 vom 27.5.1993, S. 
25). Sie können über das Verfahren gemäß der 
Rechtsverordnung nach § 113 Satz 2 Nummer 8 unter 
den dort geregelten Voraussetzungen eine Befreiung 
von der Pflicht zur Anwendung dieser Bestimmung 
erreichen.

Nr. 23 § 145 Besondere Ausnahmen für die Vergabe von 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen
Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen 
Aufträgen, die 
1.
den Zwecken nachrichtendienstlicher Tätigkeiten 
dienen,

2.
im Rahmen eines Kooperationsprogramms vergeben 
werden, das 
a)
auf Forschung und Entwicklung beruht und
b)

§ 145 Besondere Ausnahmen für die Vergabe von 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen
Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen 
Aufträgen, die 
1.
den Zwecken nachrichtendienstlicher Tätigkeiten, 
einschließlich des militärischen Nachrichtenwensens,  
dienen,
2.
im Rahmen eines Kooperationsprogramms vergeben 
werden, das 
a)
auf Forschung und Entwicklung beruht und
b)
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mit mindestens einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union für die Entwicklung eines neuen 
Produkts und gegebenenfalls die späteren Phasen des 
gesamten oder eines Teils des Lebenszyklus dieses 
Produkts durchgeführt wird;
beim Abschluss eines solchen Abkommens teilt die 
Europäische Kommission den Anteil der Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben an den Gesamtkosten des 
Programms, die Vereinbarung über die Kostenteilung 
und gegebenenfalls den geplanten Anteil der 
Beschaffungen je Mitgliedstaat mit,
3.
in einem Staat außerhalb der Europäischen Union 
vergeben werden; zu diesen Aufträgen gehören auch 
zivile Beschaffungen im Rahmen des Einsatzes von 
Streitkräften oder von Polizeien des Bundes oder der 
Länder außerhalb des Gebiets der Europäischen Union, 
wenn der Einsatz es erfordert, dass im Einsatzgebiet 
ansässige Unternehmen beauftragt werden; zivile 
Beschaffungen sind Beschaffungen nicht-militärischer 
Produkte und Beschaffungen von Bau- oder 
Dienstleistungen für logistische Zwecke,
4.
die Bundesregierung, eine Landesregierung oder eine 
Gebietskörperschaft an eine andere Regierung oder an 

mit mindestens einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union für die Entwicklung eines neuen 
Produkts und gegebenenfalls die späteren Phasen des 
gesamten oder eines Teils des Lebenszyklus dieses 
Produkts durchgeführt wird;
beim Abschluss eines solchen Abkommens teilt die 
Europäische Kommission den Anteil der Forschungs- 
und Entwicklungsausgaben an den Gesamtkosten des 
Programms, die Vereinbarung über die Kostenteilung 
und gegebenenfalls den geplanten Anteil der 
Beschaffungen je Mitgliedstaat mit,
3.
in einem Staat außerhalb der Europäischen Union 
vergeben werden; zu diesen Aufträgen gehören auch 
zivile Beschaffungen im Rahmen des Einsatzes von 
Streitkräften oder von Polizeien des Bundes oder der 
Länder außerhalb des Gebiets der Europäischen Union, 
wenn der Einsatz es erfordert, dass im Einsatzgebiet 
ansässige Unternehmen beauftragt werden; zivile 
Beschaffungen sind Beschaffungen nicht-militärischer 
Produkte und Beschaffungen von Bau- oder 
Dienstleistungen für logistische Zwecke,
4.
die Bundesregierung, eine Landesregierung oder eine 
Gebietskörperschaft an eine andere Regierung oder an 
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eine Gebietskörperschaft eines anderen Staates vergibt 
und die Folgendes zum Gegenstand haben: 
a)
die Lieferung von Militärausrüstung im Sinne des § 104 
Absatz 2 oder die Lieferung von Ausrüstung, die im 
Rahmen eines Verschlusssachenauftrags im Sinne des § 
104 Absatz 3 vergeben wird,
b)
Bau- und Dienstleistungen, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dieser Ausrüstung stehen,
c)
Bau- und Dienstleistungen speziell für militärische 
Zwecke oder
d)
Bau- und Dienstleistungen, die im Rahmen eines 
Verschlusssachenauftrags im Sinne des § 104 Absatz 3 
vergeben werden,
5.
Finanzdienstleistungen mit Ausnahme von 
Versicherungsdienstleistungen zum Gegenstand haben,
6.
Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen zum 
Gegenstand haben, es sei denn, die Ergebnisse werden 
ausschließlich Eigentum des Auftraggebers für seinen 
Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit und 

eine Gebietskörperschaft eines anderen Staates vergibt 
und die Folgendes zum Gegenstand haben: 
a)
die Lieferung von Militärausrüstung im Sinne des § 104 
Absatz 2 oder die Lieferung von Ausrüstung, die im 
Rahmen eines Verschlusssachenauftrags im Sinne des § 
104 Absatz 3 vergeben wird,
b)
Bau- und Dienstleistungen, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dieser Ausrüstung stehen,
c)
Bau- und Dienstleistungen speziell für militärische 
Zwecke oder
d)
Bau- und Dienstleistungen, die im Rahmen eines 
Verschlusssachenauftrags im Sinne des § 104 Absatz 3 
vergeben werden,
5.
Finanzdienstleistungen mit Ausnahme von 
Versicherungsdienstleistungen zum Gegenstand haben,
6.
Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen zum 
Gegenstand haben, es sei denn, die Ergebnisse werden 
ausschließlich Eigentum des Auftraggebers für seinen 
Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit und 
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die Dienstleistung wird vollständig durch den 
Auftraggeber vergütet, oder
7.
besonderen Verfahrensregeln unterliegen, 
a)
die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer 
internationalen Vereinbarung ergeben, das oder die 
zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und einem oder mehreren Staaten, 
die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum sind, geschlossen 
wurde,
b)
die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer 
internationalen Vereinbarung im Zusammenhang mit der 
Stationierung von Truppen ergeben, das oder die 
Unternehmen eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines anderen Staates betrifft, oder
c)
die für eine internationale Organisation gelten, wenn 
diese für ihre Zwecke Beschaffungen tätigt oder wenn 
ein Mitgliedstaat öffentliche Aufträge nach diesen 
Regeln vergeben muss.

die Dienstleistung wird vollständig durch den 
Auftraggeber vergütet, oder
7.
besonderen Verfahrensregeln unterliegen, 
a)
die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer 
internationalen Vereinbarung ergeben, das oder die 
zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und einem oder mehreren Staaten, 
die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum sind, geschlossen 
wurde,
b)
die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer 
internationalen Vereinbarung im Zusammenhang mit der 
Stationierung von Truppen ergeben, das oder die 
Unternehmen eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines anderen Staates betrifft, oder
c)
die für eine internationale Organisation gelten, wenn 
diese für ihre Zwecke, einschließlich ihrer 
satzungsgemäßen Zwecke, Beschaffungen tätigt oder 
wenn ein Mitgliedstaat öffentliche Aufträge nach diesen 
Regeln vergeben muss.

Nr. 24 § 152 Anforderungen im Konzessionsvergabeverfahren § 152 Anforderungen im Konzessionsvergabeverfahren
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(1) Zur Leistungsbeschreibung ist § 121 Absatz 1 und 3 
entsprechend anzuwenden.
(2) Konzessionen werden an geeignete Unternehmen im 
Sinne des § 122 vergeben.
(3) Der Zuschlag wird auf der Grundlage objektiver 
Kriterien erteilt, die sicherstellen, dass die Angebote 
unter wirksamen Wettbewerbsbedingungen bewertet 
werden, sodass ein wirtschaftlicher Gesamtvorteil für 
den Konzessionsgeber ermittelt werden kann. Die 
Zuschlagskriterien müssen mit dem 
Konzessionsgegenstand in Verbindung stehen und 
dürfen dem Konzessionsgeber keine uneingeschränkte 
Wahlfreiheit einräumen. Sie können qualitative, 
umweltbezogene oder soziale Belange umfassen. Die 
Zuschlagskriterien müssen mit einer Beschreibung 
einhergehen, die eine wirksame Überprüfung der von 
den Bietern übermittelten Informationen gestatten, 
damit bewertet werden kann, ob und inwieweit die 
Angebote die Zuschlagskriterien erfüllen.
(4) Die Vorschriften zur Auftragsausführung nach § 128 
und zu den zwingend zu berücksichtigenden 
Ausführungsbedingungen nach § 129 sind entsprechend 
anzuwenden.

(1) Zur Leistungsbeschreibung ist § 121 Absatz 1 und 3 
entsprechend anzuwenden.
(2) Konzessionen werden an geeignete Unternehmen im 
Sinne des § 122 vergeben.
(3) Der Zuschlag wird auf der Grundlage objektiver 
Kriterien erteilt, die sicherstellen, dass die Angebote 
unter wirksamen Wettbewerbsbedingungen bewertet 
werden, sodass ein wirtschaftlicher Gesamtvorteil für 
den Konzessionsgeber ermittelt werden kann. Die 
Zuschlagskriterien müssen mit dem 
Konzessionsgegenstand in Verbindung stehen und 
dürfen dem Konzessionsgeber keine uneingeschränkte 
Wahlfreiheit einräumen. Sie können qualitative, 
umweltbezogene oder soziale Belange umfassen. Die 
Zuschlagskriterien müssen mit einer Beschreibung 
einhergehen, die eine wirksame Überprüfung der von 
den Bietern übermittelten Informationen gestatten, 
damit bewertet werden kann, ob und inwieweit die 
Angebote die Zuschlagskriterien erfüllen.
(4) Die Vorschriften zur Auftragsausführung nach § 128 
und zu den zwingend zu berücksichtigenden 
Ausführungsbedingungen nach § 129 sind entsprechend 
anzuwenden.
(5) Die Vorgaben des § 120a sind entsprechend 
anzuwenden.
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Nr. 25 § 157 Besetzung, Unabhängigkeit
(1) Die Vergabekammern üben ihre Tätigkeit im Rahmen 
der Gesetze unabhängig und in eigener Verantwortung 
aus.
(2) Die Vergabekammern entscheiden in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, von denen 
einer ein ehrenamtlicher Beisitzer ist. Der Vorsitzende 
und der hauptamtliche Beisitzer müssen Beamte auf 
Lebenszeit mit der Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst oder vergleichbar fachkundige 
Angestellte sein. Der Vorsitzende oder der 
hauptamtliche Beisitzer muss die Befähigung zum 
Richteramt haben; in der Regel soll dies der Vorsitzende 
sein. Die Beisitzer sollen über gründliche Kenntnisse des 
Vergabewesens, die ehrenamtlichen Beisitzer auch über 
mehrjährige praktische Erfahrungen auf dem Gebiet des 
Vergabewesens verfügen. Bei der Überprüfung der 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Aufträgen im Sinne des § 104 können die 
Vergabekammern abweichend von Satz 1 auch in der 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei 
hauptamtlichen Beisitzern entscheiden.

§ 157 Besetzung, Unabhängigkeit
(1) Die Vergabekammern üben ihre Tätigkeit im Rahmen 
der Gesetze unabhängig und in eigener Verantwortung 
aus.
(2) Die Vergabekammern entscheiden in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, von denen 
einer ein ehrenamtlicher Beisitzer ist, soweit die 
Entscheidung in diesem Gesetz nicht dem Vorsitzenden 
oder hauptamtlichen Beisitzer übertragen ist. Der 
Vorsitzende und der hauptamtliche Beisitzer müssen 
Beamte auf Lebenszeit mit der Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst oder vergleichbar fachkundige 
Angestellte sein. Der Vorsitzende oder der 
hauptamtliche Beisitzer muss die Befähigung zum 
Richteramt haben; in der Regel soll dies der Vorsitzende 
sein. Die Beisitzer sollen über gründliche Kenntnisse des 
Vergabewesens, die ehrenamtlichen Beisitzer auch über 
mehrjährige praktische Erfahrungen auf dem Gebiet des 
Vergabewesens verfügen. Bei der Überprüfung der 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Aufträgen im Sinne des § 104 können die 
Vergabekammern abweichend von Satz 1 auch in der 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei 
hauptamtlichen Beisitzern entscheiden. Der Vorsitzende 
oder der hauptamtliche Beisitzer trifft 
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(3) Die Kammer kann das Verfahren dem Vorsitzenden 
oder dem hauptamtlichen Beisitzer ohne mündliche 
Verhandlung durch unanfechtbaren Beschluss zur 
alleinigen Entscheidung übertragen. Diese Übertragung 
ist nur möglich, sofern die Sache keine wesentlichen 
Schwierigkeiten in tatsächlicher oder rechtlicher 
Hinsicht aufweist und die Entscheidung nicht von 
grundsätzlicher Bedeutung sein wird.
(4) Die Mitglieder der Kammer werden für eine Amtszeit 
von fünf Jahren bestellt. Sie entscheiden unabhängig und 
sind nur dem Gesetz unterworfen.

Verfahrensentscheidungen einschließlich 
verfahrensleitender Verfügungen. Die Vergabekammern 
können Einzelheiten in einer Geschäftsordnung regeln.
(3) Die Kammer kann das Verfahren dem Vorsitzenden 
oder dem hauptamtlichen Beisitzer ohne mündliche 
Verhandlung durch unanfechtbaren Beschluss zur 
alleinigen Entscheidung übertragen. Diese Übertragung 
ist nur möglich, sofern die Sache keine wesentlichen 
besonderen Schwierigkeiten in tatsächlicher oder 
rechtlicher Hinsicht aufweist und die Entscheidung nicht 
von grundsätzlicher Bedeutung sein wird.
(4) Die Mitglieder der Kammer werden für eine Amtszeit 
von fünf Jahren bestellt. Sie entscheiden unabhängig und 
sind nur dem Gesetz unterworfen. § 839 Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches gilt für die Mitglieder der 
Vergabekammer entsprechend.

Nr. 26 und Nr. 
42

§ 158 Einrichtung, Organisation
(1) Der Bund richtet die erforderliche Anzahl von 
Vergabekammern beim Bundeskartellamt ein. 
Einrichtung und Besetzung der Vergabekammern sowie 
die Geschäftsverteilung bestimmt der Präsident des 
Bundeskartellamts. Ehrenamtliche Beisitzer und deren 
Stellvertreter ernennt er auf Vorschlag der 
Spitzenorganisationen der öffentlich-rechtlichen 
Kammern. Der Präsident des Bundeskartellamts erlässt 

§ 158 Einrichtung, Organisation, Form
(1) Der Bund richtet die erforderliche Anzahl von 
Vergabekammern beim Bundeskartellamt ein. 
Einrichtung und Besetzung der Vergabekammern sowie 
die Geschäftsverteilung bestimmt der Präsident des 
Bundeskartellamts. Ehrenamtliche Beisitzer und deren 
Stellvertreter ernennt er auf Vorschlag der 
Spitzenorganisationen der öffentlich-rechtlichen 
Kammern. Der Präsident des Bundeskartellamts erlässt 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 63 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

nach Genehmigung durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie eine Geschäftsordnung und 
veröffentlicht diese im Bundesanzeiger.

(2) Die Einrichtung, Organisation und Besetzung der in 
diesem Abschnitt genannten Stellen 
(Nachprüfungsbehörden) der Länder bestimmen die 
nach Landesrecht zuständigen Stellen, mangels einer 
solchen Bestimmung die Landesregierung, die die 
Ermächtigung weiter übertragen kann. Die Länder 
können gemeinsame Nachprüfungsbehörden einrichten.

nach Genehmigung durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Klimaschutz eine 
Geschäftsordnung und veröffentlicht diese im 
Bundesanzeiger.
(2) Die Einrichtung, Organisation und Besetzung der in 
diesem Abschnitt genannten Stellen 
(Nachprüfungsbehörden) der Länder bestimmen die 
nach Landesrecht zuständigen Stellen, mangels einer 
solchen Bestimmung die Landesregierung, die die 
Ermächtigung weiter übertragen kann. Die Länder 
können gemeinsame Nachprüfungsbehörden einrichten.
(3) Das Nachprüfungsverfahren wird in Textform geführt, 
soweit die Vergabekammer wegen besonderer 
Erfordernisse im Einzelfall keine abweichende Vorgabe 
macht. Alle Entscheidungen und Verfügungen der 
Vergabekammern sowie deren Übermittlung erfolgen in 
Textform, soweit dieser Teil nichts anderes vorsieht.

Nr. 27 § 160 Einleitung, Antrag
(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren 
nur auf Antrag ein.
(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein 
Interesse an dem öffentlichen Auftrag oder der 
Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten 
nach § 97 Absatz 6 durch Nichtbeachtung von 
Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist 

§ 160 Einleitung, Antrag
(1) Die Vergabekammer leitet ein 
Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein.
(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein 
Interesse an dem öffentlichen Auftrag oder der 
Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten 
nach § 97 Absatz 6 durch Nichtbeachtung von 
Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist 
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darzulegen, dass dem Unternehmen durch die 
behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht.

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 
1.
der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen 
Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn 
Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 
Absatz 2 bleibt unberührt,
2.
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist 
zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt werden,
3.
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den 
Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt 
werden,

darzulegen, dass dem Unternehmen durch die 
behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. Die 
Antragsbefugnis entfällt bei Missbrauch des Antrag- 
oder Beschwerderechts gemäß § 180 Absatz 2.
(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 
1.
der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen 
Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn 
Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 
134 Absatz 2 bleibt unberührt,
2.
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist 
zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt werden,
3.
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den 
Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt 
werden,
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4.
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, 
vergangen sind.
Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der 
Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1 
Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.

4.
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, 
vergangen sind.
Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der 
Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1 
Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt, soweit 
nicht der Auftraggeber den Antragssteller über das 
Verfahren informiert hat.

Nr. 28 § 161 Form, Inhalt
(1) Der Antrag ist schriftlich bei der Vergabekammer 
einzureichen und unverzüglich zu begründen. Er soll ein 
bestimmtes Begehren enthalten. Ein Antragsteller ohne 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat einen Empfangsbevollmächtigten im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zu benennen.

(2) Die Begründung muss die Bezeichnung des 
Antragsgegners, eine Beschreibung der behaupteten 
Rechtsverletzung mit Sachverhaltsdarstellung und die 
Bezeichnung der verfügbaren Beweismittel enthalten 

§ 161 Form, Inhalt
(1) Der Antrag ist schriftlich in Textform bei der 
Vergabekammer einzureichen und unverzüglich zu 
begründen. Er soll ein bestimmtes Begehren enthalten. 
Ein Antragsteller ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat einen 
Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu benennen. Ein elektronisches Dokument ist 
eingegangen, sobald es auf der für den Empfänger 
bestimmten Einrichtung der Vergabekammer 
gespeichert ist.
(2) Die Begründung muss die Bezeichnung des 
Antragsgegners, eine Beschreibung der behaupteten 
Rechtsverletzung mit Sachverhaltsdarstellung und die 
Bezeichnung der verfügbaren Beweismittel enthalten 
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sowie darlegen, dass die Rüge gegenüber dem 
Auftraggeber erfolgt ist; sie soll, soweit bekannt, die 
sonstigen Beteiligten benennen.

sowie darlegen, dass die Rüge gegenüber dem 
Auftraggeber erfolgt ist; sie soll, soweit bekannt, die 
sonstigen Beteiligten benennen.

Nr. 29 § 162 Verfahrensbeteiligte, Beiladung
Verfahrensbeteiligte sind der Antragsteller, der 
Auftraggeber und die Unternehmen, deren Interessen 
durch die Entscheidung schwerwiegend berührt werden 
und die deswegen von der Vergabekammer beigeladen 
worden sind. Die Entscheidung über die Beiladung ist 
unanfechtbar.

§ 162 Verfahrensbeteiligte, Beiladung
Verfahrensbeteiligte sind der Antragsteller, der 
Auftraggeber und die Unternehmen, deren Interessen 
durch die Entscheidung schwerwiegend berührt werden 
und die deswegen von der Vergabekammer beigeladen 
worden sind. Die Entscheidung über die Beiladung 
ergeht durch den Vorsitzenden oder den hauptamtlichen 
Beisitzer in Textform und ist unanfechtbar.

Nr. 30 § 163 Untersuchungsgrundsatz
(1) Die Vergabekammer erforscht den Sachverhalt von 
Amts wegen. Sie kann sich dabei auf das beschränken, 
was von den Beteiligten vorgebracht wird oder ihr sonst 
bekannt sein muss. Zu einer umfassenden 
Rechtmäßigkeitskontrolle ist die Vergabekammer nicht 
verpflichtet. Sie achtet bei ihrer gesamten Tätigkeit 
darauf, dass der Ablauf des Vergabeverfahrens nicht 
unangemessen beeinträchtigt wird.
(2) Die Vergabekammer prüft den Antrag darauf, ob er 
offensichtlich unzulässig oder unbegründet ist. Dabei 
berücksichtigt die Vergabekammer auch einen 
vorsorglich hinterlegten Schriftsatz (Schutzschrift) des 

§ 163 Untersuchungsgrundsatz
(1) Die Vergabekammer erforscht den Sachverhalt von 
Amts wegen. Sie kann sich dabei auf das beschränken, 
was von den Beteiligten vorgebracht wird oder ihr sonst 
bekannt sein muss. Zu einer umfassenden 
Rechtmäßigkeitskontrolle ist die Vergabekammer nicht 
verpflichtet. Sie achtet bei ihrer gesamten Tätigkeit 
darauf, dass der Ablauf des Vergabeverfahrens nicht 
unangemessen beeinträchtigt wird.
(2) Die Vergabekammer Der Vorsitzende oder der 
hauptamtliche Beisitzer prüft den Antrag darauf, ob er 
offensichtlich unzulässig oder unbegründet ist. Dabei 
berücksichtigt die Vergabekammer er auch einen 
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Auftraggebers. Sofern der Antrag nicht offensichtlich 
unzulässig oder unbegründet ist, übermittelt die 
Vergabekammer dem Auftraggeber eine Kopie des 
Antrags und fordert bei ihm die Akten an, die das 
Vergabeverfahren dokumentieren (Vergabeakten). Der 
Auftraggeber hat die Vergabeakten der Kammer sofort 
zur Verfügung zu stellen. Die §§ 57 bis 59 Absatz 1 bis 4, § 
59a Absatz 1 bis 3 und § 59b sowie § 61 gelten 
entsprechend.

vorsorglich hinterlegten Schriftsatz (Schutzschrift) des 
Auftraggebers. Sofern der Antrag nicht offensichtlich 
unzulässig oder unbegründet ist, übermittelt die 
Vergabekammer der Vorsitzende oder der 
hauptamtliche Beisitzer dem Auftraggeber eine Kopie 
des Antrags in Textform und fordert bei ihm die Akten 
an, die das Vergabeverfahren dokumentieren 
(Vergabeakten). Der Auftraggeber hat die Vergabeakten 
der Kammer sofort nach den
Vorgaben des Vorsitzenden oder hauptamtlichen 
Besitzers soweit möglich als elektronische Kopie zur 
Verfügung zu stellen. Die §§ 57 bis 59 Absatz 1 bis 4, § 
59a Absatz 1 bis 3 und § 59b sowie § 61 gelten 
entsprechend.

Nr. 31 § 165 Akteneinsicht
(1) Die Beteiligten können die Akten bei der 
Vergabekammer einsehen und sich durch die 
Geschäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, 
Auszüge oder Abschriften erteilen lassen.

(2) Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen 
zu versagen, soweit dies aus wichtigen Gründen, 
insbesondere des Geheimschutzes oder zur Wahrung 

§ 165 Akteneinsicht
(1) Die Beteiligten können die Akten bei der 
Vergabekammer einsehen und sich durch die 
Geschäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, 
Auszüge oder Abschriften erteilen lassen. Die 
Vergabekammer soll die Akteneinsicht elektronisch 
durch Übermittlung oder zum Abruf auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gewähren.
(2) Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen 
zu versagen, soweit dies aus wichtigen Gründen, 
insbesondere des Geheimschutzes oder zur Wahrung 
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von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen, geboten ist.
(3) Jeder Beteiligte hat mit Übersendung seiner Akten 
oder Stellungnahmen auf die in Absatz 2 genannten 
Geheimnisse hinzuweisen und diese in den Unterlagen 
entsprechend kenntlich zu machen. Erfolgt dies nicht, 
kann die Vergabekammer von seiner Zustimmung auf 
Einsicht ausgehen.
(4) Die Versagung der Akteneinsicht kann nur im 
Zusammenhang mit der sofortigen Beschwerde in der 
Hauptsache angegriffen werden.

von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen, geboten ist.
(3) Jeder Beteiligte hat mit Übersendung seiner Akten 
oder Stellungnahmen auf die in Absatz 2 genannten 
Geheimnisse hinzuweisen und diese in den Unterlagen 
entsprechend kenntlich zu machen. Erfolgt dies nicht, 
kann die Vergabekammer von seiner Zustimmung auf 
Einsicht ausgehen.
(4) Die Versagung der Akteneinsicht kann nur im 
Zusammenhang mit der sofortigen Beschwerde in der 
Hauptsache angegriffen werden.

Nr. 32 § 166 Mündliche Verhandlung
(1) Die Vergabekammer entscheidet aufgrund einer 
mündlichen Verhandlung, die sich auf einen Termin 
beschränken soll. Alle Beteiligten haben Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Mit Zustimmung der Beteiligten oder bei 
Unzulässigkeit oder bei offensichtlicher 
Unbegründetheit des Antrags kann nach Lage der Akten 
entschieden werden.

(2) Auch wenn die Beteiligten in dem 
Verhandlungstermin nicht erschienen oder nicht 
ordnungsgemäß vertreten sind, kann in der Sache 
verhandelt und entschieden werden.

§ 166 Mündliche Verhandlung
(1) Die Vergabekammer entscheidet aufgrund einer 
mündlichen Verhandlung, die sich auf einen Termin 
beschränken soll. Alle Beteiligten haben Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Mit Zustimmung der Beteiligten oder bei 
Unzulässigkeit oder bei offensichtlicher 
Unbegründetheit des Antrags kann nach Lage der Akten 
entschieden werden. Nach Lage der Akten kann auch 
entschieden werden, soweit dies der Beschleunigung 
dient und die Sache keine besonderen Schwierigkeiten in 
rechtlicher oder tatsächlicher Hinsicht aufweist.
(2) Auch wenn die Beteiligten in dem 
Verhandlungstermin nicht erschienen oder nicht 
ordnungsgemäß vertreten sind, kann in der Sache 
verhandelt und entschieden werden.
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(3) Die Vergabekammer kann die mündliche Verhandlung 
auf Antrag oder von Amts wegen als Videoverhandlung 
durchführen, bei der die Verhandlung sowie etwaige 
Vernehmungen zeitgleich in Bild und Ton an den 
jeweiligen Aufenthaltsort der Beteiligten und der 
Mitglieder der Vergabekammer übertragen werden. Die 
Bild- und Tonübertragung kann auch nur für Teile der 
mündlichen Verhandlung, insbesondere Vernehmungen, 
oder für einzelne Beteiligte erfolgen. Absatz 2 sowie § 
128 a Absatz 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung gelten 
entsprechend.
(4) Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 3 und 4 sowie 
Absatz 3 Satz 1 und 2 ergehen durch den Vorsitzenden 
oder den hauptamtlichen Beisitzer und sind 
unanfechtbar.

Nr. 33 § 167 Beschleunigung
(1) Die Vergabekammer trifft und begründet ihre 
Entscheidung schriftlich innerhalb einer Frist von fünf 
Wochen ab Eingang des Antrags. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der 
Vorsitzende im Ausnahmefall die Frist durch Mitteilung 
an die Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum 
verlängern. Dieser Zeitraum soll nicht länger als zwei 
Wochen dauern. Er begründet diese Verfügung 
schriftlich.

§ 167 Beschleunigung
(1) Die Vergabekammer trifft und begründet ihre 
Entscheidung schriftlich innerhalb einer Frist von fünf 
Wochen ab Eingang des Antrags. Bei besonderen 
tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der 
Vorsitzende oder der hauptamtliche Beisitzer im 
Ausnahmefall die Frist durch Mitteilung an die 
Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum verlängern. 
Dieser Zeitraum soll nicht länger als zwei Wochen dauern 
und nicht durch erneute Entscheidung verlängert 
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(2) Die Beteiligten haben an der Aufklärung des 
Sachverhalts mitzuwirken, wie es einem auf Förderung 
und raschen Abschluss des Verfahrens bedachten 
Vorgehen entspricht. Den Beteiligten können Fristen 
gesetzt werden, nach deren Ablauf weiterer Vortrag 
unbeachtet bleiben kann.

werden. Er begründet diese Verfügung schriftlich in 
Textform.
(2) Die Beteiligten haben an der Aufklärung des 
Sachverhalts mitzuwirken, wie es einem auf Förderung 
und raschen Abschluss des Verfahrens bedachten 
Vorgehen entspricht. Den Beteiligten können Fristen 
gesetzt werden, nach deren Ablauf weiterer Vortrag 
unbeachtet bleiben kann.

Nr. 34 § 168 Entscheidung der Vergabekammer
(1) Die Vergabekammer entscheidet, ob der Antragsteller 
in seinen Rechten verletzt ist und trifft die geeigneten 
Maßnahmen, um eine Rechtsverletzung zu beseitigen 
und eine Schädigung der betroffenen Interessen zu 
verhindern. Sie ist an die Anträge nicht gebunden und 
kann auch unabhängig davon auf die Rechtmäßigkeit des 
Vergabeverfahrens einwirken.
(2) Ein wirksam erteilter Zuschlag kann nicht aufgehoben 
werden. Hat sich das Nachprüfungsverfahren durch 
Erteilung des Zuschlags, durch Aufhebung oder durch 
Einstellung des Vergabeverfahrens oder in sonstiger 
Weise erledigt, stellt die Vergabekammer auf Antrag 
eines Beteiligten fest, ob eine Rechtsverletzung 
vorgelegen hat. § 167 Absatz 1 gilt in diesem Fall nicht.
(3) Die Entscheidung der Vergabekammer ergeht durch 
Verwaltungsakt. Die Vollstreckung richtet sich, auch 

§ 168 Entscheidung der Vergabekammer
(1) Die Vergabekammer entscheidet, ob der Antragsteller 
in seinen Rechten verletzt ist und trifft die geeigneten 
Maßnahmen, um eine Rechtsverletzung zu beseitigen 
und eine Schädigung der betroffenen Interessen zu 
verhindern. Sie ist an die Anträge nicht gebunden und 
kann auch unabhängig davon auf die Rechtmäßigkeit des 
Vergabeverfahrens einwirken.
(2) Ein wirksam erteilter Zuschlag kann nicht aufgehoben 
werden. Hat sich das Nachprüfungsverfahren durch 
Erteilung des Zuschlags, durch Aufhebung oder durch 
Einstellung des Vergabeverfahrens oder in sonstiger 
Weise erledigt, stellt die Vergabekammer auf Antrag 
eines Beteiligten fest, ob eine Rechtsverletzung 
vorgelegen hat. § 167 Absatz 1 gilt in diesem Fall nicht.
(3) Die Entscheidung der Vergabekammer ergeht in 
Textform durch Verwaltungsakt. Die Vollstreckung 
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gegen einen Hoheitsträger, nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der 
Länder. Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt mindestens 
1 000 Euro und höchstens 10 Millionen Euro. § 61 Absatz 
1 und 2 gilt entsprechend.

richtet sich, auch gegen einen Hoheitsträger, nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der 
Länder. Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt mindestens 
1 000 Euro und höchstens 10 Millionen Euro. § 61 Absatz 
1 und 2 gilt entsprechend.

Nr. 35 § 169 Aussetzung des Vergabeverfahrens
(1) Informiert die Vergabekammer den Auftraggeber in 
Textform über den Antrag auf Nachprüfung, darf dieser 
vor einer Entscheidung der Vergabekammer und dem 
Ablauf der Beschwerdefrist nach § 172 Absatz 1 den 
Zuschlag nicht erteilen.

(2) Die Vergabekammer kann dem Auftraggeber auf 
seinen Antrag oder auf Antrag des Unternehmens, das 
nach § 134 vom Auftraggeber als das Unternehmen 
benannt ist, das den Zuschlag erhalten soll, gestatten, 
den Zuschlag nach Ablauf von zwei Wochen seit 
Bekanntgabe dieser Entscheidung zu erteilen, wenn 
unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen sowie des Interesses der 
Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des 
Vergabeverfahrens die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung die damit verbundenen Vorteile 
überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 

§ 169 Aussetzung des Vergabeverfahrens
(1) Informiert die Vergabekammer der Vorsitzende oder 
der hauptamtliche Beisitzer den Auftraggeber in 
Textform über den Antrag auf Nachprüfung, darf dieser 
vor einer Entscheidung der Vergabekammer und dem 
Ablauf der Beschwerdefrist nach § 172 Absatz 1 den 
Zuschlag nicht erteilen.
(2) Die Vergabekammer kann dem Auftraggeber auf 
seinen Antrag oder auf Antrag des Unternehmens, das 
nach § 134 vom Auftraggeber als das Unternehmen 
benannt ist, das den Zuschlag erhalten soll, gestatten, 
den Zuschlag nach Ablauf von zwei Wochen seit 
Bekanntgabe dieser Entscheidung zu erteilen, wenn 
unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen sowie des Interesses der 
Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des 
Vergabeverfahrens die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der 
Nachprüfung die damit verbundenen Vorteile 
überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 
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Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen; bei 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen 
im Sinne des § 104 sind zusätzlich besondere 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
öffentliche Auftrag oder die Konzession im 
unmittelbaren Zusammenhang steht mit 
1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder
4.
einer Bündnisverpflichtung.
Die Vergabekammer berücksichtigt dabei auch die 
allgemeinen Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den Auftrag oder die Konzession zu 
erhalten. Die Erfolgsaussichten des 
Nachprüfungsantrags müssen nicht in jedem Fall 
Gegenstand der Abwägung sein. Das Beschwerdegericht 
kann auf Antrag das Verbot des Zuschlags nach Absatz 1 

Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen; bei 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen 
im Sinne des § 104 sind zusätzlich besondere 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
öffentliche Auftrag oder die Konzession im 
unmittelbaren Zusammenhang steht mit 
1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder
4.
einer Bündnisverpflichtung.
Die Vergabekammer berücksichtigt dabei auch die 
allgemeinen Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den Auftrag oder die Konzession zu 
erhalten. Die Erfolgsaussichten des 
Nachprüfungsantrags müssen nicht in jedem Fall 
Gegenstand der Abwägung sein. Das 
Beschwerdegericht kann auf Antrag das Verbot des 
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wiederherstellen; § 168 Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. 
Wenn die Vergabekammer den Zuschlag nicht gestattet, 
kann das Beschwerdegericht auf Antrag des 
Auftraggebers unter den Voraussetzungen der Sätze 1 
bis 4 den sofortigen Zuschlag gestatten. Für das 
Verfahren vor dem Beschwerdegericht gilt § 176 Absatz 
2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 entsprechend. Eine sofortige 
Beschwerde nach § 171 Absatz 1 ist gegen 
Entscheidungen der Vergabekammer nach diesem 
Absatz nicht zulässig.
(3) Sind Rechte des Antragstellers aus § 97 Absatz 6 im 
Vergabeverfahren auf andere Weise als durch den 
drohenden Zuschlag gefährdet, kann die Kammer auf 
besonderen Antrag mit weiteren vorläufigen 
Maßnahmen in das Vergabeverfahren eingreifen. Sie legt 
dabei den Beurteilungsmaßstab des Absatzes 2 Satz 1 
zugrunde. Diese Entscheidung ist nicht selbständig 
anfechtbar. Die Vergabekammer kann die von ihr 
getroffenen weiteren vorläufigen Maßnahmen nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der 
Länder durchsetzen; die Maßnahmen sind sofort 
vollziehbar. § 86a Satz 2 gilt entsprechend.
(4) Macht der Auftraggeber das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach § 117 Nummer 1 bis 3 oder § 150 
Nummer 1 oder 6 geltend, entfällt das Verbot des 

Zuschlags nach Absatz 1 wiederherstellen; § 168 Absatz 
2 Satz 1 bleibt unberührt. Wenn die Vergabekammer den 
Zuschlag nicht gestattet, kann das Beschwerdegericht 
auf Antrag des Auftraggebers unter den 
Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 den sofortigen 
Zuschlag gestatten. Für das Verfahren vor dem 
Beschwerdegericht gilt § 176 Absatz 2 Satz 1 und 2 und 
Absatz 3 entsprechend. Eine sofortige Beschwerde nach 
§ 171 Absatz 1 ist gegen Entscheidungen der 
Vergabekammer nach diesem Absatz nicht zulässig.
(3) Sind Rechte des Antragstellers aus § 97 Absatz 6 im 
Vergabeverfahren auf andere Weise als durch den 
drohenden Zuschlag gefährdet, kann die Kammer auf 
besonderen Antrag mit weiteren vorläufigen 
Maßnahmen in das Vergabeverfahren eingreifen. Sie legt 
dabei den Beurteilungsmaßstab des Absatzes 2 Satz 1 
zugrunde. Diese Entscheidung ist nicht selbständig 
anfechtbar. Die Vergabekammer kann die von ihr 
getroffenen weiteren vorläufigen Maßnahmen nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der 
Länder durchsetzen; die Maßnahmen sind sofort 
vollziehbar. § 86a Satz 2 gilt entsprechend.
(4) Macht der Auftraggeber das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach § 117 Nummer 1 bis 3 oder § 150 
Nummer 1 oder 6 geltend, entfällt das Verbot des 
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Zuschlags nach Absatz 1 fünf Werktage nach Zustellung 
eines entsprechenden Schriftsatzes an den 
Antragsteller; die Zustellung ist durch die 
Vergabekammer unverzüglich nach Eingang des 
Schriftsatzes vorzunehmen. Auf Antrag kann das 
Beschwerdegericht das Verbot des Zuschlags 
wiederherstellen. § 176 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 
sowie Absatz 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden.

Zuschlags nach Absatz 1 fünf Werktage nach Zustellung 
eines entsprechenden Schriftsatzes an den 
Antragsteller; die Zustellung ist durch die 
Vergabekammer den Vorsitzende oder den 
hauptamtliche Beisitzer unverzüglich nach Eingang des 
Schriftsatzes vorzunehmen veranlasst. Auf Antrag kann 
das Beschwerdegericht das Verbot des Zuschlags 
wiederherstellen. § 176 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 
sowie Absatz 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden.

Nr. 36 § 172 Frist, Form, Inhalt
(1) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von 
zwei Wochen, die mit der Zustellung der Entscheidung, 
im Fall des § 171 Absatz 2 mit dem Ablauf der Frist 
beginnt, schriftlich bei dem Beschwerdegericht 
einzulegen.
(2) Die sofortige Beschwerde ist zugleich mit ihrer 
Einlegung zu begründen. Die Beschwerdebegründung 
muss enthalten: 
1.
die Erklärung, inwieweit die Entscheidung der 
Vergabekammer angefochten und eine abweichende 
Entscheidung beantragt wird,
2.
die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich 
die Beschwerde stützt.

§ 172 Frist, Form, Inhalt
(1) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von 
zwei Wochen, die mit der Zustellung der Entscheidung, 
im Fall des § 171 Absatz 2 mit dem Ablauf der Frist 
beginnt, schriftlich bei dem Beschwerdegericht 
einzulegen.
(2) Die sofortige Beschwerde ist zugleich mit ihrer 
Einlegung zu begründen. Die Beschwerdebegründung 
muss enthalten: 
1.
die Erklärung, inwieweit die Entscheidung der 
Vergabekammer angefochten und eine abweichende 
Entscheidung beantragt wird,
2.
die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich 
die Beschwerde stützt.
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(3) Die Beschwerdeschrift muss durch einen 
Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Dies gilt nicht für 
Beschwerden von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts.
(4) Mit der Einlegung der Beschwerde sind die anderen 
Beteiligten des Verfahrens vor der Vergabekammer vom 
Beschwerdeführer durch Übermittlung einer 
Ausfertigung der Beschwerdeschrift zu unterrichten.

(3) Die Beschwerdeschrift muss durch einen 
Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Dies gilt nicht für 
Beschwerden von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts.
(4) Mit der Einlegung der Beschwerde sind die anderen 
Beteiligten des Verfahrens vor der Vergabekammer vom 
Beschwerdeführer durch Übermittlung einer 
Ausfertigung der Beschwerdeschrift zu unterrichten.
(5) Die Vergabekammer übermittelt die Verfahrensakte 
einschließlich der Vergabeakte an das zuständige 
Oberlandesgericht in Textform. Die Übermittlung wird 
durch den Vorsitzenden oder den hauptamtlichen 
Beisitzer veranlasst.

Nr.37 § 173 Wirkung
(1) Die sofortige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung 
gegenüber der Entscheidung der Vergabekammer. Die 
aufschiebende Wirkung entfällt zwei Wochen nach 
Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die Vergabekammer 
den Antrag auf Nachprüfung abgelehnt, so kann das 
Beschwerdegericht auf Antrag des Beschwerdeführers 
die aufschiebende Wirkung bis zur Entscheidung über 
die Beschwerde verlängern.
(2) Das Gericht lehnt den Antrag nach Absatz 1 Satz 3 ab, 
wenn unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen die nachteiligen Folgen einer 

§ 173 Wirkung
(1) Die sofortige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung 
gegenüber der Entscheidung der Vergabekammer. Die 
aufschiebende Wirkung entfällt zwei Wochen nach 
Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die Vergabekammer 
den Antrag auf Nachprüfung abgelehnt, so kann das 
Beschwerdegericht auf Antrag des Beschwerdeführers 
die aufschiebende Wirkung bis zur Entscheidung über 
die Beschwerde ausnahmsweise verlängern.
(2) Das Gericht lehnt den Antrag nach Absatz 1 Satz 3 ab, 
wenn unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen die nachteiligen Folgen einer 
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Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Vorteile 
überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 
Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen; bei 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen 
im Sinne des § 104 sind zusätzlich besondere 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
öffentliche Auftrag oder die Konzession im 
unmittelbaren Zusammenhang steht mit 

1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder

Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Vorteile 
überwiegen. Das Gericht gibt dem Antrag nach Absatz 1 
Satz 3 nur statt, wenn unter Berücksichtigung aller 
möglicherweise geschädigten Interessen die 
vorteilhaften Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis 
zur Entscheidung über die Beschwerde die damit 
verbundenen Nachteile überwiegen. Bei der Abwägung 
ist das Interesse der Allgemeinheit an einer 
wirtschaftlichen Erfüllung der Aufgaben des 
Auftraggebers zu berücksichtigen; bei verteidigungs- 
oder sicherheitsspezifischen Aufträgen im Sinne des § 
104 sind zusätzlich besondere Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen zu berücksichtigen. Die 
besonderen Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen 
überwiegen in der Regel, wenn der öffentliche Auftrag 
oder die Konzession im unmittelbaren Zusammenhang 
steht mit 
1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder
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4.
einer Bündnisverpflichtung.
Das Gericht berücksichtigt bei seiner Entscheidung auch 
die Erfolgsaussichten der Beschwerde, die allgemeinen 
Aussichten des Antragstellers im Vergabeverfahren, den 
öffentlichen Auftrag oder die Konzession zu erhalten, 
und das Interesse der Allgemeinheit an einem raschen 
Abschluss des Vergabeverfahrens.
(3) Hat die Vergabekammer dem Antrag auf 
Nachprüfung durch Untersagung des Zuschlags 
stattgegeben, so unterbleibt dieser, solange nicht das 
Beschwerdegericht die Entscheidung der 
Vergabekammer nach § 176 oder § 178 aufhebt.

4.
einer Bündnisverpflichtung.
Das Gericht berücksichtigt bei seiner Entscheidung auch 
vorrangig die Erfolgsaussichten der Beschwerde, die 
allgemeinen Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den öffentlichen Auftrag oder die 
Konzession zu erhalten, und das Interesse der 
Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des 
Vergabeverfahrens.
(3) Hat die Vergabekammer dem Antrag auf 
Nachprüfung durch Untersagung des Zuschlags 
stattgegeben, so unterbleibt dieser, solange nicht das 
Beschwerdegericht die Entscheidung der 
Vergabekammer nach § 176 oder § 178 aufhebt.

Nr. 38 § 175 Verfahrensvorschriften
(1) Vor dem Beschwerdegericht müssen sich die 
Beteiligten durch einen Rechtsanwalt als 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische Personen 
des öffentlichen Rechts können sich durch Beamte oder 
Angestellte mit Befähigung zum Richteramt vertreten 
lassen.
(2) Die §§ 65, 69 bis 72 mit Ausnahme der Verweisung 
auf § 227 Absatz 3 der Zivilprozessordnung, § 75 Absatz 
1 bis 3, § 76 Absatz 1 und 6, die §§ 165 und 167 Absatz 2 
Satz 1 sind entsprechend anzuwenden.

§ 175 Verfahrensvorschriften
(1) Vor dem Beschwerdegericht müssen sich die 
Beteiligten durch einen Rechtsanwalt als 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische Personen 
des öffentlichen Rechts können sich durch Beamte oder 
Angestellte mit Befähigung zum Richteramt vertreten 
lassen.
(2) Die §§ 65, 69 bis 72 mit Ausnahme der Verweisung 
auf § 227 Absatz 3 der Zivilprozessordnung, § 75 Absatz 
1 bis 3, § 76 Absatz 1 und 6, die §§ 165 und 167 Absatz 2 
Satz 1 sind entsprechend anzuwenden. Die mündliche 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 78 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

Verhandlung kann im Wege der Bild- und 
Tonübertragung nach § 128a der Zivilprozessordnung 
durchgeführt werden.

Nr. 39 § 176 Vorabentscheidung über den Zuschlag
(1) Auf Antrag des Auftraggebers oder auf Antrag des 
Unternehmens, das nach § 134 vom Auftraggeber als das 
Unternehmen benannt ist, das den Zuschlag erhalten 
soll, kann das Gericht den weiteren Fortgang des 
Vergabeverfahrens und den Zuschlag gestatten, wenn 
unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Vorteile 
überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 
Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen; bei 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen 
im Sinne des § 104 sind zusätzlich besondere 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
öffentliche Auftrag oder die Konzession im 
unmittelbaren Zusammenhang steht mit 

§ 176 Vorabentscheidung über den Zuschlag
(1) Auf Antrag des Auftraggebers oder auf Antrag des 
Unternehmens, das nach § 134 vom Auftraggeber als das 
Unternehmen benannt ist, das den Zuschlag erhalten 
soll, kann das Gericht den weiteren Fortgang des 
Vergabeverfahrens und den Zuschlag gestatten, wenn 
unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Vorteile überwiegen 
wenn unter Berücksichtigung aller möglicherweise 
geschädigten Interessen die vorteilhaften Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Nachteile nicht 
überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 
Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen; bei 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen 
im Sinne des § 104 sind zusätzlich besondere 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
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1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder
4.
einer Bündnisverpflichtung.
Das Gericht berücksichtigt bei seiner Entscheidung auch 
die Erfolgsaussichten der sofortigen Beschwerde, die 
allgemeinen Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den öffentlichen Auftrag oder die 
Konzession zu erhalten, und das Interesse der 
Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des 
Vergabeverfahrens.
(2) Der Antrag ist schriftlich zu stellen und gleichzeitig zu 
begründen. Die zur Begründung des Antrags 
vorzutragenden Tatsachen sowie der Grund für die 
Eilbedürftigkeit sind glaubhaft zu machen. Bis zur 
Entscheidung über den Antrag kann das Verfahren über 
die Beschwerde ausgesetzt werden.
(3) Die Entscheidung ist unverzüglich, längstens 

öffentliche Auftrag oder die Konzession im 
unmittelbaren Zusammenhang steht mit 
1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder
4.
einer Bündnisverpflichtung.
Das Gericht berücksichtigt bei seiner Entscheidung auch 
vorrangig die Erfolgsaussichten der sofortigen 
Beschwerde, die allgemeinen Aussichten des 
Antragstellers im Vergabeverfahren, den öffentlichen 
Auftrag oder die Konzession zu erhalten, und das 
Interesse der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss 
des Vergabeverfahrens.
(2) Der Antrag ist schriftlich zu stellen und gleichzeitig zu 
begründen. Die zur Begründung des Antrags 
vorzutragenden Tatsachen sowie der Grund für die 
Eilbedürftigkeit sind glaubhaft zu machen. Bis zur 
Entscheidung über den Antrag kann das Verfahren über 
die Beschwerde ausgesetzt werden.
(3) Die Entscheidung ist unverzüglich, längstens 
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innerhalb von fünf Wochen nach Eingang des Antrags zu 
treffen und zu begründen; bei besonderen tatsächlichen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende 
im Ausnahmefall die Frist durch begründete Mitteilung 
an die Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum 
verlängern. Die Entscheidung kann ohne mündliche 
Verhandlung ergehen. Ihre Begründung erläutert 
Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit des 
Vergabeverfahrens. § 175 ist anzuwenden.
(4) Gegen eine Entscheidung nach dieser Vorschrift ist 
ein Rechtsmittel nicht zulässig.

innerhalb von fünf Wochen nach Eingang des Antrags zu 
treffen und zu begründen; bei besonderen tatsächlichen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende 
im Ausnahmefall die Frist durch begründete Mitteilung 
an die Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum 
verlängern. Die Entscheidung kann ohne mündliche 
Verhandlung ergehen. Ihre Begründung erläutert 
Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit des 
Vergabeverfahrens. § 175 ist anzuwenden.
(4) Gegen eine Entscheidung nach dieser Vorschrift ist 
ein Rechtsmittel nicht zulässig.

Nr. 40 § 177 Ende des Vergabeverfahrens nach Entscheidung 
des Beschwerdegerichts
Ist der Auftraggeber mit einem Antrag nach § 176 vor 
dem Beschwerdegericht unterlegen, gilt das 
Vergabeverfahren nach Ablauf von zehn Tagen nach 
Zustellung der Entscheidung als beendet, wenn der 
Auftraggeber nicht die Maßnahmen zur Herstellung der 
Rechtmäßigkeit des Verfahrens ergreift, die sich aus der 
Entscheidung ergeben; das Verfahren darf nicht 
fortgeführt werden.

§ 177 Ende des Vergabeverfahrens nach Entscheidung 
des Beschwerdegerichts
Ist der Auftraggeber mit einem Antrag nach § 176 vor 
dem Beschwerdegericht unterlegen, gilt das 
Vergabeverfahren nach Ablauf von zehn Tagen nach 
Zustellung der Entscheidung als beendet, wenn der 
Auftraggeber nicht die Maßnahmen zur Herstellung der 
Rechtmäßigkeit des Verfahrens ergreift, die sich aus der 
Entscheidung ergeben; das Verfahren darf nicht 
fortgeführt werden.

Nr. 42 § 183 Korrekturmechanismus der Kommission
(1) Erhält die Bundesregierung im Laufe eines 
Vergabeverfahrens vor Abschluss des Vertrags eine 

§ 183 Korrekturmechanismus der Kommission
(1) Erhält die Bundesregierung im Laufe eines 
Vergabeverfahrens vor Abschluss des Vertrags eine 
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Mitteilung der Europäischen Kommission, dass diese der 
Auffassung ist, es liege ein schwerer Verstoß gegen das 
Recht der Europäischen Union zur Vergabe öffentlicher 
Aufträge oder zur Vergabe von Konzessionen vor, der zu 
beseitigen sei, teilt das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie dies dem Auftraggeber mit.

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, innerhalb von 14 
Kalendertagen nach Eingang dieser Mitteilung dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie eine 
umfassende Darstellung des Sachverhalts zu geben und 
darzulegen, ob der behauptete Verstoß beseitigt wurde, 
oder zu begründen, warum er nicht beseitigt wurde, ob 
das Vergabeverfahren Gegenstand eines 
Nachprüfungsverfahrens ist oder aus sonstigen Gründen 
ausgesetzt wurde.

(3) Ist das Vergabeverfahren Gegenstand eines 
Nachprüfungsverfahrens oder wurde es ausgesetzt, so 
ist der Auftraggeber verpflichtet, das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie unverzüglich über den 
Ausgang des Verfahrens zu informieren.

Mitteilung der Europäischen Kommission, dass diese der 
Auffassung ist, es liege ein schwerer Verstoß gegen das 
Recht der Europäischen Union zur Vergabe öffentlicher 
Aufträge oder zur Vergabe von Konzessionen vor, der zu 
beseitigen sei, teilt das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Klimaschutz dies dem 
Auftraggeber mit.
(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, innerhalb von 14 
Kalendertagen nach Eingang dieser Mitteilung dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz eine umfassende Darstellung des 
Sachverhalts zu geben und darzulegen, ob der 
behauptete Verstoß beseitigt wurde, oder zu begründen, 
warum er nicht beseitigt wurde, ob das 
Vergabeverfahren Gegenstand eines 
Nachprüfungsverfahrens ist oder aus sonstigen Gründen 
ausgesetzt wurde.
(3) Ist das Vergabeverfahren Gegenstand eines 
Nachprüfungsverfahrens oder wurde es ausgesetzt, so 
ist der Auftraggeber verpflichtet, das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz unverzüglich über den Ausgang des 
Verfahrens zu informieren.

Nr. 42 § 184 Unterrichtungspflichten der 
Nachprüfungsinstanzen

§ 184 Unterrichtungspflichten der 
Nachprüfungsinstanzen
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Die Vergabekammern und die Oberlandesgerichte 
unterrichten das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie bis zum 31. Januar eines jeden Jahres über die 
Anzahl der Nachprüfungsverfahren des Vorjahres und 
deren Ergebnisse.

Die Vergabekammern und die Oberlandesgerichte 
unterrichten das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie Klimaschutz bis zum 31. Januar eines jeden 
Jahres über die Anzahl der Nachprüfungsverfahren des 
Vorjahres und deren Ergebnisse.

Nr. 41 § 187 Übergangs- und Schlussbestimmungen
(1) § 29 ist nach dem 31. Dezember 2027 nicht mehr 
anzuwenden.
(2) Vergabeverfahren, die vor dem 18. April 2016 
begonnen haben, einschließlich der sich an diese 
anschließenden Nachprüfungsverfahren sowie am 18. 
April 2016 anhängige Nachprüfungsverfahren werden 
nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt der 
Einleitung des Verfahrens galt.

(3) Mit Ausnahme von § 33c Absatz 5 sind die §§ 33a bis 
33f nur auf Schadensersatzansprüche anwendbar, die 
nach dem 26. Dezember 2016 entstanden sind. § 33h ist 
auf nach dem 26. Dezember 2016 entstandene 
Ansprüche nach § 33 Absatz 1 oder § 33a Absatz 1 sowie 
auf vor dem 27. Dezember 2016 entstandene 
Unterlassungs-, Beseitigungs- und 
Schadensersatzansprüche wegen eines Verstoßes 
gegen eine Vorschrift im Sinne des § 33 Absatz 1 oder 

§ 187 Übergangs- und Schlussbestimmungen
(1) § 29 ist nach dem 31. Dezember 2027 nicht mehr 
anzuwenden.
(2) Vergabeverfahren, die vor dem 18. April 2016 
[Einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] 
begonnen haben, einschließlich der sich an diese 
anschließenden Nachprüfungsverfahren sowie am 18. 
April 2016 [Einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes] anhängige Nachprüfungsverfahren werden 
nach dem Recht zu Ende geführt, das zum Zeitpunkt der 
Einleitung des Verfahrens galt.
(3) Mit Ausnahme von § 33c Absatz 5 sind die §§ 33a bis 
33f nur auf Schadensersatzansprüche anwendbar, die 
nach dem 26. Dezember 2016 entstanden sind. § 33h ist 
auf nach dem 26. Dezember 2016 entstandene 
Ansprüche nach § 33 Absatz 1 oder § 33a Absatz 1 sowie 
auf vor dem 27. Dezember 2016 entstandene 
Unterlassungs-, Beseitigungs- und 
Schadensersatzansprüche wegen eines Verstoßes 
gegen eine Vorschrift im Sinne des § 33 Absatz 1 oder 
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gegen eine Verfügung der Kartellbehörde anzuwenden, 
die am 9. Juni 2017 noch nicht verjährt waren. Der 
Beginn, die Hemmung, die Ablaufhemmung und der 
Neubeginn der Verjährung der Ansprüche, die vor dem 
27. Dezember 2016 entstanden sind, bestimmen sich 
jedoch für die Zeit bis zum 8. Juni 2017 nach den bisher 
für diese Ansprüche jeweils geltenden 
Verjährungsvorschriften.
(4) § 33c Absatz 5 und die §§ 33g sowie 89b bis 89e sind 
unabhängig vom Zeitpunkt der Entstehung der 
Schadensersatzansprüche nur in Rechtsstreiten 
anzuwenden, in denen nach dem 26. Dezember 2016 
Klage erhoben worden ist.
(5) § 81a findet Anwendung, wenn das Erlöschen der 
nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
verantwortlichen juristischen Person oder 
Personenvereinigung oder die Verschiebung von 
Vermögen nach dem 9. Juni 2017 erfolgt. War die Tat zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht beendet, gehen die 
Regelungen des § 81 Absatz 3a bis 3e vor.
(6) § 30 Absatz 2b findet nur Anwendung auf 
Vereinbarungen, die nach dem 9. Juni 2017 und vor dem 
31. Dezember 2027 wirksam geworden sind.
(7) Für einen Zusammenschluss, für den die Anmeldung 
nach § 39 zwischen dem 1. März 2020 und dem Ablauf 

gegen eine Verfügung der Kartellbehörde anzuwenden, 
die am 9. Juni 2017 noch nicht verjährt waren. Der 
Beginn, die Hemmung, die Ablaufhemmung und der 
Neubeginn der Verjährung der Ansprüche, die vor dem 
27. Dezember 2016 entstanden sind, bestimmen sich 
jedoch für die Zeit bis zum 8. Juni 2017 nach den bisher 
für diese Ansprüche jeweils geltenden 
Verjährungsvorschriften.
(4) § 33c Absatz 5 und die §§ 33g sowie 89b bis 89e sind 
unabhängig vom Zeitpunkt der Entstehung der 
Schadensersatzansprüche nur in Rechtsstreiten 
anzuwenden, in denen nach dem 26. Dezember 2016 
Klage erhoben worden ist.
(5) § 81a findet Anwendung, wenn das Erlöschen der 
nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
verantwortlichen juristischen Person oder 
Personenvereinigung oder die Verschiebung von 
Vermögen nach dem 9. Juni 2017 erfolgt. War die Tat zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht beendet, gehen die 
Regelungen des § 81 Absatz 3a bis 3e vor.
(6) § 30 Absatz 2b findet nur Anwendung auf 
Vereinbarungen, die nach dem 9. Juni 2017 und vor dem 
31. Dezember 2027 wirksam geworden sind.
(7) Für einen Zusammenschluss, für den die Anmeldung 
nach § 39 zwischen dem 1. März 2020 und dem Ablauf 
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des 31. Mai 2020 beim Bundeskartellamt eingegangen 
ist, beträgt die Frist nach § 40 Absatz 1 Satz 1 zwei 
Monate und die Frist nach § 40 Absatz 2 Satz 2 sechs 
Monate. Satz 1 gilt auch im Fall des § 40 Absatz 5. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn am 29. Mai 2020 
1.
die Frist nach § 40 Absatz 1 Satz 1 abgelaufen war, ohne 
dass das Bundeskartellamt den anmeldenden 
Unternehmen mitgeteilt hat, dass es in die Prüfung des 
Zusammenschlusses (Hauptprüfverfahren) eingetreten 
ist,
2.
die Frist nach § 40 Absatz 2 Satz 2 abgelaufen war oder
3.
der Zusammenschluss vom Bundeskartellamt 
freigegeben worden war.
(8) § 81f Satz 1 ist in der Zeit bis zum Ablauf des 30. Juni 
2021 nicht anzuwenden, soweit für die Zahlung einer 
Geldbuße Zahlungserleichterungen nach § 18 oder § 93 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gewährt sind.
(9) Die §§ 35 bis 41 sind nicht anzuwenden auf einen 
Zusammenschluss im Krankenhausbereich, soweit 
1.
der Zusammenschluss eine standortübergreifende 
Konzentration von mehreren Krankenhäusern oder 

des 31. Mai 2020 beim Bundeskartellamt eingegangen 
ist, beträgt die Frist nach § 40 Absatz 1 Satz 1 zwei 
Monate und die Frist nach § 40 Absatz 2 Satz 2 sechs 
Monate. Satz 1 gilt auch im Fall des § 40 Absatz 5. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn am 29. Mai 2020 
1.
die Frist nach § 40 Absatz 1 Satz 1 abgelaufen war, ohne 
dass das Bundeskartellamt den anmeldenden 
Unternehmen mitgeteilt hat, dass es in die Prüfung des 
Zusammenschlusses (Hauptprüfverfahren) eingetreten 
ist,
2.
die Frist nach § 40 Absatz 2 Satz 2 abgelaufen war oder
3.
der Zusammenschluss vom Bundeskartellamt 
freigegeben worden war.
(8) § 81f Satz 1 ist in der Zeit bis zum Ablauf des 30. Juni 
2021 nicht anzuwenden, soweit für die Zahlung einer 
Geldbuße Zahlungserleichterungen nach § 18 oder § 93 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gewährt sind.
(9) Die §§ 35 bis 41 sind nicht anzuwenden auf einen 
Zusammenschluss im Krankenhausbereich, soweit 
1.
der Zusammenschluss eine standortübergreifende 
Konzentration von mehreren Krankenhäusern oder 
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einzelnen Fachrichtungen mehrerer Krankenhäuser zum 
Gegenstand hat,
2.
dem Zusammenschluss keine anderen 
wettbewerbsrechtlichen Vorschriften entgegenstehen 
und dies das Land bei Antragstellung nach § 14 Absatz 2 
Nummer 3 Buchstabe a der Krankenhausstrukturfonds-
Verordnung bestätigt hat,
3.
das Vorliegen der weiteren Voraussetzungen für eine 
Förderung nach § 12a Absatz 1 Satz 4 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit § 
11 Absatz 1 Nummer 2 der Krankenhausstrukturfonds-
Verordnung in einem Auszahlungsbescheid nach § 15 der 
Krankenhausstrukturfonds-Verordnung festgestellt 
wurde und
4.
der Zusammenschluss bis zum 31. Dezember 2027 
vollzogen wird.
Ein Zusammenschluss im Sinne des Satzes 1 ist dem 
Bundeskartellamt nach Vollzug anzuzeigen. Für die 
Evaluierung dieser Regelung sind die §§ 32e und 21 
Absatz 3 Satz 8 des Krankenhausentgeltgesetzes 
entsprechend anzuwenden. Für die Zwecke der 
Evaluierung und zur Untersuchung der Auswirkungen 

einzelnen Fachrichtungen mehrerer Krankenhäuser zum 
Gegenstand hat,
2.
dem Zusammenschluss keine anderen 
wettbewerbsrechtlichen Vorschriften entgegenstehen 
und dies das Land bei Antragstellung nach § 14 Absatz 2 
Nummer 3 Buchstabe a der Krankenhausstrukturfonds-
Verordnung bestätigt hat,
3.
das Vorliegen der weiteren Voraussetzungen für eine 
Förderung nach § 12a Absatz 1 Satz 4 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit § 
11 Absatz 1 Nummer 2 der Krankenhausstrukturfonds-
Verordnung in einem Auszahlungsbescheid nach § 15 der 
Krankenhausstrukturfonds-Verordnung festgestellt 
wurde und
4.
der Zusammenschluss bis zum 31. Dezember 2027 
vollzogen wird.
Ein Zusammenschluss im Sinne des Satzes 1 ist dem 
Bundeskartellamt nach Vollzug anzuzeigen. Für die 
Evaluierung dieser Regelung sind die §§ 32e und 21 
Absatz 3 Satz 8 des Krankenhausentgeltgesetzes 
entsprechend anzuwenden. Für die Zwecke der 
Evaluierung und zur Untersuchung der Auswirkungen 
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dieser Regelung auf die Wettbewerbsverhältnisse und 
die Versorgungsqualität können Daten aus der amtlichen 
Krankenhausstatistik zusammengeführt werden.
(10) Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates im Hinblick auf das 
Abkommen zwischen dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Eidgenössischen Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Zusammenarbeit und 
Koordinierung der Wettbewerbsbehörden, zu 
bestimmen, dass
1.
Informationen ausschließlich in kartellbehördlichen 
Verfahren und sich daran anschließenden 
Rechtsbehelfsverfahren sowie nur für die Zwecke, für 
die sie von der schweizerischen Wettbewerbsbehörde 
übermittelt wurden, verwendet werden dürfen und
2.
eine Pflicht zur Wahrung der Vertraulichkeit sowie ein 
Ausschluss der Offenlegung gegenüber anderen 
staatlichen Stellen sowie Dritten zu beachten ist,
soweit sich die in dem Abkommen von der 
Bundesrepublik Deutschland übernommenen 

dieser Regelung auf die Wettbewerbsverhältnisse und 
die Versorgungsqualität können Daten aus der amtlichen 
Krankenhausstatistik zusammengeführt werden.
(10) Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates im Hinblick auf das 
Abkommen zwischen dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Eidgenössischen Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Zusammenarbeit und 
Koordinierung der Wettbewerbsbehörden, zu 
bestimmen, dass
1.
Informationen ausschließlich in kartellbehördlichen 
Verfahren und sich daran anschließenden 
Rechtsbehelfsverfahren sowie nur für die Zwecke, für 
die sie von der schweizerischen Wettbewerbsbehörde 
übermittelt wurden, verwendet werden dürfen und
2.
eine Pflicht zur Wahrung der Vertraulichkeit sowie ein 
Ausschluss der Offenlegung gegenüber anderen 
staatlichen Stellen sowie Dritten zu beachten ist,
soweit sich die in dem Abkommen von der 
Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
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Verpflichtungen und gewährten Rechte im Rahmen der 
nach den §§ 50a bis 50f zulässigen 
zwischenbehördlichen Zusammenarbeit halten. 
Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach Satz 1 sind 
erst ab dem Tag anzuwenden, ab dem das in Satz 1 
bezeichnete Abkommen wirksam geworden ist. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz gibt 
den Tag unter Angabe der Bezeichnung des Abkommens 
zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Zusammenarbeit und Koordinierung der 
Wettbewerbsbehörden und dessen Fundstelle im 
Bundesgesetzblatt bekannt.
(11) Das Bundeskartellamt kann eine Verfügung nach § 
32f Absatz 2 auch auf der Grundlage einer 
Sektoruntersuchung nach § 32e erlassen, die am 7. 
November 2023 bereits abgeschlossen war, wenn die 
Veröffentlichung des Abschlussberichts nach § 32e 
Absatz 4 zu diesem Zeitpunkt weniger als ein Jahr 
zurücklag. In den Fällen des Satzes 1 ist § 32f Absatz 7 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Frist am 7. 
November 2023 zu laufen beginnt.

Verpflichtungen und gewährten Rechte im Rahmen der 
nach den §§ 50a bis 50f zulässigen 
zwischenbehördlichen Zusammenarbeit halten. 
Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach Satz 1 sind 
erst ab dem Tag anzuwenden, ab dem das in Satz 1 
bezeichnete Abkommen wirksam geworden ist. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz gibt 
den Tag unter Angabe der Bezeichnung des Abkommens 
zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Zusammenarbeit und Koordinierung der 
Wettbewerbsbehörden und dessen Fundstelle im 
Bundesgesetzblatt bekannt.
(11) Das Bundeskartellamt kann eine Verfügung nach § 
32f Absatz 2 auch auf der Grundlage einer 
Sektoruntersuchung nach § 32e erlassen, die am 7. 
November 2023 bereits abgeschlossen war, wenn die 
Veröffentlichung des Abschlussberichts nach § 32e 
Absatz 4 zu diesem Zeitpunkt weniger als ein Jahr 
zurücklag. In den Fällen des Satzes 1 ist § 32f Absatz 7 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Frist am 7. 
November 2023 zu laufen beginnt.

Artikel 2 – Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
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Abs. 1 § 30 HGrG Öffentliche Ausschreibung
Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen muss eine Öffentliche Ausschreibung oder 
eine Beschränkte Ausschreibung mit 
Teilnahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die 
Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Teilnahmewettbewerb ist ein 
Verfahren, bei dem der öffentliche Auftraggeber nach 
vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine 
beschränkte Anzahl von geeigneten Unternehmen nach 
objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden 
Kriterien auswählt und zur Abgabe von Angeboten 
auffordert.

§ 30 HGrG Öffentliche Ausschreibung
Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen muss eine Öffentliche Ausschreibung oder 
eine Beschränkte Ausschreibung mit 
Teilnahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die 
Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Unterhalb der Schwellenwerte 
gemäß § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann dem Abschluss 
auch eine Verhandlungsvergabe oder eine freihändige 
Vergabe vorausgehen, sofern ein Teilnahmewettbewerb 
durchgeführt wird. Teilnahmewettbewerb ist ein 
Verfahren, bei dem der öffentliche Auftraggeber nach 
vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine 
beschränkte Anzahl von geeigneten Unternehmen nach 
objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden 
Kriterien auswählt und zur Abgabe von Angeboten 
auffordert.

Abs. 2 § 55 BHO Öffentliche Ausschreibung
(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen muss eine Öffentliche Ausschreibung oder 
eine Beschränkte Ausschreibung mit 
Teilnahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die 
Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Teilnahmewettbewerb ist ein 

§ 55 BHO Öffentliche Ausschreibung
(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen muss eine Öffentliche Ausschreibung oder 
eine Beschränkte Ausschreibung mit 
Teilnahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die 
Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Unterhalb der Schwellenwerte 
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Verfahren, bei dem der öffentliche Auftraggeber nach 
vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine 
beschränkte Anzahl von geeigneten Unternehmen nach 
objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden 
Kriterien auswählt und zur Abgabe von Angeboten 
auffordert.

(2) Beim Abschluß von Verträgen ist nach einheitlichen 
Richtlinien zu verfahren.

gemäß § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann dem Abschluss 
auch eine Verhandlungsvergabe oder eine freihändige 
Vergabe vorausgehen, sofern ein Teilnahmewettbewerb 
durchgeführt wird. Teilnahmewettbewerb ist ein 
Verfahren, bei dem der öffentliche Auftraggeber nach 
vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine 
beschränkte Anzahl von geeigneten Unternehmen nach 
objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden 
Kriterien auswählt und zur Abgabe von Angeboten 
auffordert.
(2) Beim Abschluß von Verträgen ist nach einheitlichen 
Richtlinien zu verfahren.

Artikel 2 – Folgeänderungen

Abs. 1 § 9 LNGG Beschleunigte Vergabe- und 
Nachprüfungsverfahren
(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 sind die 
vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 
1.
§ 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwendung.
2.
Mittelständische Interessen müssen auch bei der 

§ 9 LNGG Beschleunigte Vergabe- und 
Nachprüfungsverfahren
(1) Für die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen für Vorhaben nach § 2 sind die 
vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 
1.
§ 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen findet keine Anwendung.
2.
Mittelständische Interessen müssen auch bei der 
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Vergabe öffentlicher Bauaufträge nicht vornehmlich 
berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet 
vergeben werden. Wird ein Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung 
oder Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut, 
muss der öffentliche Auftraggeber das Unternehmen 
nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte 
vergibt, Leistungen in der Menge aufgeteilt und getrennt 
nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.
3.
Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entfällt die Informations- 
und Wartepflicht auch 
a)
in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb gerechtfertigt ist, und
b)
in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt 
wird, der einzige Bieter ist und es keine weiteren 
Bewerber gibt.
4.
Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann in einem 
Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 

Vergabe öffentlicher Bauaufträge nicht vornehmlich 
berücksichtigt werden. Leistungen müssen nicht in der 
Menge aufgeteilt und getrennt nach Art oder Fachgebiet 
vergeben werden. Wird ein Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung 
oder Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut, 
muss der öffentliche Auftraggeber das Unternehmen 
nicht verpflichten, sofern es Unteraufträge an Dritte 
vergibt, Leistungen in der Menge aufgeteilt und getrennt 
nach Art oder Fachgebiet zu vergeben.
3.
Ergänzend zu § 134 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entfällt die Informations- 
und Wartepflicht auch 
a)
in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb gerechtfertigt ist, und
b)
in Fällen, in denen der Bieter, dem der Zuschlag erteilt 
wird, der einzige Bieter ist und es keine weiteren 
Bewerber gibt.
4.
Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann in einem 
Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 und 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 91 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

3 bei Feststellung eines Verstoßes des Auftraggebers im 
Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des 
Auftraggebers oder von Amts wegen ein Vertrag nicht 
als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller 
maßgeblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung 
des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen 
Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines 
Allgemeininteresses es rechtfertigen, die Wirkung des 
Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse 
rechtfertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages 
zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 hat die 
Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
alternative Sanktionen zur Feststellung der 
Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu 
erlassen. § 156 Absatz 3, § 179 Absatz 1 und § 181 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen bleiben 
unberührt.
5.
Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der 
Absätze 2 oder 3 die Unwirksamkeit eines Vertrages 
wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die 
Wirkung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 

3 bei Feststellung eines Verstoßes des Auftraggebers im 
Sinne des § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf Antrag des 
Auftraggebers oder von Amts wegen ein Vertrag nicht 
als unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller 
maßgeblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung 
des Zweckes im Sinne des § 1 und des besonderen 
Interesses nach § 3 zwingende Gründe eines 
Allgemeininteresses es rechtfertigen, die Wirkung des 
Vertrages zu erhalten. Das besondere Interesse 
rechtfertigt es in der Regel, die Wirkung des Vertrages 
zu erhalten. In Fällen des Satzes 1 hat die 
Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
alternative Sanktionen zur Feststellung der 
Unwirksamkeit nach Maßgabe der Nummer 6 zu 
erlassen. § 156 Absatz 3, § 179 Absatz 1 und § 181 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen bleiben 
unberührt.
5.
Wird in einem Nachprüfungsverfahren in den Fällen der 
Absätze 2 oder 3 die Unwirksamkeit eines Vertrages 
wegen eines Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des 
§ 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt, ist die 
Wirkung der Unwirksamkeit abweichend von § 135 
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Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen 
beschränkt, die noch zu erfüllen sind. In Fällen des Satzes 
1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
zusätzlich zur Feststellung nach Satz 1 alternative 
Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit nach 
Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 
gilt entsprechend.
6.
Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
im Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 
und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den 
Nummern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer 
Geldsanktion gegen den Auftraggeber oder die 
Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine 
Geldsanktion darf höchstens 15 Prozent des 
Auftragswertes betragen.
7.
§ 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
a)
die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der 
Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende 

Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Verpflichtungen 
beschränkt, die noch zu erfüllen sind. In Fällen des Satzes 
1 hat die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
zusätzlich zur Feststellung nach Satz 1 alternative 
Sanktionen zur Feststellung der Unwirksamkeit nach 
Maßgabe der Nummer 6 zu erlassen. Nummer 4 Satz 4 
gilt entsprechend.
6.
Durch die Vergabekammer oder das Beschwerdegericht 
im Nachprüfungsverfahren in den Fällen der Absätze 2 
und 3 zu erlassende alternative Sanktionen nach den 
Nummern 4 und 5 umfassen die Verhängung einer 
Geldsanktion gegen den Auftraggeber oder die 
Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. Eine 
Geldsanktion darf höchstens 15 Prozent des 
Auftragswertes betragen.
7.
§ 14 Absatz 4 Nummer 3 der Vergabeverordnung vom 12. 
April 2016 (BGBl. I S. 624), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) geändert 
worden ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
a)
die äußerst dringlichen, zwingenden Gründe sowie der 
Zusammenhang mit Ereignissen, die der betreffende 
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Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,
b)
in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden 
können und
c)
die Umstände zur Begründung der äußersten 
Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht 
zuzurechnen sind.
Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der 
Sektorenverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624, 
657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit 
vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 12. November 2020 (BGBl. I 
S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner 
entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen 
hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
wegen besonderer Dringlichkeit.
8.
§ 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die hinreichend begründete 

Auftraggeber nicht voraussehen konnte, als vorliegend 
anzusehen sind,
b)
in der Regel die Mindestfristen nicht eingehalten werden 
können und
c)
die Umstände zur Begründung der äußersten 
Dringlichkeit dem Auftraggeber in der Regel nicht 
zuzurechnen sind.
Satz 1 gilt entsprechend für § 13 Absatz 2 Nummer 4 der 
Sektorenverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624, 
657), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, und für § 12 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit 
vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 12. November 2020 (BGBl. I 
S. 2392) geändert worden ist. Satz 1 gilt ferner 
entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen 
hinsichtlich der Voraussetzungen zur Anwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb 
wegen besonderer Dringlichkeit.
8.
§ 17 Absatz 8 der Vergabeverordnung ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die hinreichend begründete 
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Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt 
entsprechend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und 
§ 17 Absatz 3 der Vergabeverordnung und für § 14 Absatz 
3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der 
Sektorenverordnung. Satz 1 gilt entsprechend 
hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 Absatz 
2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit. Satz 1 gilt ferner 
entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen 
hinsichtlich der Verkürzung von Fristen wegen einer 
hinreichend begründeten Dringlichkeit.
9.
Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der 
Vergabeverordnung kann bei Vergabeverfahren, die 
aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, sofern dieses 
Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auftrag 
innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten 
technischen und zeitlichen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt 
entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 
2 nach der Sektorenverordnung oder der 
Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit 

Dringlichkeit als vorliegend anzusehen ist. Satz 1 gilt 
entsprechend für § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 3 und 7 und 
§ 17 Absatz 3 der Vergabeverordnung und für § 14 
Absatz 3, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 der 
Sektorenverordnung. Satz 1 gilt entsprechend 
hinsichtlich der besonderen Dringlichkeit für § 20 Absatz 
2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit. Satz 1 gilt ferner 
entsprechend für die Vergabe von Bauaufträgen 
hinsichtlich der Verkürzung von Fristen wegen einer 
hinreichend begründeten Dringlichkeit.
9.
Abweichend von § 51 Absatz 2 Satz 1 der 
Vergabeverordnung kann bei Vergabeverfahren, die 
aufgrund der Nummer 7 Satz 1 als 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
durchgeführt werden, auch nur ein Unternehmen zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, sofern dieses 
Unternehmen als einziges in der Lage ist, den Auftrag 
innerhalb der durch die äußerste Dringlichkeit bedingten 
technischen und zeitlichen Zwänge zu erfüllen. Satz 1 gilt 
entsprechend für Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb, die aufgrund der Nummer 7 Satz 
2 nach der Sektorenverordnung oder der 
Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit 
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durchgeführt werden. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen für 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund Nummer 7 
Satz 3 durchgeführt werden.
(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer 
sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen 
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
1.
Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann auch nach Lage der 
Akten entschieden werden, soweit dies der 
Beschleunigung dient. Die mündliche Verhandlung kann 
im Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
2.
Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen trifft und 
begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung 
innerhalb einer Frist von drei Wochen ab Eingang des 
Nachprüfungsantrags. Abweichend von § 167 Absatz 1 
Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann die 
Entscheidungsfrist von drei Wochen nur einmalig und 
höchstens um zwei Wochen verlängert werden.

durchgeführt werden. Satz 1 gilt ferner entsprechend für 
die Vergabe von Bauaufträgen für 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
wegen besonderer Dringlichkeit, die aufgrund Nummer 7 
Satz 3 durchgeführt werden.
(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer 
sind für Vorhaben nach § 2 die vergaberechtlichen 
Vorschriften mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
1.
Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann auch nach Lage der 
Akten entschieden werden, soweit dies der 
Beschleunigung dient. Die mündliche Verhandlung kann 
im Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
2.
Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen trifft und 
begründet die Vergabekammer ihre Entscheidung 
innerhalb einer Frist von drei Wochen ab Eingang des 
Nachprüfungsantrags. Abweichend von § 167 Absatz 1 
Satz 2 und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann die 
Entscheidungsfrist von drei Wochen nur einmalig und 
höchstens um zwei Wochen verlängert werden.
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3.
Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 
Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer 
auch den Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse 
nach § 3 zu berücksichtigen.
4.
Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen über die 
vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der 
Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 
zu berücksichtigen. Das besondere Interesse überwiegt 
in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, 
spätestens innerhalb von einer Woche nach Eingang des 
Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu treffen und 
zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 
Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung 
unmittelbar erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach § 
134 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei 
Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 Satz 6 und 7 und 
Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist auch der Zweck nach § 
1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu 

3.
Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 168 
Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer 
auch den Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse 
nach § 3 zu berücksichtigen.
4.
Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen über die 
vorzeitige Gestattung des Zuschlags sind zusätzlich der 
Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 
zu berücksichtigen. Das besondere Interesse überwiegt 
in der Regel. Die Entscheidung ist unverzüglich, 
spätestens innerhalb von einer Woche nach Eingang des 
Antrags auf Voraberteilung des Zuschlags zu treffen und 
zu begründen. Der Zuschlag kann abweichend von § 169 
Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nach der Gestattung 
unmittelbar erteilt werden, sofern die Wartepflicht nach 
§ 134 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht noch läuft. Bei 
Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 Satz 6 und 7 und 
Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist auch der Zweck nach § 
1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu 
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berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.
5.
Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren 
einen Verstoß des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen fest, hat sie den Absatz 1 
Nummer 4 bis 6 zu beachten.
(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach 
§ 2 die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 
1.
§ 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung 
nach Absatz 2 Nummer 2 ankommt.
2.
Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist die sofortige 
Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer 
Woche einzulegen.
3.
Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen entfällt 
die aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung 
der Vergabekammer bereits eine Woche nach Ablauf der 

berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.
5.
Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren 
einen Verstoß des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen fest, hat sie den Absatz 1 
Nummer 4 bis 6 zu beachten.
(3) Für die sofortige Beschwerde sind für Vorhaben nach 
§ 2 die vergaberechtlichen Vorschriften mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 
1.
§ 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass es auf die Frist in ihrer Ausgestaltung 
nach Absatz 2 Nummer 2 ankommt.
2.
Abweichend von § 172 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist die sofortige 
Beschwerde innerhalb von einer Notfrist von einer 
Woche einzulegen.
3.
Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen entfällt 
die aufschiebende Wirkung gegenüber der 
Entscheidung der Vergabekammer bereits eine Woche 
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Beschwerdefrist und kann nur für bis zu sechs Wochen 
verlängert werden. Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 
2 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu 
berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.
4.
Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind 
zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere 
Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die 
Vorabentscheidung über den Zuschlag längstens 
innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.
5.
§ 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist nicht anzuwenden.
6.
Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 
Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im 

nach Ablauf der Beschwerdefrist und kann nur für bis zu 
sechs Wochen verlängert werden. Bei der Abwägung 
nach § 173 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind zusätzlich der Zweck 
nach § 1 sowie das besondere Interesse nach § 3 zu 
berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.
4.
Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind 
zusätzlich der Zweck nach § 1 sowie das besondere 
Interesse nach § 3 zu berücksichtigen, das in der Regel 
überwiegt. Abweichend von § 176 Absatz 3 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist die 
Vorabentscheidung über den Zuschlag längstens 
innerhalb von einer Woche nach Eingang des Antrags zu 
treffen und im Fall einer ausnahmsweisen Verlängerung 
der Zweck nach § 1 sowie das besondere Interesse nach 
§ 3 zu berücksichtigen, das in der Regel überwiegt.
5.
§ 177 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist nicht anzuwenden.
6.
Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 65 
Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im 
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Ausnahmefall nach Lage der Akten entscheiden, 
insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und 
kein unmittelbarer Eindruck der Parteien oder direkter 
Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vortrags 
erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im 
Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
7.
§ 178 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Beschwerdeentscheidung 
innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab Eingang der 
sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. 
Bei besonderen tatsächlichen oder rechtlichen 
Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um 
höchstens zwei Wochen verlängern. Abweichend von § 
178 Satz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entscheidet das Gericht 
stets in der Sache selbst.
8.
Für das Beschwerdegericht gilt Nummer 5 
entsprechend.
(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der 
Bundeshaushaltsordnung muss aufgrund der 

Ausnahmefall nach Lage der Akten entscheiden, 
insbesondere wenn dies der Beschleunigung dient und 
kein unmittelbarer Eindruck der Parteien oder direkter 
Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vortrags 
erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im 
Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
7.
§ 178 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Beschwerdeentscheidung 
innerhalb einer Frist von fünf Wochen ab Eingang der 
sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. 
Bei besonderen tatsächlichen oder rechtlichen 
Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten einmalig um 
höchstens zwei Wochen verlängern. Abweichend von § 
178 Satz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entscheidet das Gericht 
stets in der Sache selbst.
8.
Für das Beschwerdegericht gilt Nummer 5 
entsprechend.
(4) Abweichend von § 55 Absatz 1 Satz 1 der 
Bundeshaushaltsordnung muss aufgrund der 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 100 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des 
besonderen Interesses nach § 3 bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb 
der Schwellenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Abschluss 
von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine 
Öffentliche Ausschreibung, keine Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb vorausgehen. 
Abweichend von § 55 Absatz 2 der 
Bundeshaushaltsordnung ist bei öffentlichen Aufträgen 
im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen 
Beschaffungsrichtlinien zu verfahren.
(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder 
Verwaltungsgerichtsbarkeit über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben 
nach § 2, für die ein Nachprüfungsverfahren nach Absatz 
2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden 
Beschleunigungsmöglichkeiten des jeweiligen 
Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter 
Berücksichtigung des Zweckes nach § 1 sowie des 
besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz 
gilt nicht für die Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen.

besonderen Umstände des Zweckes nach § 1 und des 
besonderen Interesses nach § 3 bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge für Vorhaben nach § 2 unterhalb 
der Schwellenwerte des § 106 Absatz 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen dem Abschluss 
von Verträgen über Lieferungen und Leistungen keine 
Öffentliche Ausschreibung, keine Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und kein 
sonstiger Teilnahmewettbewerb vorausgehen. 
Abweichend von § 55 Absatz 2 der 
Bundeshaushaltsordnung ist bei öffentlichen Aufträgen 
im Sinne des Satzes 1 auch nicht nach einheitlichen 
Beschaffungsrichtlinien zu verfahren.
(5) Bei Verfahren vor Gerichten der Zivil- oder 
Verwaltungsgerichtsbarkeit über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge und Konzessionen für Vorhaben 
nach § 2, für die ein Nachprüfungsverfahren nach Absatz 
2 nicht statthaft ist, sind alle bestehenden 
Beschleunigungsmöglichkeiten des jeweiligen 
Prozessrechts zu nutzen und Interessenabwägungen, 
insbesondere beim vorläufigen Rechtsschutz, unter 
Berücksichtigung des Zweckes nach § 1 sowie des 
besonderen Interesses nach § 3 zu treffen. Dieser Absatz 
gilt nicht für die Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen.
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Abs. 2 Nr. 1 § 3 BwBBG Beschleunigte Vergabeverfahren
(1) Abweichend von § 97 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen dürfen mehrere 
Teil- oder Fachlose zusammen vergeben werden, wenn 
wirtschaftliche, technische oder zeitliche Gründe dies 
rechtfertigen. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber ist und mit der Wahrnehmung 
oder Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut 
ist, bei der Vergabe von Unteraufträgen auch nach Satz 1 
dieses Absatzes zu verfahren hat.
(2) § 10 Absatz 1 der Vergabeverordnung Verteidigung 
und Sicherheit vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. November 
2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist, ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass mehrere Teil- oder Fachlose 
zusammen vergeben werden dürfen, wenn 
wirtschaftliche, technische oder zeitliche Gründe dies 
rechtfertigen, insbesondere weil die 
Leistungsbeschreibung die Systemfähigkeit der 
Leistung verlangt und dies durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist.
(3) Bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge dürfen 
mehrere Teil- oder Fachlose zusammen vergeben 

§ 3 BwBBG Beschleunigte Vergabeverfahren
(1) Abweichend von § 97 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen dürfen mehrere 
Teil- oder Fachlose zusammen vergeben werden, wenn 
wirtschaftliche, technische oder zeitliche Gründe dies 
rechtfertigen. § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber ist und mit der Wahrnehmung 
oder Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut 
ist, bei der Vergabe von Unteraufträgen auch nach Satz 1 
dieses Absatzes zu verfahren hat.
(2) § 10 Absatz 1 der Vergabeverordnung Verteidigung 
und Sicherheit vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1509), die 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. November 
2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden ist, ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass mehrere Teil- oder Fachlose 
zusammen vergeben werden dürfen, wenn 
wirtschaftliche, technische oder zeitliche Gründe dies 
rechtfertigen, insbesondere weil die 
Leistungsbeschreibung die Systemfähigkeit der 
Leistung verlangt und dies durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist.
(3) Bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge dürfen 
mehrere Teil- oder Fachlose zusammen vergeben 
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werden, wenn wirtschaftliche, technische oder zeitliche 
Gründe dies rechtfertigen. Wird ein Unternehmen, das 
nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der 
Wahrnehmung oder Durchführung einer öffentlichen 
Aufgabe betraut, verpflichtet der Auftraggeber das 
Unternehmen, sofern es Unteraufträge öffentlicher 
Bauaufträge an Dritte vergibt, auch nach Absatz 1 Satz 1 
zu verfahren.
(4) Abweichend von § 135 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann in einem 
Nachprüfungsverfahren bei Feststellung eines Verstoßes 
des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf 
Antrag des Auftraggebers ein Vertrag nicht als 
unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller 
maßgeblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung 
des Zweckes im Sinne des § 1, der besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen sowie der 
unmittelbaren Stärkung der Einsatzfähigkeit der 
Bundeswehr zwingende Gründe eines 
Allgemeininteresses es ausnahmsweise rechtfertigen, 
die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des 
Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur 
Feststellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe des 

werden, wenn wirtschaftliche, technische oder zeitliche 
Gründe dies rechtfertigen. Wird ein Unternehmen, das 
nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der 
Wahrnehmung oder Durchführung einer öffentlichen 
Aufgabe betraut, verpflichtet der Auftraggeber das 
Unternehmen, sofern es Unteraufträge öffentlicher 
Bauaufträge an Dritte vergibt, auch nach Absatz 1 Satz 1 
zu verfahren.
(41) Abweichend von Ergänzend zu § 135 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen kann in 
einem Nachprüfungsverfahren bei Feststellung eines 
Verstoßes des Auftraggebers im Sinne des § 135 Absatz 
1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf 
Antrag des Auftraggebers ein Vertrag nicht als 
unwirksam erachtet werden, wenn nach Prüfung aller 
maßgeblichen Gesichtspunkte unter Berücksichtigung 
des Zweckes im Sinne des § 1, der besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen sowie der 
unmittelbaren Stärkung der Einsatzfähigkeit der 
Bundeswehr zwingende Gründe eines 
Allgemeininteresses es ausnahmsweise rechtfertigen, 
die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In Fällen des 
Satzes 1 hat die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht alternative Sanktionen zur 
Feststellung der Unwirksamkeit nach Maßgabe des 
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Absatzes 5 zu erlassen. § 156 Absatz 3, § 179 Absatz 1 
und § 181 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen bleiben unberührt.
(5) Durch die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren zu 
erlassende alternative Sanktionen nach Absatz 4 Satz 2 
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend 
sein. Sie umfassen die Verhängung einer Geldsanktion 
gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der 
Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf 
höchstens 15 Prozent des Auftragswertes betragen.
(6) Zwecke im Sinne des § 145 Nummer 7 Buchstabe c 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
umfassen die satzungsgemäßen Zwecke der 
internationalen Organisation.
(7) Zur Beschleunigung der Beschaffungsvorhaben sind 
grundsätzlich im Rahmen der Markterkundung am Markt 
verfügbare Leistungen und Produkte zur Erfüllung der 
Fähigkeitsanforderungen zu identifizieren. Wird eine 
nicht bereits am Markt verfügbare Leistung beschafft, 
soll die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auch umfassen, 
aus welchen Gründen eine nicht auf dem Markt 
verfügbare Leistung beschafft wird und inwieweit 
welcher zusätzliche Nutzen damit im Zusammenhang 
stehende Zusatzkosten rechtfertigt.

Absatzes 5 zu erlassen. § 156 Absatz 3, § 179 Absatz 1 
und § 181 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen bleiben unberührt.
(52) Durch die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht im Nachprüfungsverfahren zu 
erlassende alternative Sanktionen nach Absatz 4 Satz 2 
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend 
sein. Sie umfassen die Verhängung einer Geldsanktion 
gegen den Auftraggeber oder die Verkürzung der 
Laufzeit des Vertrages. Eine Geldsanktion darf 
höchstens 15 Prozent des Auftragswertes betragen.
(6) Zwecke im Sinne des § 145 Nummer 7 Buchstabe c 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
umfassen die satzungsgemäßen Zwecke der 
internationalen Organisation.
(73) Zur Beschleunigung der Beschaffungsvorhaben sind 
grundsätzlich im Rahmen der Markterkundung am Markt 
verfügbare Leistungen und Produkte zur Erfüllung der 
Fähigkeitsanforderungen zu identifizieren. Wird eine 
nicht bereits am Markt verfügbare Leistung beschafft, 
soll die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auch umfassen, 
aus welchen Gründen eine nicht auf dem Markt 
verfügbare Leistung beschafft wird und inwieweit 
welcher zusätzliche Nutzen damit im Zusammenhang 
stehende Zusatzkosten rechtfertigt.
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Abs. 2 Nr. 2 § 4 BwBBG Gemeinsame europäische Beschaffung
(1) Abweichend von § 97 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen dürfen Auftraggeber die 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren auf Bewerber 
oder Bieter beschränken, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ansässig sind, wenn der öffentliche 
Auftrag im Rahmen eines Kooperationsprogramms 
vergeben wird, welches mit mindestens einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union durchgeführt wird. 
Von der Beschränkung nach Satz 1 sind Bewerber und 
Bieter auszunehmen, die in einem Staat ansässig sind, 
der Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ist oder der dem 
Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, 
S. 1), geändert durch das Protokoll zur Änderung des 
Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen, für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, wenn 
der öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt. Die Beschränkung 
nach Satz 1 muss mit Hinweis auf diese Vorschrift in der 
Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen 
aufgeführt werden.

§ 4 BwBBG Gemeinsame europäische Beschaffung
(1) Abweichend von § 97 Absatz 2 und unbeschadet des § 
112a des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
dürfen Auftraggeber die Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren auf Bewerber oder Bieter 
beschränken, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ansässig sind, wenn der öffentliche 
Auftrag im Rahmen eines Kooperationsprogramms 
vergeben wird, welches mit mindestens einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union durchgeführt wird. 
Von der Beschränkung nach Satz 1 sind Bewerber und 
Bieter auszunehmen, die in einem Staat ansässig sind, 
der Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ist oder der dem 
Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, 
S. 1), geändert durch das Protokoll zur Änderung des 
Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen, für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, wenn 
der öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt. Die Beschränkung 
nach Satz 1 muss mit Hinweis auf diese Vorschrift in der 
Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen 
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(2) Wird ein öffentlicher Auftrag gemäß § 104 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen im 
Rahmen eines Kooperationsprogramms, welches mit 
mindestens einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchgeführt wird, oder auf andere 
Weise gemeinsam mit einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder mit der Europäischen Union 
vergeben, und fällt dieser öffentliche Auftrag in den 
Anwendungsbereich des Teils 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, 
1.
ist ferner § 97 Absatz 4 Satz 2 bis 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht anzuwenden;
2.
müssen Leistungen auch bei der Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge nicht in der Menge aufgeteilt und nach Art 
oder Fachgebiet vergeben oder Auftragnehmer 
entsprechend für Unteraufträge verpflichtet werden;
3.
können wesentliche Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland im Sinne des § 107 Absatz 
2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
insbesondere auch berührt sein, wenn die gemeinsame 
Durchführung des öffentlichen Auftrags wesentliche 

aufgeführt werden.
(2) Wird ein öffentlicher Auftrag gemäß § 104 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen im 
Rahmen eines Kooperationsprogramms, welches mit 
mindestens einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchgeführt wird, oder auf andere 
Weise gemeinsam mit einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder mit der Europäischen Union 
vergeben, und fällt dieser öffentliche Auftrag in den 
Anwendungsbereich des Teils 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, 
1.
ist ferner § 97 Absatz 4 Satz 2 bis 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht anzuwenden;
2.
müssen Leistungen auch bei der Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge nicht in der Menge aufgeteilt und nach Art 
oder Fachgebiet vergeben oder Auftragnehmer 
entsprechend für Unteraufträge verpflichtet werden;
3.
können wesentliche Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland im Sinne des § 107 Absatz 
2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
insbesondere auch berührt sein, wenn die gemeinsame 
Durchführung des öffentlichen Auftrags wesentliche 
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Sicherheitsinteressen eines anderen beteiligten 
Mitgliedstaates oder der Europäischen Union betrifft;
4.
ergänzend zu § 5 dieses Gesetzes und § 169 Absatz 2, § 
173 Absatz 2 und § 176 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen überwiegen die 
besonderen Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen in 
der Regel, sofern die gemeinsame Durchführung sonst 
von einem anderen teilnehmenden Mitgliedstaat 
abgebrochen würde;
5.
kann ein technisches Alleinstellungsmerkmal im Sinne 
des § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c der 
Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit auch 
dann vorliegen, wenn die Beschaffung von Ausrüstung, 
die bereits bei einem Mitgliedstaat im Einsatz ist, die 
einzige ist, die die gemeinsame Durchführung des 
öffentlichen Auftrags ermöglicht.
Die Verfahrenserleichterungen nach Satz 1 gelten auch 
für die gemeinsame Durchführung mit mindestens einer 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum. Sie gelten ferner, wenn die 
gemeinsame Durchführung mit mindestens einem 
Drittstaat erfolgt, der dem Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 

Sicherheitsinteressen eines anderen beteiligten 
Mitgliedstaates oder der Europäischen Union betrifft;
4.
ergänzend zu § 5 dieses Gesetzes und § 169 Absatz 2, § 
173 Absatz 2 und § 176 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen überwiegen die 
besonderen Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen in 
der Regel, sofern die gemeinsame Durchführung sonst 
von einem anderen teilnehmenden Mitgliedstaat 
abgebrochen würde;
5.
kann ein technisches Alleinstellungsmerkmal im Sinne 
des § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c der 
Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit auch 
dann vorliegen, wenn die Beschaffung von Ausrüstung, 
die bereits bei einem Mitgliedstaat im Einsatz ist, die 
einzige ist, die die gemeinsame Durchführung des 
öffentlichen Auftrags ermöglicht.
Die Verfahrenserleichterungen nach Satz 1 gelten auch 
für die gemeinsame Durchführung mit mindestens einer 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum. Sie gelten ferner, wenn die 
gemeinsame Durchführung mit mindestens einem 
Drittstaat erfolgt, der dem Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 
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vom 3.9.1996, S. 1), geändert durch das Protokoll zur 
Änderung des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, und der 
öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt.

vom 3.9.1996, S. 1), geändert durch das Protokoll zur 
Änderung des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, und der 
öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt.

Abs. 2 Nr. 3 § 5 BwBBG Beschleunigte Verfahren vor der 
Vergabekammer
(1) Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen kann auch nach 
Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der 
Beschleunigung dient. Die mündliche Verhandlung kann 
im Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
(2) Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 
168 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer 
auch den Zweck nach § 1, die besonderen Verteidigungs- 
und Sicherheitsinteressen sowie die unmittelbare 
Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr zu 
berücksichtigen.
(3) Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen über die 
vorzeitige Gestattung des Zuschlags ist auch der Zweck 

§ 5 BwBBG Beschleunigte Verfahren vor der 
Vergabekammer
(1) Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen kann auch nach 
Lage der Akten entschieden werden, soweit dies der 
Beschleunigung dient. Die mündliche Verhandlung kann 
im Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
(2) Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen nach § 
168 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen hat die Vergabekammer 
auch den Zweck nach § 1, die besonderen Verteidigungs- 
und Sicherheitsinteressen sowie die unmittelbare 
Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr zu 
berücksichtigen.
(3) Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen über die 
vorzeitige Gestattung des Zuschlags ist auch der Zweck 
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des § 1 zu berücksichtigen. Die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen überwiegen in 
der Regel, wenn der öffentliche Auftrag im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der unmittelbaren Stärkung der 
Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht. Bei 
Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 Satz 6 und 7 und 
Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist auch der Zweck des § 1 
zu berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
öffentliche Auftrag im unmittelbaren Zusammenhang 
mit der unmittelbaren Stärkung der Einsatzfähigkeit der 
Bundeswehr steht.
(4) Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren 
einen Verstoß des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen fest, hat sie § 3 Absatz 4 
und 5 zu beachten.

des § 1 zu berücksichtigen. Die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen überwiegen in 
der Regel, wenn der öffentliche Auftrag im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der unmittelbaren 
Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht. Bei 
Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 Satz 6 und 7 und 
Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist auch der Zweck des § 1 
zu berücksichtigen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der Regel, wenn der 
öffentliche Auftrag im unmittelbaren Zusammenhang 
mit der unmittelbaren Stärkung der Einsatzfähigkeit der 
Bundeswehr steht.
(4) Stellt die Vergabekammer im Nachprüfungsverfahren 
einen Verstoß des Auftraggebers im Sinne des § 135 
Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen fest, hat sie § 3 Absatz 4 
und 5 zu beachten.

Abs. 2 Nr. 4 § 6 BwBBG Beschleunigte sofortige Beschwerde
(1) Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck des § 1 zu berücksichtigen. Die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen überwiegen in 
der Regel, wenn der öffentliche Auftrag im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der unmittelbaren Stärkung der 

§ 6 BwBBG Beschleunigte sofortige Beschwerde
(1) Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck des § 1 zu berücksichtigen. Die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen überwiegen in 
der Regel, wenn der öffentliche Auftrag im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der unmittelbaren 
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Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht.
(2) Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 166 
Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im 
Ausnahmefall nach Lage der Akten entscheiden, 
insbesondere, wenn dies der Beschleunigung dient und 
kein unmittelbarer Eindruck der Parteien oder direkter 
Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vortrags 
erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im 
Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
(3) Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck des § 1 zu berücksichtigen. Die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen überwiegen in 
der Regel, wenn der öffentliche Auftrag im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der unmittelbaren Stärkung der 
Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht.
(4) § 177 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.
(5) § 178 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Beschwerdeentscheidung 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab Eingang der 
sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. 

Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht.
(2) Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbindung mit § 166 
Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen kann das Gericht im 
Ausnahmefall nach Lage der Akten entscheiden, 
insbesondere, wenn dies der Beschleunigung dient und 
kein unmittelbarer Eindruck der Parteien oder direkter 
Austausch des tatsächlichen und rechtlichen Vortrags 
erforderlich ist. Die mündliche Verhandlung kann im 
Wege der Bild- und Tonübertragung nach § 128a der 
Zivilprozessordnung durchgeführt werden.
(3) Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist auch 
der Zweck des § 1 zu berücksichtigen. Die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen überwiegen in 
der Regel, wenn der öffentliche Auftrag im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der unmittelbaren 
Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht.
(4) § 177 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht anzuwenden.
(54) § 178 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Beschwerdeentscheidung 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab Eingang der 
sofortigen Beschwerde zu treffen und zu begründen ist. 
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Bei besonderen tatsächlichen oder rechtlichen 
Schwierigkeiten kann der Vorsitzende die Frist durch 
Mitteilung an die Beteiligten einmalig um den 
erforderlichen Zeitraum verlängern, wobei dieser 
Zeitraum vier Wochen nicht überschreiten soll. 
Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entscheidet das Gericht 
stets in der Sache selbst.
(6) Für das Beschwerdegericht gilt § 5 Absatz 4 
entsprechend.

Bei besonderen tatsächlichen oder rechtlichen 
Schwierigkeiten kann der Vorsitzende die Frist durch 
Mitteilung an die Beteiligten einmalig um den 
erforderlichen Zeitraum verlängern, wobei dieser 
Zeitraum vier Wochen nicht überschreiten soll. 
Abweichend von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entscheidet das Gericht 
stets in der Sache selbst.
(65) Für das Beschwerdegericht gilt § 5 Absatz 4 
entsprechend.

Abs. 2 Nr. 5 § 7 BwBBG Verstärkte Berücksichtigung von 
Sicherheitsinteressen im Vergabeverfahren
(1) § 145 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen umfasst auch Aufträge, 
die den Zwecken der Tätigkeiten des militärischen 
Nachrichtenwesens dienen.
(2) Abweichend von § 97 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen dürfen Auftraggeber 
Bewerber oder Bieter von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn der Bewerber 
oder Bieter in einem Staat außerhalb der Europäischen 
Union ansässig ist, der nicht die notwendige Gewähr für 
die Wahrung der Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland bietet.

§ 7 BwBBG Verstärkte Berücksichtigung von 
Sicherheitsinteressen im Vergabeverfahren
(1) § 145 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen umfasst auch Aufträge, 
die den Zwecken der Tätigkeiten des militärischen 
Nachrichtenwesens dienen.
(21) Abweichend von § 97 Absatz 2 und unbeschadet des 
§ 112a des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen dürfen Auftraggeber 
Bewerber oder Bieter von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn der Bewerber 
oder Bieter in einem Staat außerhalb der Europäischen 
Union ansässig ist, der nicht die notwendige Gewähr für 
die Wahrung der Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland bietet.
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(3) § 9 Absatz 1 der Vergabeverordnung Verteidigung und 
Sicherheit ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Auftraggeber von Bietern verlangen können, in ihrem 
Angebot keine Unterauftragnehmer vorzusehen, die in 
einem Staat außerhalb der Europäischen Union ansässig 
sind, der nicht die notwendige Gewähr für die Wahrung 
der Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland bietet.
(4) § 9 Absatz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung 
und Sicherheit ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Auftraggeber dem Auftragnehmer vorgeben können, 
keine Unterauftragnehmer zu beauftragen, die in einem 
Staat außerhalb der Europäischen Union ansässig sind, 
der nicht die notwendige Gewähr für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland 
bietet.
(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten nicht in Bezug auf 
Auftragnehmer und Unterauftragnehmer, die in einem 
Staat ansässig sind, der Vertragspartei des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist. Sie gelten 
ferner nicht in Bezug auf Auftragnehmer und 
Unterauftragnehmer, die in einem Drittstaat ansässig 
sind, der dem Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, 
S. 1), geändert durch das Protokoll zur Änderung des 

(3) § 9 Absatz 1 der Vergabeverordnung Verteidigung 
und Sicherheit ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Auftraggeber von Bietern verlangen können, in ihrem 
Angebot keine Unterauftragnehmer vorzusehen, die in 
einem Staat außerhalb der Europäischen Union ansässig 
sind, der nicht die notwendige Gewähr für die Wahrung 
der Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland bietet.
(4) § 9 Absatz 2 der Vergabeverordnung Verteidigung 
und Sicherheit ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Auftraggeber dem Auftragnehmer vorgeben können, 
keine Unterauftragnehmer zu beauftragen, die in einem 
Staat außerhalb der Europäischen Union ansässig sind, 
der nicht die notwendige Gewähr für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland 
bietet.
(52) Die Absätze 2 bis 4 gelten nicht in Bezug auf 
Auftragnehmer und Unterauftragnehmer, die in einem 
Staat ansässig sind, der Vertragspartei des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist. Sie gelten 
ferner nicht in Bezug auf Auftragnehmer und 
Unterauftragnehmer, die in einem Drittstaat ansässig 
sind, der dem Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, 
S. 1), geändert durch das Protokoll zur Änderung des 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 112 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen, für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, wenn 
der öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt.

Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen, für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, wenn 
der öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt.

Abs. 3 § 130a SGB V Rabatte der pharmazeutischen 
Unternehmer
[...]
(8a) Zur Vermeidung von Lieferengpässen und zur 
Sicherstellung einer diversifizierten, bedarfsgerechten 
Versorgung mit patentfreien Antibiotika bilden die 
Krankenkassen oder ihre Verbände für die Vergabe von 
Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 für diese 
Arzneimittel Lose nach § 97 Absatz 4 Satz 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Die 
Krankenkassen oder ihre Verbände legen jeweils die für 
die Gewährleistung der Liefersicherheit erforderliche 
Anzahl der Lose fest. Abweichend von § 97 Absatz 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in 
Verbindung mit § 69 Absatz 3 schreiben die 
Krankenkassen oder ihre Verbände mindestens die 
Hälfte der Lose so aus, dass Rabatte für die in Satz 1 
genannten Arzneimittel mit pharmazeutischen 
Unternehmern nach Absatz 8 Satz 1 vereinbart werden, 

§ 130a SGB V Rabatte der pharmazeutischen 
Unternehmer
[...]
(8a) Zur Vermeidung von Lieferengpässen und zur 
Sicherstellung einer diversifizierten, bedarfsgerechten 
Versorgung mit patentfreien Antibiotika bilden die 
Krankenkassen oder ihre Verbände für die Vergabe von 
Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 für diese 
Arzneimittel Lose nach § 97 Absatz 4 Satz 2 und 
unbeschadet des § 112a des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. Die Krankenkassen oder 
ihre Verbände legen jeweils die für die Gewährleistung 
der Liefersicherheit erforderliche Anzahl der Lose fest. 
Abweichend von § 97 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in Verbindung mit § 69 
Absatz 3 schreiben die Krankenkassen oder ihre 
Verbände mindestens die Hälfte der Lose so aus, dass 
Rabatte für die in Satz 1 genannten Arzneimittel mit 
pharmazeutischen Unternehmern nach Absatz 8 Satz 1 
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die für die Herstellung dieser Arzneimittel in der 
Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes produzierte Wirkstoffe 
verwenden. Der Verwendung von in der Europäischen 
Union oder in einem Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes produzierten Wirkstoffen für die 
Herstellung der in Satz 1 genannten Arzneimittel steht 
die Verwendung von in einem Staat produzierten 
Wirkstoffen für die Herstellung der in Satz 1 genannten 
Arzneimittel gleich, sofern 
1.
dieser Staat der dem Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 
vom 3.9.1996, S. 1), das durch das Protokoll zur Änderung 
des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) 
geändert worden ist, oder anderen, für die Europäische 
Union bindenden internationalen Übereinkommen 
beigetreten ist,
2.
der jeweilige öffentliche Auftrag in den 
Anwendungsbereich des jeweiligen Übereinkommens 
fällt und
3.
mindestens die Hälfte der zur Erfüllung der Vereinbarung 

vereinbart werden, die für die Herstellung dieser 
Arzneimittel in der Europäischen Union oder einem 
Vertragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
produzierte Wirkstoffe verwenden. Der Verwendung von 
in der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat 
des Europäischen Wirtschaftsraumes produzierten 
Wirkstoffen für die Herstellung der in Satz 1 genannten 
Arzneimittel steht die Verwendung von in einem Staat 
produzierten Wirkstoffen für die Herstellung der in Satz 1 
genannten Arzneimittel gleich, sofern 
1.
dieser Staat der dem Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 
vom 3.9.1996, S. 1), das durch das Protokoll zur 
Änderung des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) 
geändert worden ist, oder anderen, für die Europäische 
Union bindenden internationalen Übereinkommen 
beigetreten ist,
2.
der jeweilige öffentliche Auftrag in den 
Anwendungsbereich des jeweiligen Übereinkommens 
fällt und
3.
mindestens die Hälfte der zur Erfüllung der Vereinbarung 
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nach Absatz 8 Satz 1 benötigten Wirkstoffe für die 
Herstellung der in Satz 1 genannten Arzneimittel in der 
Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes produziert wird.
Die Beschränkungen nach den Sätzen 3 und 4 müssen 
mit Hinweis auf diese Vorschriften in der 
Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen 
aufgeführt werden. Die übrigen Lose schreiben die 
Krankenkassen oder ihre Verbände so aus, dass 
Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 für die in Satz 1 
genannten Arzneimittel mit mehr als einem 
pharmazeutischen Unternehmer geschlossen werden. 
Die Lose nach Satz 3 ermöglichen dieselbe Liefermenge 
wie die Lose nach Satz 6. Gehen in einem der nach Satz 3 
oder Satz 6 ausgeschriebenen Lose keine oder keine 
zuschlagsfähigen Angebote ein, hat dies keinen Einfluss 
auf die Erteilung des Zuschlags in den anderen nach Satz 
3 oder Satz 6 ausgeschriebenen Losen. Das 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
erteilt den Krankenkassen oder ihren Verbänden auf 
Antrag Auskunft zur Herstellungsstätte des bei der 
Herstellung des rabattierten Arzneimittels tatsächlich 
verwendeten Wirkstoffs eines pharmazeutischen 
Unternehmers, wenn dies für die Entscheidung über den 
Zuschlag oder die Überprüfung der Erfüllung der 

nach Absatz 8 Satz 1 benötigten Wirkstoffe für die 
Herstellung der in Satz 1 genannten Arzneimittel in der 
Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes produziert wird.
Die Beschränkungen nach den Sätzen 3 und 4 müssen 
mit Hinweis auf diese Vorschriften in der 
Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen 
aufgeführt werden. Die übrigen Lose schreiben die 
Krankenkassen oder ihre Verbände so aus, dass 
Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 für die in Satz 1 
genannten Arzneimittel mit mehr als einem 
pharmazeutischen Unternehmer geschlossen werden. 
Die Lose nach Satz 3 ermöglichen dieselbe Liefermenge 
wie die Lose nach Satz 6. Gehen in einem der nach Satz 3 
oder Satz 6 ausgeschriebenen Lose keine oder keine 
zuschlagsfähigen Angebote ein, hat dies keinen Einfluss 
auf die Erteilung des Zuschlags in den anderen nach Satz 
3 oder Satz 6 ausgeschriebenen Losen. Das 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
erteilt den Krankenkassen oder ihren Verbänden auf 
Antrag Auskunft zur Herstellungsstätte des bei der 
Herstellung des rabattierten Arzneimittels tatsächlich 
verwendeten Wirkstoffs eines pharmazeutischen 
Unternehmers, wenn dies für die Entscheidung über den 
Zuschlag oder die Überprüfung der Erfüllung der 
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Vereinbarung nach Absatz 8 Satz 1 erforderlich ist. 
Sofern Arzneimittel im Zuständigkeitsbereich des Paul-
Ehrlich-Instituts betroffen sind, erfolgt die Erteilung der 
Auskunft im Einvernehmen mit dem Paul-Ehrlich-
Institut.
[...]

Vereinbarung nach Absatz 8 Satz 1 erforderlich ist. 
Sofern Arzneimittel im Zuständigkeitsbereich des Paul-
Ehrlich-Instituts betroffen sind, erfolgt die Erteilung der 
Auskunft im Einvernehmen mit dem Paul-Ehrlich-
Institut.
[...]

Abs. 4 § 8b PBefG Wettbewerbliches Vergabeverfahren
(1) Ein wettbewerbliches Vergabeverfahren nach Artikel 
5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 muss die 
Anforderungen nach den Absätzen 2 bis 7 erfüllen.
(2) Die Bekanntmachung über das vorgesehene 
wettbewerbliche Vergabeverfahren muss allen in 
Betracht kommenden Bietern zugänglich sein. Sie kann 
auf der Internetseite www.bund.de veröffentlicht 
werden. Die Bekanntmachung muss alle für die 
Teilnahme an dem Vergabeverfahren erforderlichen 
Informationen enthalten, insbesondere Informationen 
über
1.
den vorgesehenen Ablauf des wettbewerblichen 
Vergabeverfahrens,
2.
vorzulegende Nachweise der Fachkunde, Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit (Eignungsnachweis),
3.

§ 8b PBefG Wettbewerbliches Vergabeverfahren
(1) Ein wettbewerbliches Vergabeverfahren nach Artikel 
5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 muss die 
Anforderungen nach den Absätzen 2 bis 7 erfüllen.
(2) Die Bekanntmachung über das vorgesehene 
wettbewerbliche Vergabeverfahren muss allen in 
Betracht kommenden Bietern zugänglich sein. Sie soll 
kann auf der Internetseite oeffentlichevergabe.de 
www.bund.de veröffentlicht werden. Die 
Bekanntmachung muss alle für die Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren erforderlichen Informationen 
enthalten, insbesondere Informationen über
1.
den vorgesehenen Ablauf des wettbewerblichen 
Vergabeverfahrens,
2.
vorzulegende Nachweise der Fachkunde, Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit (Eignungsnachweis),
3.
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Anforderungen an die Übermittlung von Unterlagen 
sowie
4.
Zuschlagskriterien einschließlich deren vorgesehener 
Gewichtung.
(3) Die Dienstleistungen sind eindeutig und umfassend 
zu beschreiben, sodass alle in Betracht kommenden 
Bieter die Beschreibung im gleichen Sinne verstehen 
müssen und miteinander vergleichbare Angebote zu 
erwarten sind. Fristen sind unter Berücksichtigung der 
Komplexität der Dienstleistungen angemessen zu 
setzen.
(4) Die Teilnehmer an dem wettbewerblichen 
Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln. Der 
Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller 
Umstände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.

(5) Werden Unteraufträge zugelassen, kann vorgegeben 
werden, dass die Übertragung von Unteraufträgen nach 
wettbewerblichen Grundsätzen vorzunehmen ist.
(6) Das Vergabeverfahren ist von Beginn an fortlaufend 
zu dokumentieren. Alle wesentlichen Entscheidungen 
sind zu begründen.
(7) Der Aufgabenträger hat die nicht berücksichtigten 

Anforderungen an die Übermittlung von Unterlagen 
sowie
4.
Zuschlagskriterien einschließlich deren vorgesehener 
Gewichtung.
(3) Die Dienstleistungen sind so eindeutig wie möglich 
und umfassend zu beschreiben, sodass alle in Betracht 
kommenden Bieter die Beschreibung im gleichen Sinne 
verstehen müssen und miteinander vergleichbare 
Angebote zu erwarten sind. Fristen sind unter 
Berücksichtigung der Komplexität der Dienstleistungen 
angemessen zu setzen.
(4) Die Teilnehmer an dem wettbewerblichen 
Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln. § 112a 
Absätze 1 bis 5 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend. Der 
Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller 
Umstände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.
(5) Werden Unteraufträge zugelassen, kann vorgegeben 
werden, dass die Übertragung von Unteraufträgen nach 
wettbewerblichen Grundsätzen vorzunehmen ist.
(6) Das Vergabeverfahren ist von Beginn an fortlaufend 
zu dokumentieren. Alle wesentlichen Entscheidungen 
sind zu begründen.
(7) Der Aufgabenträger hat die nicht berücksichtigten 
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Bieter über den Namen des ausgewählten 
Unternehmens, über die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung und über den frühesten Zeitpunkt 
der Beauftragung unverzüglich zu informieren. Die §§ 134 
und 135 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend.

Bieter über den Namen des ausgewählten 
Unternehmens, über die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung und über den frühesten 
Zeitpunkt der Beauftragung unverzüglich zu informieren. 
Die §§ 134 und 135 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend.

Artikel 4 – Änderung der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge

Nr. 1 Änderung der Inhaltsübersicht

Nr. 2 § 2 Vergabe von Bauaufträgen
Für die Vergabe von Bauaufträgen sind Abschnitt 1 und 
Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 anzuwenden. Im Übrigen 
ist Teil A Abschnitt 2 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2), der 
zuletzt durch die Bekanntmachung vom 6. September 
2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert worden ist, 
anzuwenden.

§ 2 Vergabe von Bauaufträgen
Für die Vergabe von Bauaufträgen sind Abschnitt 1 und 
Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 anzuwenden. Im Übrigen 
ist Teil A Abschnitt 2 der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2), der 
zuletzt durch die Bekanntmachung vom 6. September 
2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert worden ist, 
anzuwenden. Satz 2 gilt nicht für Planungsleistungen, die 
als Los eines Bauauftrags vergeben werden; auf ihre 
Vergabe ist diese Verordnung anzuwenden.

Nr. 3 § 8 Dokumentation und Vergabevermerk
(1) Der öffentliche Auftraggeber dokumentiert das 
Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies 
für die Begründung von Entscheidungen auf jeder Stufe 

§ 8 Dokumentation und Vergabevermerk
(1) Der öffentliche Auftraggeber dokumentiert das 
Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies 
für die Begründung von Entscheidungen auf jeder Stufe 
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des Vergabeverfahrens erforderlich ist. Dazu gehört zum 
Beispiel die Dokumentation der Kommunikation mit 
Unternehmen und interner Beratungen, der Vorbereitung 
der Auftragsbekanntmachung und der 
Vergabeunterlagen, der Öffnung der Angebote, 
Teilnahmeanträge und Interessensbestätigungen, der 
Verhandlungen und der Dialoge mit den teilnehmenden 
Unternehmen sowie der Gründe für 
Auswahlentscheidungen und den Zuschlag.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fertigt über jedes 
Vergabeverfahren einen Vermerk in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. Dieser 
Vergabevermerk umfasst mindestens Folgendes: 
1.
den Namen und die Anschrift des öffentlichen 
Auftraggebers sowie Gegenstand und Wert des 
Auftrags, der Rahmenvereinbarung oder des 
dynamischen Beschaffungssystems,
2.
die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter 
und die Gründe für ihre Auswahl,
3.
die nicht berücksichtigten Angebote und 
Teilnahmeanträge sowie die Namen der nicht 
berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe 

des Vergabeverfahrens erforderlich ist. Dazu gehört zum 
Beispiel die Dokumentation der Kommunikation mit 
Unternehmen und interner Beratungen, der 
Vorbereitung der Auftragsbekanntmachung und der 
Vergabeunterlagen, der Öffnung der Angebote, 
Teilnahmeanträge und Interessensbestätigungen, der 
Verhandlungen und der Dialoge mit den teilnehmenden 
Unternehmen sowie der Gründe für 
Auswahlentscheidungen und den Zuschlag.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fertigt über jedes 
Vergabeverfahren einen Vermerk in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. Dieser 
Vergabevermerk umfasst mindestens Folgendes: 
1.
den Namen und die Anschrift des öffentlichen 
Auftraggebers sowie Gegenstand und Wert des 
Auftrags, der Rahmenvereinbarung oder des 
dynamischen Beschaffungssystems,
2.
die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter 
und die Gründe für ihre Auswahl,
3.
die nicht berücksichtigten Angebote und 
Teilnahmeanträge sowie die Namen der nicht 
berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe 
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für ihre Nichtberücksichtigung,
4.
die Gründe für die Ablehnung von Angeboten, die für 
ungewöhnlich niedrig befunden wurden,
5.
den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für 
die Auswahl seines Angebots sowie, falls bekannt, den 
Anteil am Auftrag oder an der Rahmenvereinbarung, den 
der Zuschlagsempfänger an Dritte weiterzugeben 
beabsichtigt, und gegebenenfalls, soweit zu jenem 
Zeitpunkt bekannt, die Namen der Unterauftragnehmer 
des Hauptauftragnehmers,
6.
bei Verhandlungsverfahren und wettbewerblichen 
Dialogen die in § 14 Absatz 3 genannten Umstände, die 
die Anwendung dieser Verfahren rechtfertigen,
7.
bei Verhandlungsverfahren ohne vorherigen 
Teilnahmewettbewerb die in § 14 Absatz 4 genannten 
Umstände, die die Anwendung dieses Verfahrens 
rechtfertigen,
8.
gegebenenfalls die Gründe, aus denen der öffentliche 
Auftraggeber auf die Vergabe eines Auftrags, den 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die 

für ihre Nichtberücksichtigung,
4.
die Gründe für die Ablehnung von Angeboten, die für 
ungewöhnlich niedrig befunden wurden,
5.
den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für 
die Auswahl seines Angebots sowie, falls bekannt, den 
Anteil am Auftrag oder an der Rahmenvereinbarung, den 
der Zuschlagsempfänger an Dritte weiterzugeben 
beabsichtigt, und gegebenenfalls, soweit zu jenem 
Zeitpunkt bekannt, die Namen der Unterauftragnehmer 
des Hauptauftragnehmers,
6.
bei Verhandlungsverfahren und wettbewerblichen 
Dialogen die in § 14 Absatz 3 genannten Umstände, die 
die Anwendung dieser Verfahren rechtfertigen,
7.
bei Verhandlungsverfahren ohne vorherigen 
Teilnahmewettbewerb die in § 14 Absatz 4 genannten 
Umstände, die die Anwendung dieses Verfahrens 
rechtfertigen,
8.
gegebenenfalls die Gründe, aus denen der öffentliche 
Auftraggeber auf die Vergabe eines Auftrags, den 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die 
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Einrichtung eines dynamischen Beschaffungssystems 
verzichtet hat,
9.
gegebenenfalls die Gründe, aus denen andere als 
elektronische Mittel für die Einreichung der Angebote 
verwendet wurden,
10.
gegebenenfalls Angaben zu aufgedeckten 
Interessenkonflikten und getroffenen 
Abhilfemaßnahmen,
11.
gegebenenfalls die Gründe, aufgrund derer mehrere Teil- 
oder Fachlose zusammen vergeben wurden, und
12.
gegebenenfalls die Gründe für die Nichtangabe der 
Gewichtung von Zuschlagskriterien.

(3) Der Vergabevermerk ist nicht erforderlich für 
Aufträge auf der Grundlage von Rahmenvereinbarungen, 
sofern diese gemäß § 21 Absatz 3 oder gemäß § 21 
Absatz 4 Nummer 1 geschlossen wurden. Soweit die 

Einrichtung eines dynamischen Beschaffungssystems 
verzichtet hat,
9.
gegebenenfalls die Gründe, aus denen andere als 
elektronische Mittel für die Einreichung der Angebote 
verwendet wurden,
10.
gegebenenfalls Angaben zu aufgedeckten 
Interessenkonflikten und getroffenen 
Abhilfemaßnahmen,
11.
gegebenenfalls die Gründe, aufgrund derer mehrere Teil- 
oder Fachlose zusammen vergeben wurden, und
12.
gegebenenfalls die Gründe für die Nichtangabe der 
Gewichtung von Zuschlagskriterien., und
13.
gegebenenfalls die Gründe für die 
Nichtberücksichtigung eines sozialen oder eines 
umweltbezogenen Kriteriums bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens.
(3) Der Vergabevermerk ist nicht erforderlich für 
Aufträge auf der Grundlage von Rahmenvereinbarungen, 
sofern diese gemäß § 21 Absatz 3 oder gemäß § 21 
Absatz 4 Nummer 1 geschlossen wurden. Soweit die 
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Vergabebekanntmachung die geforderten Informationen 
enthält, kann sich der öffentliche Auftraggeber auf diese 
beziehen.
(4) Die Dokumentation, der Vergabevermerk sowie die 
Angebote, die Teilnahmeanträge, die 
Interessensbekundungen, die Interessensbestätigungen 
und ihre Anlagen sind bis zum Ende der Laufzeit des 
Vertrags oder der Rahmenvereinbarung aufzubewahren, 
mindestens jedoch für drei Jahre ab dem Tag des 
Zuschlags. Gleiches gilt für Kopien aller abgeschlossenen 
Verträge, die mindestens den folgenden Auftragswert 
haben: 
1.
1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen,
2.
10 Millionen Euro im Falle von Bauaufträgen.
(5) Der Vergabevermerk oder dessen Hauptelemente 
sowie die abgeschlossenen Verträge sind der 
Europäischen Kommission sowie den zuständigen 
Aufsichts-oder Prüfbehörden auf deren Anforderung hin 
zu übermitteln.
(6) § 5 bleibt unberührt.

Vergabebekanntmachung die geforderten 
Informationen enthält, kann sich der öffentliche 
Auftraggeber auf diese beziehen.
(4) Die Dokumentation, der Vergabevermerk sowie die 
Angebote, die Teilnahmeanträge, die 
Interessensbekundungen, die Interessensbestätigungen 
und ihre Anlagen sind bis zum Ende der Laufzeit des 
Vertrags oder der Rahmenvereinbarung aufzubewahren, 
mindestens jedoch für drei Jahre ab dem Tag des 
Zuschlags. Gleiches gilt für Kopien aller 
abgeschlossenen Verträge, die mindestens den 
folgenden Auftragswert haben: 
1.
1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen,
2.
10 Millionen Euro im Falle von Bauaufträgen.
(5) Der Vergabevermerk oder dessen Hauptelemente 
sowie die abgeschlossenen Verträge sind der 
Europäischen Kommission sowie den zuständigen 
Aufsichts-oder Prüfbehörden auf deren Anforderung hin 
zu übermitteln.
(6) § 5 bleibt unberührt.

Nr. 4 § 10a Erstellung und Übermittlung von 
Bekanntmachungen; Datenaustauschstandard eForms

§ 10a Erstellung und Übermittlung von 
Bekanntmachungen; Datenaustauschstandard eForms
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(1) Auftragsbekanntmachungen, Vorinformationen, 
Vergabebekanntmachungen und Bekanntmachungen 
über Auftragsänderungen (Bekanntmachungen) sind 
elektronisch nach den Vorgaben der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 zu erstellen. 
Sofern nicht aufgrund von Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 
etwas anderes geregelt ist, sind die Angaben zu den in 
Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungsverordnung 
(EU) 2019/1780 für die Bekanntmachungen als fakultativ 
gekennzeichneten Angaben freiwillig.
(2) Für Bekanntmachungen haben öffentliche 
Auftraggeber den Datenaustauschstandard eForms in 
der jeweils geltenden Fassung zu verwenden. Der 
Datenaustauschstandard eForms wird vom 
Bundesministerium des Innern und für Heimat im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz festgelegt und unverzüglich 
im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Soweit für die 
Inhalte von Datenfeldern des Datenaustauschstandards 
eForms weitere oberste Bundesbehörden fachlich 
zuständig sind, ist die Festlegung dieser Datenfelder vor 
ihrer Bekanntmachung jeweils auch mit ihnen 
abzustimmen.
(3) Im Datenaustauschstandard eForms können die 
Vorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 

(1) Auftragsbekanntmachungen, Vorinformationen, 
Vergabebekanntmachungen und Bekanntmachungen 
über Auftragsänderungen (Bekanntmachungen) sind 
elektronisch nach den Vorgaben der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 zu erstellen. 
Sofern nicht aufgrund von Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 
etwas anderes geregelt ist, sind die Angaben zu den in 
Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungsverordnung 
(EU) 2019/1780 für die Bekanntmachungen als fakultativ 
gekennzeichneten Angaben freiwillig.
(2) Für Bekanntmachungen haben öffentliche 
Auftraggeber den Datenaustauschstandard eForms in 
der jeweils geltenden Fassung zu verwenden. Der 
Datenaustauschstandard eForms wird vom 
Bundesministerium des Innern und für Heimat im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz festgelegt und unverzüglich 
im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Soweit für die 
Inhalte von Datenfeldern des Datenaustauschstandards 
eForms weitere oberste Bundesbehörden fachlich 
zuständig sind, ist die Festlegung dieser Datenfelder vor 
ihrer Bekanntmachung jeweils auch mit ihnen 
abzustimmen.
(3) Im Datenaustauschstandard eForms können die 
Vorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 
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für die Inhalte bestimmter Angaben in der 
Bekanntmachung konkretisiert werden. Einzelne der in 
Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungsverordnung 
(EU) 2019/1780 als fakultativ gekennzeichnete Angaben 
können im Datenaustauschstandard eForms für 
bestimmte Bekanntmachungen für verpflichtend oder 
als nicht erfassbar erklärt werden, sofern dies aus 
technischen Gründen oder aufgrund der Anforderungen 
nach Absatz 4 erforderlich ist. Änderungen des 
Datenaustauschstandards eForms werden vom 
Bundesministerium des Innern und für Heimat im 
Einvernehmen mit dem Bundeministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz festgelegt und im Bundesanzeiger 
bekannt gemacht. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Bei 
jeder Änderung sind das Datum der Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger und das Datum, ab dem der geänderte 
Datenaustauschstandard eForms anzuwenden ist, 
anzugeben.
(4) In Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 als fakultativ 
gekennzeichnete Datenfelder sind für öffentliche 
Auftraggeber unbeschadet der Vorgaben des 
Datenaustauschstandards eForms nach Absatz 3 Satz 2 
verpflichtend, soweit sie strategische Aspekte der 
Beschaffung betreffen. Strategische Aspekte der 

2019/1780 für die Inhalte bestimmter Angaben in der 
Bekanntmachung konkretisiert werden. Einzelne der in 
Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungsverordnung 
(EU) 2019/1780 als fakultativ gekennzeichnete Angaben 
können im Datenaustauschstandard eForms für 
bestimmte Bekanntmachungen für verpflichtend oder 
als nicht erfassbar erklärt werden, sofern dies aus 
technischen Gründen oder aufgrund der Anforderungen 
nach Absatz 4 erforderlich ist. Änderungen des 
Datenaustauschstandards eForms werden vom 
Bundesministerium des Innern und für Heimat im 
Einvernehmen mit dem Bundeministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz festgelegt und im Bundesanzeiger 
bekannt gemacht. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Bei 
jeder Änderung sind das Datum der Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger und das Datum, ab dem der geänderte 
Datenaustauschstandard eForms anzuwenden ist, 
anzugeben.
(4) In Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 als fakultativ 
gekennzeichnete Datenfelder sind für öffentliche 
Auftraggeber unbeschadet der Vorgaben des 
Datenaustauschstandards eForms nach Absatz 3 Satz 2 
verpflichtend, soweit sie strategische Aspekte der 
Beschaffung betreffen. Strategische Aspekte der 
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Beschaffung im Sinne des Satzes 1 sind: 
1.
Aspekte der Qualität und der Innovation, einschließlich 
der Angabe, ob Nebenangebote zugelassen sind,
2.
soziale und umweltbezogene Aspekte, einschließlich der 
Datenfelder für die Beschaffung sauberer 
Straßenfahrzeuge,
3.
wesentliche Aspekte der Zuschlagskriterien,
4.
mittelständische Interessen sowie
5.
die Identifizierung der Organisationseinheiten.
Die betroffenen Datenfelder sind im 
Datenaustauschstandard eForms als verpflichtende 
Datenfelder aufzunehmen.
(5) Bekanntmachungen sind dem Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union elektronisch 
über den Datenservice Öffentlicher Einkauf zu 
übermitteln. Der Datenservice Öffentlicher Einkauf ist 
beim Beschaffungsamt des BMI eingerichtet und wird 
dort betrieben. Die über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union übermittelten Bekanntmachungen 

Beschaffung im Sinne des Satzes 1 sind: 
1.
Aspekte der Qualität und der Innovation, einschließlich 
der Angabe, ob Nebenangebote zugelassen sind,
2.
soziale und umweltbezogene Aspekte, einschließlich der 
Datenfelder für die Beschaffung sauberer 
Straßenfahrzeuge,
3.
wesentliche Aspekte der Zuschlagskriterien,
4.
mittelständische Interessen sowie
5.
die Identifizierung der Organisationseinheiten.
Die betroffenen Datenfelder sind im 
Datenaustauschstandard eForms als verpflichtende 
Datenfelder aufzunehmen.
(5) Bekanntmachungen sind dem Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union elektronisch 
über den Datenservice Öffentlicher Einkauf zu 
übermitteln. Der Datenservice Öffentlicher Einkauf ist 
beim Beschaffungsamt des BMI eingerichtet und wird 
dort betrieben. Die über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union übermittelten Bekanntmachungen 
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werden auch über den Bekanntmachungsservice des 
Datenservice Öffentlicher Einkauf veröffentlicht und frei 
zugänglich zur Verfügung gestellt. Das Beschaffungsamt 
des BMI trifft die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, um die Verfügbarkeit, 
die Integrität, die Authentizität und die Vertraulichkeit 
der im Datenservice Öffentlicher Einkauf verarbeiteten 
personenbezogenen Daten entsprechend dem 
jeweiligen Stand der Technik sicherzustellen.
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten mit Blick auf § 7 Absatz 4 
der Unterschwellenvergabeordnung nicht für die 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer die Schwellenwerte 
gemäß § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht erreicht.

werden auch über den Bekanntmachungsservice des 
Datenservice Öffentlicher Einkauf veröffentlicht und frei 
zugänglich zur Verfügung gestellt. Das Beschaffungsamt 
des BMI trifft die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, um die Verfügbarkeit, 
die Integrität, die Authentizität und die Vertraulichkeit 
der im Datenservice Öffentlicher Einkauf verarbeiteten 
personenbezogenen Daten entsprechend dem 
jeweiligen Stand der Technik sicherzustellen.
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten mit Blick auf § 7 Absatz 4 
der Unterschwellenvergabeordnung nicht für die 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer die Schwellenwerte 
gemäß § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht erreicht.

Nr. 5 § 16 Nicht offenes Verfahren
(1) Bei einem nicht offenen Verfahren fordert der 
öffentliche Auftraggeber eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes 
interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag 
abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die 
Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber 
geforderten Informationen für die Prüfung ihrer Eignung.

§ 16 Nicht offenes Verfahren
(1) Bei einem nicht offenen Verfahren fordert der 
öffentliche Auftraggeber eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes 
interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag 
abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die 
Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber 
geforderten Informationen Unterlagen im Sinne des § 48 
Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung.
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(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
(Teilnahmefrist) beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der 
Auftragsbekanntmachung.
(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Teilnahmefrist 
unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber 
eine Frist festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung, 
nicht unterschreiten darf.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Angebot einreichen. Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen.
(5) Die Angebotsfrist beträgt mindestens 30 Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe.
(6) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der 
öffentliche Auftraggeber die Angebotsfrist mit den 
Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden, im gegenseitigen Einvernehmen festlegen, 
sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für die Einreichung 
der Angebote gewährt wird. Erfolgt keine 

(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
(Teilnahmefrist) beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der 
Auftragsbekanntmachung.
(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Teilnahmefrist 
unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber 
eine Frist festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung, 
nicht unterschreiten darf.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Angebot einreichen. Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen.
(5) Die Angebotsfrist beträgt mindestens 30 Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe.
(6) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der 
öffentliche Auftraggeber die Angebotsfrist mit den 
Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden, im gegenseitigen Einvernehmen festlegen, 
sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für die Einreichung 
der Angebote gewährt wird. Erfolgt keine 
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einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist, beträgt 
diese mindestens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach 
der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe.

(7) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Angebotsfrist gemäß 
Absatz 5 unmöglich macht, kann der öffentliche 
Auftraggeber eine Frist festlegen, die zehn Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, nicht unterschreiten 
darf.
(8) Der öffentliche Auftraggeber kann die Angebotsfrist 
gemäß Absatz 5 um fünf Tage verkürzen, wenn er die 
elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert.
(9) § 15 Absatz 5 gilt entsprechend.

einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist, beträgt 
diese mindestens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe.
(7) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Angebotsfrist gemäß 
Absatz 5 unmöglich macht, kann der öffentliche 
Auftraggeber eine Frist festlegen, die zehn Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, nicht unterschreiten 
darf.
(8) Der öffentliche Auftraggeber kann die Angebotsfrist 
gemäß Absatz 5 um fünf Tage verkürzen, wenn er die 
elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert.
(9) § 15 Absatz 5 gilt entsprechend.

Nr. 6 § 17 Verhandlungsverfahren
(1) Bei einem Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb fordert der öffentliche 
Auftraggeber eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes 
interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag 
abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die 
Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber 
geforderten Informationen für die Prüfung ihrer Eignung.

§ 17 Verhandlungsverfahren
(1) Bei einem Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb fordert der öffentliche 
Auftraggeber eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes 
interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag 
abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die 
Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber 
geforderten Informationen Unterlagen im Sinne des § 48 
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(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
(Teilnahmefrist) beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der 
Auftragsbekanntmachung.
(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Teilnahmefrist 
unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber 
eine Frist festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung, 
nicht unterschreiten darf.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Erstangebot einreichen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß § 51 
begrenzen.
(5) Bei einem Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb erfolgt keine öffentliche 
Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen, 
sondern unmittelbar eine Aufforderung zur Abgabe von 
Erstangeboten an die vom öffentlichen Auftraggeber 
ausgewählten Unternehmen.

Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung.
(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
(Teilnahmefrist) beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der 
Auftragsbekanntmachung.
(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Teilnahmefrist 
unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber 
eine Frist festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung, 
nicht unterschreiten darf.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Erstangebot einreichen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß § 51 
begrenzen.
(5) Bei einem Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb erfolgt keine öffentliche 
Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen, 
sondern unmittelbar eine Aufforderung zur Abgabe von 
Erstangeboten an die vom öffentlichen Auftraggeber 
ausgewählten Unternehmen. Der Auftraggeber soll 
zwischen den Unternehmen, die zur Abgabe eines 
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(6) Die Frist für den Eingang der Erstangebote beträgt 
beim Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe.
(7) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der 
öffentliche Auftraggeber die Angebotsfrist mit den 
Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden, im gegenseitigen Einvernehmen festlegen, 
sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für die Einreichung 
der Angebote gewährt wird. Erfolgt keine 
einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist, beträgt 
diese mindestens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach 
der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe.

(8) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Angebotsfrist gemäß 
Absatz 6 unmöglich macht, kann der öffentliche 
Auftraggeber eine Frist festlegen, die zehn Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, nicht unterschreiten 
darf.
(9) Der öffentliche Auftraggeber kann die Angebotsfrist 

Erstangebots aufgefordert werden, wechseln und 
regelmäßig auch geeignete junge sowie kleine und 
mittlere Unternehmen zur Angebotsabgabe auffordern.
(6) Die Frist für den Eingang der Erstangebote beträgt 
beim Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe.
(7) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der 
öffentliche Auftraggeber die Angebotsfrist mit den 
Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden, im gegenseitigen Einvernehmen festlegen, 
sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für die Einreichung 
der Angebote gewährt wird. Erfolgt keine 
einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist, beträgt 
diese mindestens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe.
(8) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete 
Dringlichkeit die Einhaltung der Angebotsfrist gemäß 
Absatz 6 unmöglich macht, kann der öffentliche 
Auftraggeber eine Frist festlegen, die zehn Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, nicht unterschreiten 
darf.
(9) Der öffentliche Auftraggeber kann die Angebotsfrist 
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gemäß Absatz 6 um fünf Tage verkürzen, wenn er die 
elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert.
(10) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit den 
Bietern über die von ihnen eingereichten Erstangebote 
und alle Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Angebotsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der 
vom öffentlichen Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen 
und Zuschlagskriterien.
(11) Der öffentliche Auftraggeber kann den Auftrag auf 
der Grundlage der Erstangebote vergeben, ohne in 
Verhandlungen einzutreten, wenn er sich in der 
Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung diese Möglichkeit vorbehalten 
hat.
(12) Sofern der öffentliche Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die 
Verhandlungen in verschiedenen aufeinanderfolgenden 
Phasen abwickeln, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, anhand der vorgegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern. In der Schlussphase 
des Verfahrens müssen noch so viele Angebote 

gemäß Absatz 6 um fünf Tage verkürzen, wenn er die 
elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert.
(10) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit den 
Bietern über die von ihnen eingereichten Erstangebote 
und alle Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Angebotsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der 
vom öffentlichen Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen 
und Zuschlagskriterien.
(11) Der öffentliche Auftraggeber kann den Auftrag auf 
der Grundlage der Erstangebote vergeben, ohne in 
Verhandlungen einzutreten, wenn er sich in der 
Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung diese Möglichkeit vorbehalten 
hat.
(12) Sofern der öffentliche Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die 
Verhandlungen in verschiedenen aufeinanderfolgenden 
Phasen abwickeln, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, anhand der vorgegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern. In der Schlussphase 
des Verfahrens müssen noch so viele Angebote 
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vorliegen, dass der Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Angeboten 
oder geeigneten Bietern vorhanden war.
(13) Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, dass alle 
Bieter bei den Verhandlungen gleichbehandelt werden. 
Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden 
Weitergabe von Informationen, durch die bestimmte 
Bieter gegenüber anderen begünstigt werden könnten. 
Er unterrichtet alle Bieter, deren Angebote nicht gemäß 
Absatz 12 ausgeschieden wurden, in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs über etwaige 
Änderungen der Leistungsbeschreibung, insbesondere 
der technischen Anforderungen oder anderer 
Bestandteile der Vergabeunterlagen, die nicht die 
Festlegung der Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien betreffen. Im Anschluss an solche 
Änderungen gewährt der öffentliche Auftraggeber den 
Bietern ausreichend Zeit, um ihre Angebote zu ändern 
und gegebenenfalls überarbeitete Angebote 
einzureichen. Der öffentliche Auftraggeber darf 
vertrauliche Informationen eines an den Verhandlungen 
teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen Zustimmung 
an die anderen Teilnehmer weitergeben. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 

vorliegen, dass der Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Angeboten 
oder geeigneten Bietern vorhanden war.
(13) Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, dass alle 
Bieter bei den Verhandlungen gleichbehandelt werden. 
Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden 
Weitergabe von Informationen, durch die bestimmte 
Bieter gegenüber anderen begünstigt werden könnten. 
Er unterrichtet alle Bieter, deren Angebote nicht gemäß 
Absatz 12 ausgeschieden wurden, in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs über etwaige 
Änderungen der Leistungsbeschreibung, insbesondere 
der technischen Anforderungen oder anderer 
Bestandteile der Vergabeunterlagen, die nicht die 
Festlegung der Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien betreffen. Im Anschluss an solche 
Änderungen gewährt der öffentliche Auftraggeber den 
Bietern ausreichend Zeit, um ihre Angebote zu ändern 
und gegebenenfalls überarbeitete Angebote 
einzureichen. Der öffentliche Auftraggeber darf 
vertrauliche Informationen eines an den Verhandlungen 
teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen Zustimmung 
an die anderen Teilnehmer weitergeben. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
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Informationen erteilt werden.
(14) Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber, die 
Verhandlungen abzuschließen, so unterrichtet er die 
verbleibenden Bieter und legt eine einheitliche Frist für 
die Einreichung neuer oder überarbeiteter Angebote 
fest. Er vergewissert sich, dass die endgültigen 
Angebote die Mindestanforderungen erfüllen, und 
entscheidet über den Zuschlag auf der Grundlage der 
Zuschlagskriterien.
(15) In einem Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb nach § 14 Absatz 4 Nummer 3 ist 
der öffentliche Auftraggeber von den Verpflichtungen 
der §§ 9 bis 13, des § 53 Absatz 1 sowie der §§ 54 und 55 
befreit.

Informationen erteilt werden.
(14) Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber, die 
Verhandlungen abzuschließen, so unterrichtet er die 
verbleibenden Bieter und legt eine einheitliche Frist für 
die Einreichung neuer oder überarbeiteter Angebote 
fest. Er vergewissert sich, dass die endgültigen 
Angebote die Mindestanforderungen erfüllen, und 
entscheidet über den Zuschlag auf der Grundlage der 
Zuschlagskriterien.
(15) In einem Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb nach § 14 Absatz 4 Nummer 3 ist 
der öffentliche Auftraggeber von den Verpflichtungen 
der §§ 9 bis 13, des § 15 Absatz 5 Satz 2, des § 53 Absatz 
1 sowie der §§ 54 und 55 befreit.

Nr. 7 § 18 Wettbewerblicher Dialog
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen zur Durchführung eines 
wettbewerblichen Dialogs beschreibt der öffentliche 
Auftraggeber seine Bedürfnisse und Anforderungen an 
die zu beschaffende Leistung. Gleichzeitig nennt und 
erläutert er die hierbei zugrunde gelegten 
Zuschlagskriterien und legt einen vorläufigen 
Zeitrahmen für den Dialog fest.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen 

§ 18 Wettbewerblicher Dialog
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen zur Durchführung eines 
wettbewerblichen Dialogs beschreibt der öffentliche 
Auftraggeber seine Bedürfnisse und Anforderungen an 
die zu beschaffende Leistung. Gleichzeitig nennt und 
erläutert er die hierbei zugrunde gelegten 
Zuschlagskriterien und legt einen vorläufigen 
Zeitrahmen für den Dialog fest.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen 
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eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Informationen für die Prüfung ihrer Eignung.

(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können am 
Dialog teilnehmen. Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Teilnahme am 
Dialog aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber eröffnet mit den 
ausgewählten Unternehmen einen Dialog, in dem er 
ermittelt und festlegt, wie seine Bedürfnisse und 
Anforderungen am besten erfüllt werden können. Dabei 
kann er mit den ausgewählten Unternehmen alle 
Aspekte des Auftrags erörtern. Er sorgt dafür, dass alle 
Unternehmen bei dem Dialog gleichbehandelt werden, 
gibt Lösungsvorschläge oder vertrauliche Informationen 
eines Unternehmens nicht ohne dessen Zustimmung an 

eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Informationen Unterlagen im
Sinne des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung.
(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können am 
Dialog teilnehmen. Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Teilnahme am 
Dialog aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber eröffnet mit den 
ausgewählten Unternehmen einen Dialog, in dem er 
ermittelt und festlegt, wie seine Bedürfnisse und 
Anforderungen am besten erfüllt werden können. Dabei 
kann er mit den ausgewählten Unternehmen alle 
Aspekte des Auftrags erörtern. Er sorgt dafür, dass alle 
Unternehmen bei dem Dialog gleichbehandelt werden, 
gibt Lösungsvorschläge oder vertrauliche Informationen 
eines Unternehmens nicht ohne dessen Zustimmung an 
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die anderen Unternehmen weiter und verwendet diese 
nur im Rahmen des jeweiligen Vergabeverfahrens. Eine 
solche Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in 
Bezug auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden.
(6) Der öffentliche Auftraggeber kann vorsehen, dass der 
Dialog in verschiedenen aufeinanderfolgenden Phasen 
geführt wird, sofern der öffentliche Auftraggeber darauf 
in der Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen hingewiesen hat. In jeder 
Dialogphase kann die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien verringert 
werden. Der öffentliche Auftraggeber hat die 
Unternehmen zu informieren, wenn deren Lösungen 
nicht für die folgende Dialogphase vorgesehen sind. In 
der Schlussphase müssen noch so viele Lösungen 
vorliegen, dass der Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Lösungen 
oder geeigneten Bietern vorhanden war.
(7) Der öffentliche Auftraggeber schließt den Dialog ab, 
wenn er die Lösungen ermittelt hat, mit denen die 
Bedürfnisse und Anforderungen an die zu beschaffende 
Leistung befriedigt werden können. Die im Verfahren 
verbliebenen Teilnehmer sind hierüber zu informieren.
(8) Nach Abschluss des Dialogs fordert der öffentliche 

die anderen Unternehmen weiter und verwendet diese 
nur im Rahmen des jeweiligen Vergabeverfahrens. Eine 
solche Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in 
Bezug auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden.
(6) Der öffentliche Auftraggeber kann vorsehen, dass der 
Dialog in verschiedenen aufeinanderfolgenden Phasen 
geführt wird, sofern der öffentliche Auftraggeber darauf 
in der Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen hingewiesen hat. In jeder 
Dialogphase kann die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien verringert 
werden. Der öffentliche Auftraggeber hat die 
Unternehmen zu informieren, wenn deren Lösungen 
nicht für die folgende Dialogphase vorgesehen sind. In 
der Schlussphase müssen noch so viele Lösungen 
vorliegen, dass der Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Lösungen 
oder geeigneten Bietern vorhanden war.
(7) Der öffentliche Auftraggeber schließt den Dialog ab, 
wenn er die Lösungen ermittelt hat, mit denen die 
Bedürfnisse und Anforderungen an die zu beschaffende 
Leistung befriedigt werden können. Die im Verfahren 
verbliebenen Teilnehmer sind hierüber zu informieren.
(8) Nach Abschluss des Dialogs fordert der öffentliche 
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Auftraggeber die Unternehmen auf, auf der Grundlage 
der eingereichten und in der Dialogphase näher 
ausgeführten Lösungen ihr endgültiges Angebot 
vorzulegen. Die Angebote müssen alle Einzelheiten 
enthalten, die zur Ausführung des Projekts erforderlich 
sind. Der öffentliche Auftraggeber kann Klarstellungen 
und Ergänzungen zu diesen Angeboten verlangen. Diese 
Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen nicht dazu 
führen, dass wesentliche Bestandteile des Angebots 
oder des öffentlichen Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Bedürfnisse und 
Anforderungen grundlegend geändert werden, wenn 
dadurch der Wettbewerb verzerrt wird oder andere am 
Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden.
(9) Der öffentliche Auftraggeber hat die Angebote 
anhand der in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen festgelegten Zuschlagskriterien zu 
bewerten. Der öffentliche Auftraggeber kann mit dem 
Unternehmen, dessen Angebot als das wirtschaftlichste 
ermittelt wurde, mit dem Ziel Verhandlungen führen, im 
Angebot enthaltene finanzielle Zusagen oder andere 
Bedingungen zu bestätigen, die in den 
Auftragsbedingungen abschließend festgelegt werden. 
Dies darf nicht dazu führen, dass wesentliche 

Auftraggeber die Unternehmen auf, auf der Grundlage 
der eingereichten und in der Dialogphase näher 
ausgeführten Lösungen ihr endgültiges Angebot 
vorzulegen. Die Angebote müssen alle Einzelheiten 
enthalten, die zur Ausführung des Projekts erforderlich 
sind. Der öffentliche Auftraggeber kann Klarstellungen 
und Ergänzungen zu diesen Angeboten verlangen. Diese 
Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen nicht dazu 
führen, dass wesentliche Bestandteile des Angebots 
oder des öffentlichen Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Bedürfnisse und 
Anforderungen grundlegend geändert werden, wenn 
dadurch der Wettbewerb verzerrt wird oder andere am 
Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden.
(9) Der öffentliche Auftraggeber hat die Angebote 
anhand der in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen festgelegten Zuschlagskriterien zu 
bewerten. Der öffentliche Auftraggeber kann mit dem 
Unternehmen, dessen Angebot als das wirtschaftlichste 
ermittelt wurde, mit dem Ziel Verhandlungen führen, im 
Angebot enthaltene finanzielle Zusagen oder andere 
Bedingungen zu bestätigen, die in den 
Auftragsbedingungen abschließend festgelegt werden. 
Dies darf nicht dazu führen, dass wesentliche 
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Bestandteile des Angebots oder des öffentlichen 
Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
festgelegten Bedürfnisse und Anforderungen 
grundlegend geändert werden, der Wettbewerb verzerrt 
wird oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen 
diskriminiert werden.
(10) Der öffentliche Auftraggeber kann Prämien oder 
Zahlungen an die Teilnehmer am Dialog vorsehen.

Bestandteile des Angebots oder des öffentlichen 
Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
festgelegten Bedürfnisse und Anforderungen 
grundlegend geändert werden, der Wettbewerb verzerrt 
wird oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen 
diskriminiert werden.
(10) Der öffentliche Auftraggeber kann Prämien oder 
Zahlungen an die Teilnehmer am Dialog vorsehen.

Nr. 8 § 19 Innovationspartnerschaft
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann für die Vergabe 
eines öffentlichen Auftrags eine 
Innovationspartnerschaft mit dem Ziel der Entwicklung 
einer innovativen Liefer- oder Dienstleistung und deren 
anschließenden Erwerb eingehen. Der 
Beschaffungsbedarf, der der Innovationspartnerschaft 
zugrunde liegt, darf nicht durch auf dem Markt bereits 
verfügbare Liefer- oder Dienstleistungen befriedigt 
werden können. Der öffentliche Auftraggeber beschreibt 
in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen die Nachfrage nach der innovativen 
Liefer- oder Dienstleistung. Dabei ist anzugeben, welche 
Elemente dieser Beschreibung Mindestanforderungen 
darstellen. Es sind Eignungskriterien vorzugeben, die die 
Fähigkeiten der Unternehmen auf dem Gebiet der 

§ 19 Innovationspartnerschaft
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann für die Vergabe 
eines öffentlichen Auftrags eine 
Innovationspartnerschaft mit dem Ziel der Entwicklung 
einer innovativen Liefer- oder Dienstleistung und deren 
anschließenden Erwerb eingehen. Der 
Beschaffungsbedarf, der der Innovationspartnerschaft 
zugrunde liegt, darf nicht durch auf dem Markt bereits 
verfügbare Liefer- oder Dienstleistungen befriedigt 
werden können. Der öffentliche Auftraggeber beschreibt 
in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen die Nachfrage nach der innovativen 
Liefer- oder Dienstleistung. Dabei ist anzugeben, welche 
Elemente dieser Beschreibung Mindestanforderungen 
darstellen. Es sind Eignungskriterien vorzugeben, die die 
Fähigkeiten der Unternehmen auf dem Gebiet der 
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Forschung und Entwicklung sowie die Ausarbeitung und 
Umsetzung innovativer Lösungen betreffen. Die 
bereitgestellten Informationen müssen so genau sein, 
dass die Unternehmen Art und Umfang der geforderten 
Lösung erkennen und entscheiden können, ob sie eine 
Teilnahme an dem Verfahren beantragen.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen 
eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Informationen für die Prüfung ihrer Eignung.

(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber infolge einer Bewertung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Angebot in Form von Forschungs- und 
Innovationsprojekten einreichen. Der öffentliche 
Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß § 51 

Forschung und Entwicklung sowie die Ausarbeitung und 
Umsetzung innovativer Lösungen betreffen. Die 
bereitgestellten Informationen müssen so genau sein, 
dass die Unternehmen Art und Umfang der geforderten 
Lösung erkennen und entscheiden können, ob sie eine 
Teilnahme an dem Verfahren beantragen.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen 
eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Informationen Unterlagen im
Sinne des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung.
(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen 
Auftraggeber infolge einer Bewertung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Angebot in Form von Forschungs- und 
Innovationsprojekten einreichen. Der öffentliche 
Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß § 51 
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begrenzen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit den 
Bietern über die von ihnen eingereichten Erstangebote 
und alle Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Auftragsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der 
vom öffentlichen Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen 
und Zuschlagskriterien. Sofern der öffentliche 
Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung oder in 
den Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er 
die Verhandlungen in verschiedenen 
aufeinanderfolgenden Phasen abwickeln, um so die Zahl 
der Angebote, über die verhandelt wird, anhand der 
vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern.
(6) Der öffentliche Auftraggeber trägt dafür Sorge, dass 
alle Bieter bei den Verhandlungen gleichbehandelt 
werden. Insbesondere enthält er sich jeder 
diskriminierenden Weitergabe von Informationen, durch 
die bestimmte Bieter gegenüber anderen begünstigt 
werden könnten. Er unterrichtet alle Bieter, deren 
Angebote gemäß Absatz 5 nicht ausgeschieden wurden, 
in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über etwaige Änderungen der Anforderungen und 

begrenzen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit den 
Bietern über die von ihnen eingereichten Erstangebote 
und alle Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Auftragsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der 
vom öffentlichen Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen 
und Zuschlagskriterien. Sofern der öffentliche 
Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung oder in 
den Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er 
die Verhandlungen in verschiedenen 
aufeinanderfolgenden Phasen abwickeln, um so die Zahl 
der Angebote, über die verhandelt wird, anhand der 
vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern.
(6) Der öffentliche Auftraggeber trägt dafür Sorge, dass 
alle Bieter bei den Verhandlungen gleichbehandelt 
werden. Insbesondere enthält er sich jeder 
diskriminierenden Weitergabe von Informationen, durch 
die bestimmte Bieter gegenüber anderen begünstigt 
werden könnten. Er unterrichtet alle Bieter, deren 
Angebote gemäß Absatz 5 nicht ausgeschieden wurden, 
in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über etwaige Änderungen der Anforderungen und 
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sonstigen Informationen in den Vergabeunterlagen, die 
nicht die Festlegung der Mindestanforderungen 
betreffen. Im Anschluss an solche Änderungen gewährt 
der öffentliche Auftraggeber den Bietern ausreichend 
Zeit, um ihre Angebote zu ändern und gegebenenfalls 
überarbeitete Angebote einzureichen. Der öffentliche 
Auftraggeber darf vertrauliche Informationen eines an 
den Verhandlungen teilnehmenden Bieters nicht ohne 
dessen Zustimmung an die anderen Teilnehmer 
weitergeben. Eine solche Zustimmung darf nicht 
allgemein, sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte 
Mitteilung bestimmter Informationen erteilt werden. Der 
öffentliche Auftraggeber muss in den 
Vergabeunterlagen die zum Schutz des geistigen 
Eigentums geltenden Vorkehrungen festlegen.
(7) Die Innovationspartnerschaft wird durch Zuschlag auf 
Angebote eines oder mehrerer Bieter eingegangen. Eine 
Erteilung des Zuschlags allein auf der Grundlage des 
niedrigsten Preises oder der niedrigsten Kosten ist 
ausgeschlossen. Der öffentliche Auftraggeber kann eine 
Innovationspartnerschaft mit einem Partner oder mit 
mehreren Partnern, die getrennte Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten durchführen, eingehen.
(8) Die Innovationspartnerschaft wird entsprechend dem 
Forschungs- und Innovationsprozess in zwei 

sonstigen Informationen in den Vergabeunterlagen, die 
nicht die Festlegung der Mindestanforderungen 
betreffen. Im Anschluss an solche Änderungen gewährt 
der öffentliche Auftraggeber den Bietern ausreichend 
Zeit, um ihre Angebote zu ändern und gegebenenfalls 
überarbeitete Angebote einzureichen. Der öffentliche 
Auftraggeber darf vertrauliche Informationen eines an 
den Verhandlungen teilnehmenden Bieters nicht ohne 
dessen Zustimmung an die anderen Teilnehmer 
weitergeben. Eine solche Zustimmung darf nicht 
allgemein, sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte 
Mitteilung bestimmter Informationen erteilt werden. Der 
öffentliche Auftraggeber muss in den 
Vergabeunterlagen die zum Schutz des geistigen 
Eigentums geltenden Vorkehrungen festlegen.
(7) Die Innovationspartnerschaft wird durch Zuschlag auf 
Angebote eines oder mehrerer Bieter eingegangen. Eine 
Erteilung des Zuschlags allein auf der Grundlage des 
niedrigsten Preises oder der niedrigsten Kosten ist 
ausgeschlossen. Der öffentliche Auftraggeber kann eine 
Innovationspartnerschaft mit einem Partner oder mit 
mehreren Partnern, die getrennte Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten durchführen, eingehen.
(8) Die Innovationspartnerschaft wird entsprechend dem 
Forschungs- und Innovationsprozess in zwei 
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aufeinanderfolgenden Phasen strukturiert: 
1.
einer Forschungs- und Entwicklungsphase, die die 
Herstellung von Prototypen oder die Entwicklung der 
Dienstleistung umfasst, und
2.
einer Leistungsphase, in der die aus der Partnerschaft 
hervorgegangene Leistung erbracht wird.
Die Phasen sind durch die Festlegung von 
Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren Erreichen die 
Zahlung der Vergütung in angemessenen Teilbeträgen 
vereinbart wird. Der öffentliche Auftraggeber stellt 
sicher, dass die Struktur der Partnerschaft und 
insbesondere die Dauer und der Wert der einzelnen 
Phasen den Innovationsgrad der vorgeschlagenen 
Lösung und der Abfolge der Forschungs- und 
Innovationstätigkeiten widerspiegeln. Der geschätzte 
Wert der Liefer- oder Dienstleistung darf in Bezug auf die 
für ihre Entwicklung erforderlichen Investitionen nicht 
unverhältnismäßig sein.
(9) Auf der Grundlage der Zwischenziele kann der 
öffentliche Auftraggeber am Ende jedes 
Entwicklungsabschnitts entscheiden, ob er die 
Innovationspartnerschaft beendet oder, im Fall einer 
Innovationspartnerschaft mit mehreren Partnern, die 

aufeinanderfolgenden Phasen strukturiert: 
1.
einer Forschungs- und Entwicklungsphase, die die 
Herstellung von Prototypen oder die Entwicklung der 
Dienstleistung umfasst, und
2.
einer Leistungsphase, in der die aus der Partnerschaft 
hervorgegangene Leistung erbracht wird.
Die Phasen sind durch die Festlegung von 
Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren Erreichen die 
Zahlung der Vergütung in angemessenen Teilbeträgen 
vereinbart wird. Der öffentliche Auftraggeber stellt 
sicher, dass die Struktur der Partnerschaft und 
insbesondere die Dauer und der Wert der einzelnen 
Phasen den Innovationsgrad der vorgeschlagenen 
Lösung und der Abfolge der Forschungs- und 
Innovationstätigkeiten widerspiegeln. Der geschätzte 
Wert der Liefer- oder Dienstleistung darf in Bezug auf die 
für ihre Entwicklung erforderlichen Investitionen nicht 
unverhältnismäßig sein.
(9) Auf der Grundlage der Zwischenziele kann der 
öffentliche Auftraggeber am Ende jedes 
Entwicklungsabschnitts entscheiden, ob er die 
Innovationspartnerschaft beendet oder, im Fall einer 
Innovationspartnerschaft mit mehreren Partnern, die 
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Zahl der Partner durch die Kündigung einzelner Verträge 
reduziert, sofern der öffentliche Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, dass diese 
Möglichkeiten bestehen und unter welchen Umständen 
davon Gebrauch gemacht werden kann.
(10) Nach Abschluss der Forschungs- und 
Entwicklungsphase ist der öffentliche Auftraggeber zum 
anschließenden Erwerb der innovativen Liefer- oder 
Dienstleistung nur dann verpflichtet, wenn das bei 
Eingehung der Innovationspartnerschaft festgelegte 
Leistungsniveau und die Kostenobergrenze eingehalten 
werden.

Zahl der Partner durch die Kündigung einzelner Verträge 
reduziert, sofern der öffentliche Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, dass diese 
Möglichkeiten bestehen und unter welchen Umständen 
davon Gebrauch gemacht werden kann.
(10) Nach Abschluss der Forschungs- und 
Entwicklungsphase ist der öffentliche Auftraggeber zum 
anschließenden Erwerb der innovativen Liefer- oder 
Dienstleistung nur dann verpflichtet, wenn das bei 
Eingehung der Innovationspartnerschaft festgelegte 
Leistungsniveau und die Kostenobergrenze eingehalten 
werden.

Nr. 9 § 28 Markterkundung
(1) Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens darf der 
öffentliche Auftraggeber Markterkundungen zur 
Vorbereitung der Auftragsvergabe und zur Unterrichtung 
der Unternehmen über seine Auftragsvergabepläne und 
-anforderungen durchführen.
(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur 
Markterkundung und zum Zwecke der Kosten- oder 
Preisermittlung ist unzulässig.

§ 28 Markterkundung
(1) Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens darf der 
öffentliche Auftraggeber Markterkundungen zur 
Vorbereitung der Auftragsvergabe und zur 
Unterrichtung der Unternehmen über seine 
Auftragsvergabepläne und -anforderungen durchführen.
(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur 
Markterkundung und zum Zwecke der Kosten- oder 
Preisermittlung ist unzulässig. Die Markterkundung soll 
umweltbezogene, soziale und innovative Aspekte der 
Nachhaltigkeit umfassen und vornehmlich digital 
durchgeführt werden.
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Nr. 10 § 29 Vergabeunterlagen
(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Angaben, die 
erforderlich sind, um dem Bewerber oder Bieter eine 
Entscheidung zur Teilnahme am Vergabeverfahren zu 
ermöglichen. Sie bestehen in der Regel aus 
1.
dem Anschreiben, insbesondere der Aufforderung zur 
Abgabe von Teilnahmeanträgen oder Angeboten oder 
Begleitschreiben für die Abgabe der angeforderten 
Unterlagen,
2.
der Beschreibung der Einzelheiten der Durchführung des 
Verfahrens (Bewerbungsbedingungen), einschließlich 
der Angabe der Eignungs- und Zuschlagskriterien, sofern 
nicht bereits in der Auftragsbekanntmachung genannt, 
und
3.
den Vertragsunterlagen, die aus der 
Leistungsbeschreibung und den Vertragsbedingungen 
bestehen.
(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
August 2003 (BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in den 
Vertrag einzubeziehen. Dies gilt nicht für die Vergabe von 
Aufträgen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit 

§ 29 Vergabeunterlagen
(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Angaben, die 
erforderlich sind, um dem Bewerber oder Bieter eine 
Entscheidung zur Teilnahme am Vergabeverfahren zu 
ermöglichen. Sie bestehen in der Regel aus 
1.
dem Anschreiben, insbesondere der Aufforderung zur 
Abgabe von Teilnahmeanträgen oder Angeboten oder 
Begleitschreiben für die Abgabe der angeforderten 
Unterlagen,
2.
der Beschreibung der Einzelheiten der Durchführung des 
Verfahrens (Bewerbungsbedingungen), einschließlich 
der Angabe der Eignungs- und Zuschlagskriterien, sofern 
nicht bereits in der Auftragsbekanntmachung genannt, 
und
3.
den Vertragsunterlagen, die aus der 
Leistungsbeschreibung und den Vertragsbedingungen 
bestehen.
(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
August 2003 (BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in den 
Vertrag einzubeziehen. Dies gilt nicht für die Vergabe von 
Aufträgen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit 
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erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflichen Tätigen 
angeboten werden und deren Gegenstand eine Aufgabe 
ist, deren Lösung nicht vorab eindeutig und erschöpfend 
beschrieben werden kann.

erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflichen Tätigen 
angeboten werden und deren Gegenstand eine Aufgabe 
ist, deren Lösung nicht vorab eindeutig und erschöpfend 
beschrieben werden kann. In den Vertragsunterlagen 
sollen geeignete Zahlungsmodalitäten vereinbart 
werden, um die Umstände von jungen sowie von kleinen 
und mittleren Unternehmen zu berücksichtigen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz kann 
eine neue Fassung des Teils B der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen erlassen. Diese ist im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Bei jeder Änderung 
sind das Datum der Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger und das Datum, ab dem die geänderte 
Fassung anzuwenden ist, anzugeben.

Nr. 11 § 31 Leistungsbeschreibung
(1) Der öffentliche Auftraggeber fasst die 
Leistungsbeschreibung (§ 121 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen) in einer Weise, dass sie 
allen Unternehmen den gleichen Zugang zum 
Vergabeverfahren gewährt und die Öffnung des 
nationalen Beschaffungsmarkts für den Wettbewerb 
nicht in ungerechtfertigter Weise behindert.
(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merkmale des 
Auftragsgegenstands zu beschreiben: 
1.

§ 31 Leistungsbeschreibung
(1) Der öffentliche Auftraggeber fasst die 
Leistungsbeschreibung (§ 121 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen) in einer Weise, dass sie 
allen Unternehmen den gleichen Zugang zum 
Vergabeverfahren gewährt und die Öffnung des 
nationalen Beschaffungsmarkts für den Wettbewerb 
nicht in ungerechtfertigter Weise behindert.
(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merkmale des 
Auftragsgegenstands zu beschreiben: 
1.
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in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
oder einer Beschreibung der zu lösenden Aufgabe, die so 
genau wie möglich zu fassen sind, dass sie ein klares Bild 
vom Auftragsgegenstand vermitteln und hinreichend 
vergleichbare Angebote erwarten lassen, die dem 
öffentlichen Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags 
ermöglichen,
2.
unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 definierten 
technischen Anforderungen in der Rangfolge: 
a)
nationale Normen, mit denen europäische Normen 
umgesetzt werden,
b)
Europäische Technische Bewertungen,
c)
gemeinsame technische Spezifikationen,
d)
internationale Normen und andere technische 
Bezugssysteme, die von den europäischen 
Normungsgremien erarbeitet wurden oder,
e)
falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, 
nationale Normen, nationale technische Zulassungen 
oder nationale technische Spezifikationen für die 

in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
oder einer Beschreibung der zu lösenden Aufgabe, die so 
genau wie möglich zu fassen sind, dass sie ein klares Bild 
vom Auftragsgegenstand vermitteln und hinreichend 
vergleichbare Angebote erwarten lassen, die dem 
öffentlichen Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags 
ermöglichen,
2.
unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 definierten 
technischen Anforderungen in der Rangfolge: 
a)
nationale Normen, mit denen europäische Normen 
umgesetzt werden,
b)
Europäische Technische Bewertungen,
c)
gemeinsame technische Spezifikationen,
d)
internationale Normen und andere technische 
Bezugssysteme, die von den europäischen 
Normungsgremien erarbeitet wurden oder,
e)
falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, 
nationale Normen, nationale technische Zulassungen 
oder nationale technische Spezifikationen für die 
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Planung, Berechnung und Ausführung von Bauwerken 
und den Einsatz von Produkten oder
3.
als Kombination von den Nummern 1 und 2 
a)
in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
unter Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
gemäß Nummer 2 als Mittel zur Vermutung der 
Konformität mit diesen Leistungs- und 
Funktionsanforderungen oder
b)
mit Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
gemäß Nummer 2 hinsichtlich bestimmter Merkmale und 
mit Bezugnahme auf die Leistungs- und 
Funktionsanforderungen gemäß Nummer 1 hinsichtlich 
anderer Merkmale.
Jede Bezugnahme auf eine Anforderung nach Nummer 2 
Buchstabe a bis e ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ 
zu versehen.
(3) Die Merkmale können auch Aspekte der Qualität und 
der Innovation sowie soziale und umweltbezogene 
Aspekte betreffen. Sie können sich auch auf den Prozess 
oder die Methode zur Herstellung oder Erbringung der 
Leistung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus 
des Auftragsgegenstands einschließlich der 

Planung, Berechnung und Ausführung von Bauwerken 
und den Einsatz von Produkten oder
3.
als Kombination von den Nummern 1 und 2 
a)
in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
unter Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
gemäß Nummer 2 als Mittel zur Vermutung der 
Konformität mit diesen Leistungs- und 
Funktionsanforderungen oder
b)
mit Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
gemäß Nummer 2 hinsichtlich bestimmter Merkmale 
und mit Bezugnahme auf die Leistungs- und 
Funktionsanforderungen gemäß Nummer 1 hinsichtlich 
anderer Merkmale.
Jede Bezugnahme auf eine Anforderung nach Nummer 2 
Buchstabe a bis e ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ 
zu versehen.
(3) Die Merkmale können Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
geregelten Vorgaben zur Berücksichtigung sozialer und 
umweltbezogener Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale auch Aspekte 
der Qualität und der Innovation sowie soziale und 
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Produktions- und Lieferkette beziehen, auch wenn 
derartige Faktoren keine materiellen Bestandteile der 
Leistung sind, sofern diese Merkmale in Verbindung mit 
dem Auftragsgegenstand stehen und zu dessen Wert 
und Beschaffungszielen verhältnismäßig sind.

(4) In der Leistungsbeschreibung kann ferner festgelegt 
werden, ob Rechte des geistigen Eigentums übertragen 
oder dem öffentlichen Auftraggeber daran 
Nutzungsrechte eingeräumt werden müssen.
(5) Werden verpflichtende Zugänglichkeitserfordernisse 
im Sinne des § 121 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen mit einem Rechtsakt der 
Europäischen Union erlassen, so muss die 
Leistungsbeschreibung, soweit die Kriterien der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen oder 
der Konzeption für alle Nutzer betroffen sind, darauf 
Bezug nehmen.
(6) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine 
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein 
besonderes Verfahren, das die Erzeugnisse oder 

umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich 
auch auf den Prozess oder die Methode zur Herstellung 
oder Erbringung der Leistung oder auf ein anderes 
Stadium im Lebenszyklus des Auftragsgegenstands 
einschließlich der Produktions- und Lieferkette 
beziehen, auch wenn derartige Faktoren keine 
materiellen Bestandteile der Leistung sind, sofern diese 
Merkmale in Verbindung mit dem Auftragsgegenstand 
stehen und zu dessen Wert und Beschaffungszielen 
verhältnismäßig sind.
(4) In der Leistungsbeschreibung kann ferner festgelegt 
werden, ob Rechte des geistigen Eigentums übertragen 
oder dem öffentlichen Auftraggeber daran 
Nutzungsrechte eingeräumt werden müssen.
(5) Werden verpflichtende Zugänglichkeitserfordernisse 
im Sinne des § 121 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen mit einem Rechtsakt der 
Europäischen Union erlassen, so muss die 
Leistungsbeschreibung, soweit die Kriterien der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen oder 
der Konzeption für alle Nutzer betroffen sind, darauf 
Bezug nehmen.
(6) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine 
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein 
besonderes Verfahren, das die Erzeugnisse oder 
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Dienstleistungen eines bestimmten Unternehmens 
kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen 
oder einen bestimmten Ursprung verwiesen werden, 
wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden, es 
sei denn, dieser Verweis ist durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt. Solche Verweise 
sind ausnahmsweise zulässig, wenn der 
Auftragsgegenstand anderenfalls nicht hinreichend 
genau und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.

Dienstleistungen eines bestimmten Unternehmens 
kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen 
oder einen bestimmten Ursprung verwiesen werden, 
wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden, es 
sei denn, dieser Verweis ist durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt. Solche Verweise 
sind ausnahmsweise zulässig, wenn der 
Auftragsgegenstand anderenfalls nicht hinreichend 
genau und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.

Nr. 12 § 35 Nebenangebote
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Nebenangebote in 
der Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung zulassen oder vorschreiben. 
Fehlt eine entsprechende Angabe, sind keine 
Nebenangebote zugelassen. Nebenangebote müssen 
mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen.

(2) Lässt der öffentliche Auftraggeber Nebenangebote 

§ 35 Nebenangebote
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Nebenangebote in 
der Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung zulassen oder vorschreiben. 
Fehlt eine entsprechende Angabe, sind keine 
Nebenangebote zugelassen. Der öffentliche 
Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung oder 
in der Aufforderung zur Interessensbestätigung an, ob er 
Nebenangebote zulässt, vorschreibt oder ausschließt. 
Eine Begründung ist nicht erforderlich. Nebenangebote 
müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung 
stehen.
(2) Lässt der öffentliche Auftraggeber Nebenangebote 
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zu oder schreibt er diese vor, legt er in den 
Vergabeunterlagen Mindestanforderungen fest und gibt 
an, in welcher Art und Weise Nebenangebote 
einzureichen sind. Die Zuschlagskriterien sind gemäß § 
127 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen so festzulegen, dass sie 
sowohl auf Hauptangebote als auch auf Nebenangebote 
anwendbar sind. Nebenangebote können auch 
zugelassen oder vorgeschrieben werden, wenn der Preis 
oder die Kosten das alleinige Zuschlagskriterium sind.
(3) Der öffentliche Auftraggeber berücksichtigt nur 
Nebenangebote, die die Mindestanforderungen erfüllen. 
Ein Nebenangebot darf nicht deshalb ausgeschlossen 
werden, weil es im Falle des Zuschlags zu einem 
Dienstleistungsauftrag anstelle eines Lieferauftrags 
oder zu einem Lieferauftrag anstelle eines 
Dienstleistungsauftrags führen würde.

zu oder schreibt er diese vor, legt er in den 
Vergabeunterlagen Mindestanforderungen fest und gibt 
an, in welcher Art und Weise Nebenangebote 
einzureichen sind. Die Zuschlagskriterien sind gemäß § 
127 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen so festzulegen, dass sie 
sowohl auf Hauptangebote als auch auf Nebenangebote 
anwendbar sind. Nebenangebote können auch 
zugelassen oder vorgeschrieben werden, wenn der Preis 
oder die Kosten das alleinige Zuschlagskriterium sind.
(3) Der öffentliche Auftraggeber berücksichtigt nur 
Nebenangebote, die die Mindestanforderungen erfüllen. 
Ein Nebenangebot darf nicht deshalb ausgeschlossen 
werden, weil es im Falle des Zuschlags zu einem 
Dienstleistungsauftrag anstelle eines Lieferauftrags 
oder zu einem Lieferauftrag anstelle eines 
Dienstleistungsauftrags führen würde.

Nr. 13 § 36 Unteraufträge
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Unternehmen in 
der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die 
Teile des Auftrags, die sie im Wege der 
Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben 
beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen 

§ 36 Unteraufträge
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Unternehmen in 
der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die 
Teile des Auftrags, die sie im Wege der 
Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben 
beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen 
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Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der öffentliche Auftraggeber 
von den Bietern, deren Angebote in die engere Wahl 
kommen, verlangen, die Unterauftragnehmer zu 
benennen und nachzuweisen, dass ihnen die 
erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer zur 
Verfügung stehen. Wenn ein Bewerber oder Bieter die 
Vergabe eines Teils des Auftrags an einen Dritten im 
Wege der Unterauftragsvergabe beabsichtigt und sich 
zugleich im Hinblick auf seine Leistungsfähigkeit gemäß 
den §§ 45 und 46 auf die Kapazitäten dieses Dritten 
beruft, ist auch § 47 anzuwenden.
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber 
dem öffentlichen Auftraggeber bleibt von Absatz 1 
unberührt.
(3) Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen, die in 
einer Einrichtung des öffentlichen Auftraggebers unter 
dessen direkter Aufsicht zu erbringen sind, schreibt der 
öffentliche Auftraggeber in den Vertragsbedingungen 
vor, dass der Auftragnehmer spätestens bei Beginn der 
Auftragsausführung die Namen, die Kontaktdaten und 
die gesetzlichen Vertreter seiner Unterauftragnehmer 
mitteilt und dass jede im Rahmen der 
Auftragsausführung eintretende Änderung auf der 
Ebene der Unterauftragnehmer mitzuteilen ist. Der 

Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der öffentliche Auftraggeber 
von den Bietern, deren Angebote in die engere Wahl 
kommen, verlangen, die Unterauftragnehmer zu 
benennen und nachzuweisen, dass ihnen die 
erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer zur 
Verfügung stehen. Wenn ein Bewerber oder Bieter die 
Vergabe eines Teils des Auftrags an einen Dritten im 
Wege der Unterauftragsvergabe beabsichtigt und sich 
zugleich im Hinblick auf seine Leistungsfähigkeit gemäß 
den §§ 45 und 46 auf die Kapazitäten dieses Dritten 
beruft, ist auch § 47 anzuwenden.
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber 
dem öffentlichen Auftraggeber bleibt von Absatz 1 
unberührt.
(3) Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen, die in 
einer Einrichtung des öffentlichen Auftraggebers unter 
dessen direkter Aufsicht zu erbringen sind, schreibt der 
öffentliche Auftraggeber in den Vertragsbedingungen 
vor, dass der Auftragnehmer spätestens bei Beginn der 
Auftragsausführung die Namen, die Kontaktdaten und 
die gesetzlichen Vertreter seiner Unterauftragnehmer 
mitteilt und dass jede im Rahmen der 
Auftragsausführung eintretende Änderung auf der 
Ebene der Unterauftragnehmer mitzuteilen ist. Der 
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öffentliche Auftraggeber kann die Mitteilungspflichten 
nach Satz 1 auch als Vertragsbedingungen bei der 
Vergabe anderer Dienstleistungsaufträge oder bei der 
Vergabe von Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren 
können die Mitteilungspflichten auch auf Lieferanten, die 
an Dienstleistungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf 
weitere Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer 
ausgeweitet werden.
(4) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 
1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber überprüft vor der 
Erteilung des Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss 
des Unterauftragnehmers vorliegen. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe verlangt der öffentliche 
Auftraggeber die Ersetzung des Unterauftragnehmers. 
Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann der 
öffentliche Auftraggeber verlangen, dass dieser ersetzt 
wird. Der öffentliche Auftraggeber kann dem Bewerber 
oder Bieter dafür eine Frist setzen.

öffentliche Auftraggeber kann die Mitteilungspflichten 
nach Satz 1 auch als Vertragsbedingungen bei der 
Vergabe anderer Dienstleistungsaufträge oder bei der 
Vergabe von Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren 
können die Mitteilungspflichten auch auf Lieferanten, die 
an Dienstleistungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf 
weitere Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer 
ausgeweitet werden.
(4) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 
1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber überprüft vor der 
Erteilung des Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss 
des Unterauftragnehmers vorliegen. Dies umfasst die 
Ausschlussgründe nach den §§ 123 und 124 GWB sowie 
die Eignung des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe oder fehlender Eignung 
des Unterauftragnehmers verlangt der öffentliche 
Auftraggeber die Ersetzung des Unterauftragnehmers. 
Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann der 
öffentliche Auftraggeber verlangen, dass dieser ersetzt 
wird. Der öffentliche Auftraggeber kann dem Bewerber 
oder Bieter dafür eine Frist setzen.

Nr. 14 § 39 Vergabebekanntmachung; Bekanntmachung über 
Auftragsänderungen
(1) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt spätestens 

§ 39 Vergabebekanntmachung; Bekanntmachung über 
Auftragsänderungen
(1) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt spätestens 
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30 Tage nach der Vergabe eines öffentlichen Auftrags 
oder nach dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
eine Vergabebekanntmachung mit den Ergebnissen des 
Vergabeverfahrens an das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf.
(2) Die Vergabebekanntmachung wird nach den 
Vorgaben der Spalte 29 der Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 in 
Verbindung mit § 10a erstellt.
(3) Ist das Vergabeverfahren durch eine Vorinformation 
in Gang gesetzt worden und hat der öffentliche 
Auftraggeber beschlossen, keine weitere 
Auftragsvergabe während des Zeitraums vorzunehmen, 
der von der Vorinformation abgedeckt ist, muss die 
Vergabebekanntmachung einen entsprechenden 
Hinweis enthalten.
(4) Die Vergabebekanntmachung umfasst die 
abgeschlossenen Rahmenvereinbarungen, aber nicht die 
auf ihrer Grundlage vergebenen Einzelaufträge. Bei 
Aufträgen, die im Rahmen eines dynamischen 
Beschaffungssystems vergeben werden, umfasst die 
Vergabebekanntmachung eine vierteljährliche 
Zusammenstellung der Einzelaufträge; die 
Zusammenstellung muss spätestens 30 Tage nach 

30 Tage nach der Vergabe eines öffentlichen Auftrags 
oder nach dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
eine Vergabebekanntmachung mit den Ergebnissen des 
Vergabeverfahrens an das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf.
(2) Die Vergabebekanntmachung wird nach den 
Vorgaben der Spalte 29 der Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 in 
Verbindung mit § 10a erstellt.
(3) Ist das Vergabeverfahren durch eine Vorinformation 
in Gang gesetzt worden und hat der öffentliche 
Auftraggeber beschlossen, keine weitere 
Auftragsvergabe während des Zeitraums vorzunehmen, 
der von der Vorinformation abgedeckt ist, muss die 
Vergabebekanntmachung einen entsprechenden 
Hinweis enthalten.
(4) Die Vergabebekanntmachung umfasst die 
abgeschlossenen Rahmenvereinbarungen, aber nicht die 
auf ihrer Grundlage vergebenen Einzelaufträge. Bei 
Aufträgen, die im Rahmen eines dynamischen 
Beschaffungssystems vergeben werden, umfasst die 
Vergabebekanntmachung eine vierteljährliche 
Zusammenstellung der Einzelaufträge; die 
Zusammenstellung muss spätestens 30 Tage nach 
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Quartalsende versendet werden.
(5) Auftragsänderungen gemäß § 132 Absatz 2 Nummer 
2 und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind gemäß § 132 Absatz 
5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unter Verwendung der Vorgaben der Spalte 38 in Tabelle 
2 des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/1780 in Verbindung mit § 10a bekanntzumachen.

(6) Der öffentliche Auftraggeber ist nicht verpflichtet, 
einzelne Angaben zu veröffentlichen, wenn deren 
Veröffentlichung 
1.
den Gesetzesvollzug behindern,
2.
dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen,
3.
den berechtigten geschäftlichen Interessen eines 
Unternehmens schaden oder
4.
den lauteren Wettbewerb zwischen Unternehmen 
beeinträchtigen
würde.

Quartalsende versendet werden.
(5) Auftragsänderungen gemäß § 132 Absatz 2 Nummer 
2 und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind gemäß § 132 Absatz 
5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unter Verwendung der Vorgaben der Spalte 38 in Tabelle 
2 des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/1780 in Verbindung mit § 10a spätestens 30 Tage 
nach der Änderung bekanntzumachen.
(6) Der öffentliche Auftraggeber ist nicht verpflichtet, 
einzelne Angaben zu veröffentlichen, wenn deren 
Veröffentlichung 
1.
den Gesetzesvollzug behindern,
2.
dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen,
3.
den berechtigten geschäftlichen Interessen eines 
Unternehmens schaden oder
4.
den lauteren Wettbewerb zwischen Unternehmen 
beeinträchtigen
würde.

Nr. 15 § 40 Veröffentlichung von Bekanntmachungen
(1) Der öffentliche Auftraggeber muss den Tag der 

§ 40 Veröffentlichung von Bekanntmachungen
(1) Der öffentliche Auftraggeber muss den Tag der 
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Absendung der Bekanntmachungen an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union nachweisen 
können.

(2) Bekanntmachungen werden durch das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union 
veröffentlicht. Als Nachweis der Veröffentlichung dient 
die Bestätigung der Veröffentlichung der übermittelten 
Informationen, die der öffentliche Auftraggeber vom 
Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
erhält.
(3) Bekanntmachungen dürfen auf nationaler Ebene erst 
nach der Veröffentlichung durch das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union oder 48 
Stunden nach der Bestätigung über den Eingang der 
Bekanntmachung durch das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union veröffentlicht werden. Die 
Veröffentlichung darf nur Angaben enthalten, die in den 
an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union übermittelten Bekanntmachungen enthalten sind 
oder in einem Beschafferprofil veröffentlicht wurden. In 

Absendung der Bekanntmachungen an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union nachweisen 
können. Wird bei der Übermittlung an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union ein späterer 
Tag zur Veröffentlichung angegeben, kommt es für 
Fristberechnungen nicht auf den Tag der Absendung 
oder dessen Bestätigung, sondern auf den angegebenen 
Tag zur Veröffentlichung an.
(2) Bekanntmachungen werden durch das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union 
veröffentlicht. Als Nachweis der Veröffentlichung dient 
die Bestätigung der Veröffentlichung der übermittelten 
Informationen, die der öffentliche Auftraggeber vom 
Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
erhält.
(3) Bekanntmachungen dürfen auf nationaler Ebene erst 
nach der Veröffentlichung durch das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union oder 48 
Stunden nach der Bestätigung über den Eingang der 
Bekanntmachung durch das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union veröffentlicht werden. Die 
Veröffentlichung darf nur Angaben enthalten, die in den 
an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union übermittelten Bekanntmachungen enthalten sind 
oder in einem Beschafferprofil veröffentlicht wurden. In 
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der nationalen Bekanntmachung ist der Tag der 
Übermittlung an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union oder der Tag der Veröffentlichung 
im Beschafferprofil anzugeben.
(4) Der öffentliche Auftraggeber kann auch 
Auftragsbekanntmachungen über öffentliche Liefer- 
oder Dienstleistungsaufträge, die nicht der 
Bekanntmachungspflicht unterliegen, an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union übermitteln.

der nationalen Bekanntmachung ist der Tag der 
Übermittlung an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union oder der Tag der Veröffentlichung 
im Beschafferprofil anzugeben.
(4) Der öffentliche Auftraggeber kann auch 
Auftragsbekanntmachungen über öffentliche Liefer- 
oder Dienstleistungsaufträge, die nicht der 
Bekanntmachungspflicht unterliegen, an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union übermitteln.

Nr. 16 § 41 Bereitstellung der Vergabeunterlagen

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können.
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die 
Vergabeunterlagen auf einem anderen geeigneten Weg 
übermitteln, wenn die erforderlichen elektronischen 
Mittel zum Abruf der Vergabeunterlagen 
1.
aufgrund der besonderen Art der Auftragsvergabe nicht 
mit allgemein verfügbaren oder verbreiteten Geräten 
und Programmen der Informations- und 

§ 41 Elektronische Bereitstellung der 
Vergabeunterlagen
(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen nach § 29 Absatz 1 Satz 
1 unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und direkt 
abgerufen werden können.
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die 
Vergabeunterlagen auf einem anderen geeigneten Weg 
übermitteln, wenn die erforderlichen elektronischen 
Mittel zum Abruf der Vergabeunterlagen 
1.
aufgrund der besonderen Art der Auftragsvergabe nicht 
mit allgemein verfügbaren oder verbreiteten Geräten 
und Programmen der Informations- und 
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Kommunikationstechnologie kompatibel sind,
2.
Dateiformate zur Beschreibung der Angebote 
verwenden, die nicht mit allgemein verfügbaren oder 
verbreiteten Programmen verarbeitet werden können 
oder die durch andere als kostenlose und allgemein 
verfügbare Lizenzen geschützt sind, oder
3.
die Verwendung von Bürogeräten voraussetzen, die dem 
öffentlichen Auftraggeber nicht allgemein zur Verfügung 
stehen.
Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage 
verlängert, sofern nicht ein Fall hinreichend begründeter 
Dringlichkeit gemäß § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 
17 Absatz 8 vorliegt.
(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung an, welche Maßnahmen er zum 
Schutz der Vertraulichkeit von Informationen anwendet 
und wie auf die Vergabeunterlagen zugegriffen werden 
kann. Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf 
Tage verlängert, es sei denn, die Maßnahme zum Schutz 
der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in der Abgabe 
einer Verschwiegenheitserklärung oder es liegt ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit gemäß § 15 

Kommunikationstechnologie kompatibel sind,
2.
Dateiformate zur Beschreibung der Angebote 
verwenden, die nicht mit allgemein verfügbaren oder 
verbreiteten Programmen verarbeitet werden können 
oder die durch andere als kostenlose und allgemein 
verfügbare Lizenzen geschützt sind, oder
3.
die Verwendung von Bürogeräten voraussetzen, die dem 
öffentlichen Auftraggeber nicht allgemein zur Verfügung 
stehen.
Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage 
verlängert, sofern nicht ein Fall hinreichend begründeter 
Dringlichkeit gemäß § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 
17 Absatz 8 vorliegt.
(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung an, welche Maßnahmen er zum 
Schutz der Vertraulichkeit von Informationen anwendet 
und wie auf die Vergabeunterlagen zugegriffen werden 
kann. Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf 
Tage verlängert, es sei denn, die Maßnahme zum Schutz 
der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in der Abgabe 
einer Verschwiegenheitserklärung oder es liegt ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit gemäß § 15 
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Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 17 Absatz 8 vor. Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 17 Absatz 8 vor.

Nr. 17 § 42 Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss 
von Bewerbern und Bietern
(1) Der öffentliche Auftraggeber überprüft die Eignung 
der Bewerber oder Bieter anhand der nach § 122 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
festgelegten Eignungskriterien und das Nichtvorliegen 
von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sowie 
gegebenenfalls Maßnahmen des Bewerbers oder Bieters 
zur Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen und schließt 
gegebenenfalls Bewerber oder Bieter vom 
Vergabeverfahren aus.

(2) Im nicht offenen Verfahren, im 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, im 
wettbewerblichen Dialog und in der 
Innovationspartnerschaft fordert der öffentliche 
Auftraggeber nur solche Bewerber zur Abgabe eines 
Angebots auf, die ihre Eignung nachgewiesen haben und 
nicht ausgeschlossen worden sind. § 51 bleibt unberührt.

§ 42 Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss 
von Bewerbern und Bietern
(1) Der öffentliche Auftraggeber überprüft die Eignung 
der Bewerber oder Bieter anhand der nach § 122 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
festgelegten Eignungskriterien und das Nichtvorliegen 
von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sowie 
gegebenenfalls Maßnahmen des Bewerbers oder 
Bieters zur Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen und schließt 
gegebenenfalls Bewerber oder Bieter vom 
Vergabeverfahren aus.
(2) Bei der Auswahl der Eignungskriterien und 
Eignungsnachweise sind die besonderen Umstände von 
jungen sowie kleinen und mittleren Unternehmen zu 
berücksichtigen.
(23) Im nicht offenen Verfahren, im 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, im 
wettbewerblichen Dialog und in der 
Innovationspartnerschaft fordert der öffentliche 
Auftraggeber nur solche Bewerber zur Abgabe eines 
Angebots auf, die ihre Eignung nachgewiesen haben und 
nicht ausgeschlossen worden sind. § 51 bleibt unberührt.
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(3) Bei offenen Verfahren kann der öffentliche 
Auftraggeber entscheiden, ob er die Angebotsprüfung 
vor der Eignungsprüfung durchführt.

(34) Bei offenen Verfahren kann der öffentliche 
Auftraggeber entscheiden, ob er die Angebotsprüfung 
vor der Eignungsprüfung durchführt. Bei offenen 
Verfahren führt der öffentliche Auftraggeber die 
Angebotsprüfung vor der Eignungsprüfung durch. Er 
kann von Satz 1 abweichen, soweit ein erhöhter Aufwand 
oder sonstige verfahrensbezogene Gründe 
entgegenstehen. Eine Begründung für die Abweichung 
ist nicht erforderlich

Nr. 18 § 45 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Hinblick auf die 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Bewerber oder Bieter Anforderungen stellen, die 
sicherstellen, dass die Bewerber oder Bieter über die 
erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Kapazitäten für die Ausführung des Auftrags verfügen. 
Zu diesem Zweck kann er insbesondere Folgendes 
verlangen: 
1.
einen bestimmten Mindestjahresumsatz, einschließlich 
eines bestimmten Mindestjahresumsatzes in dem 
Tätigkeitsbereich des Auftrags,
2.
Informationen über die Bilanzen der Bewerber oder 
Bieter; dabei kann das in den Bilanzen angegebene 

§ 45 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Hinblick auf die 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Bewerber oder Bieter Anforderungen stellen, die 
sicherstellen, dass die Bewerber oder Bieter über die 
erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Kapazitäten für die Ausführung des Auftrags verfügen. 
Zu diesem Zweck kann er insbesondere Folgendes 
verlangen: 
1.
einen bestimmten Mindestjahresumsatz, einschließlich 
eines bestimmten Mindestjahresumsatzes in dem 
Tätigkeitsbereich des Auftrags,
2.
Informationen über die Bilanzen der Bewerber oder 
Bieter; dabei kann das in den Bilanzen angegebene 
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Verhältnis zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten 
dann berücksichtigt werden, wenn der öffentliche 
Auftraggeber transparente, objektive und 
nichtdiskriminierende Methoden und Kriterien für die 
Berücksichtigung anwendet und die Methoden und 
Kriterien in den Vergabeunterlagen angibt, oder
3.
eine Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung in 
bestimmter geeigneter Höhe.
(2) Sofern ein Mindestjahresumsatz verlangt wird, darf 
dieser das Zweifache des geschätzten Auftragswerts 
nur überschreiten, wenn aufgrund der Art des 
Auftragsgegenstands spezielle Risiken bestehen. Der 
öffentliche Auftraggeber hat eine solche Anforderung in 
den Vergabeunterlagen oder im Vergabevermerk 
hinreichend zu begründen.
(3) Ist ein öffentlicher Auftrag in Lose unterteilt, finden 
die Absätze 1 und 2 auf jedes einzelne Los Anwendung. 
Der öffentliche Auftraggeber kann jedoch für den Fall, 
dass der erfolgreiche Bieter den Zuschlag für mehrere 
gleichzeitig auszuführende Lose erhält, einen 
Mindestjahresumsatz verlangen, der sich auf diese 
Gruppe von Losen bezieht.
(4) Als Beleg der erforderlichen wirtschaftlichen und 
finanziellen Leistungsfähigkeit des Bewerbers oder 

Verhältnis zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten 
dann berücksichtigt werden, wenn der öffentliche 
Auftraggeber transparente, objektive und 
nichtdiskriminierende Methoden und Kriterien für die 
Berücksichtigung anwendet und die Methoden und 
Kriterien in den Vergabeunterlagen angibt, oder
3.
eine Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung in 
bestimmter geeigneter Höhe.
(2) Sofern ein Mindestjahresumsatz verlangt wird, darf 
dieser das Zweifache des geschätzten Auftragswerts 
nur überschreiten, wenn aufgrund der Art des 
Auftragsgegenstands spezielle Risiken bestehen. Der 
öffentliche Auftraggeber hat eine solche Anforderung in 
den Vergabeunterlagen oder im Vergabevermerk 
hinreichend zu begründen.
(3) Ist ein öffentlicher Auftrag in Lose unterteilt, finden 
die Absätze 1 und 2 auf jedes einzelne Los Anwendung. 
Der öffentliche Auftraggeber kann jedoch für den Fall, 
dass der erfolgreiche Bieter den Zuschlag für mehrere 
gleichzeitig auszuführende Lose erhält, einen 
Mindestjahresumsatz verlangen, der sich auf diese 
Gruppe von Losen bezieht.
(4) Als Beleg der erforderlichen wirtschaftlichen und 
finanziellen Leistungsfähigkeit des Bewerbers oder 
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Bieters kann der öffentliche Auftraggeber in der Regel 
die Vorlage einer oder mehrerer der folgenden 
Unterlagen verlangen: 
1.
entsprechende Bankerklärungen,
2.
Nachweis einer entsprechenden Berufs- oder 
Betriebshaftpflichtversicherung,
3.
Jahresabschlüsse oder Auszüge von Jahresabschlüssen, 
falls deren Veröffentlichung in dem Land, in dem der 
Bewerber oder Bieter niedergelassen ist, gesetzlich 
vorgeschrieben ist,
4.
eine Erklärung über den Gesamtumsatz und 
gegebenenfalls den Umsatz in dem Tätigkeitsbereich 
des Auftrags; eine solche Erklärung kann höchstens für 
die letzten drei Geschäftsjahre verlangt werden und nur, 
sofern entsprechende Angaben verfügbar sind.
(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem 
berechtigten Grund die geforderten Unterlagen nicht 
beibringen, so kann er seine wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, 
vom öffentlichen Auftraggeber als geeignet 
angesehener Unterlagen belegen.

Bieters kann der öffentliche Auftraggeber in der Regel 
die Vorlage einer oder mehrerer der folgenden 
Unterlagen verlangen: 
1.
entsprechende Bankerklärungen,
2.
Nachweis einer entsprechenden Berufs- oder 
Betriebshaftpflichtversicherung,
3.
Jahresabschlüsse oder Auszüge von Jahresabschlüssen, 
falls deren Veröffentlichung in dem Land, in dem der 
Bewerber oder Bieter niedergelassen ist, gesetzlich 
vorgeschrieben ist,
4.
eine Erklärung über den Gesamtumsatz und 
gegebenenfalls den Umsatz in dem Tätigkeitsbereich 
des Auftrags; eine solche Erklärung kann höchstens für 
die letzten drei Geschäftsjahre verlangt werden und nur, 
sofern entsprechende Angaben verfügbar sind.
(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem 
berechtigten Grund die geforderten Unterlagen nicht 
beibringen, so kann er seine wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, 
vom öffentlichen Auftraggeber als geeignet 
angesehener Unterlagen belegen. Ein berechtigter 
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Grund kann insbesondere vorliegen, wenn es sich bei 
dem Bewerber oder Bieter um ein junges Unternehmen 
handelt. Der öffentliche Auftraggeber weist in den 
Vergabeunterlagen auf die Möglichkeit der Vorlage 
alternativer Unterlagen nach Satz 1 hin.“

Nr. 19 § 47 Eignungsleihe
(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen bestimmten 
öffentlichen Auftrag im Hinblick auf die erforderliche 
wirtschaftliche und finanzielle sowie die technische und 
berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer 
Unternehmen in Anspruch nehmen, wenn er nachweist, 
dass ihm die für den Auftrag erforderlichen Mittel 
tatsächlich zur Verfügung stehen werden, indem er 
beispielsweise eine entsprechende 
Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen vorlegt. 
Diese Möglichkeit besteht unabhängig von der 
Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber oder Bieter 
und den anderen Unternehmen bestehenden 
Verbindungen. Ein Bewerber oder Bieter kann jedoch im 
Hinblick auf Nachweise für die erforderliche berufliche 
Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- und 
Befähigungsnachweise nach § 46 Absatz 3 Nummer 6 
oder die einschlägige berufliche Erfahrung die 
Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann in Anspruch 
nehmen, wenn diese die Leistung erbringen, für die diese 

§ 47 Eignungsleihe
(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen bestimmten 
öffentlichen Auftrag im Hinblick auf die erforderliche 
wirtschaftliche und finanzielle sowie die technische und 
berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer 
Unternehmen in Anspruch nehmen, wenn er nachweist, 
dass ihm die für den Auftrag erforderlichen Mittel 
tatsächlich zur Verfügung stehen werden, indem er 
beispielsweise eine entsprechende 
Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen vorlegt, 
bei Eignungsleihe im Konzernverbund genügt eine 
entsprechende Angabe des Bewerbers oder Bieters. 
Diese Möglichkeit besteht unabhängig von der 
Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber oder Bieter 
und den anderen Unternehmen bestehenden 
Verbindungen. Ein Bewerber oder Bieter kann jedoch im 
Hinblick auf Nachweise für die erforderliche berufliche 
Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- und 
Befähigungsnachweise nach § 46 Absatz 3 Nummer 6 
oder die einschlägige berufliche Erfahrung die 
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Kapazitäten benötigt werden.

(2) Der öffentliche Auftraggeber überprüft im Rahmen 
der Eignungsprüfung, ob die Unternehmen, deren 
Kapazitäten der Bewerber oder Bieter für die Erfüllung 
bestimmter Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, 
die entsprechenden Eignungskriterien erfüllen und ob 
Ausschlussgründe vorliegen. Legt der Bewerber oder 
Bieter eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung nach 
§ 50 vor, so muss diese auch die Angaben enthalten, die 
für die Überprüfung nach Satz 1 erforderlich sind. Der 
öffentliche Auftraggeber schreibt vor, dass der Bewerber 
oder Bieter ein Unternehmen, das das entsprechende 
Eignungskriterium nicht erfüllt oder bei dem zwingende 
Ausschlussgründe nach § 123 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, ersetzen muss. 
Er kann vorschreiben, dass der Bewerber oder Bieter 
auch ein Unternehmen, bei dem fakultative 
Ausschlussgründe nach § 124 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, ersetzen muss. 
Der öffentliche Auftraggeber kann dem Bewerber oder 
Bieter dafür eine Frist setzen.
(3) Nimmt ein Bewerber oder Bieter die Kapazitäten 
eines anderen Unternehmens im Hinblick auf die 

Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann in Anspruch 
nehmen, wenn diese die Leistung erbringen, für die diese 
Kapazitäten benötigt werden.
(2) Der öffentliche Auftraggeber überprüft im Rahmen 
der Eignungsprüfung, ob die Unternehmen, deren 
Kapazitäten der Bewerber oder Bieter für die Erfüllung 
bestimmter Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, 
die entsprechenden Eignungskriterien erfüllen und ob 
Ausschlussgründe vorliegen. Legt der Bewerber oder 
Bieter eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung 
nach § 50 vor, so muss diese auch die Angaben 
enthalten, die für die Überprüfung nach Satz 1 
erforderlich sind. Der öffentliche Auftraggeber schreibt 
vor, dass der Bewerber oder Bieter ein Unternehmen, das 
das entsprechende Eignungskriterium nicht erfüllt oder 
bei dem zwingende Ausschlussgründe nach § 123 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vorliegen, ersetzen muss. Er kann vorschreiben, dass der 
Bewerber oder Bieter auch ein Unternehmen, bei dem 
fakultative Ausschlussgründe nach § 124 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, ersetzen 
muss. Der öffentliche Auftraggeber kann dem Bewerber 
oder Bieter dafür eine Frist setzen.
(3) Nimmt ein Bewerber oder Bieter die Kapazitäten 
eines anderen Unternehmens im Hinblick auf die 
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erforderliche wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit in Anspruch, so kann der öffentliche 
Auftraggeber eine gemeinsame Haftung des Bewerbers 
oder Bieters und des anderen Unternehmens für die 
Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der 
Eignungsleihe verlangen.
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Bewerber- oder 
Bietergemeinschaften.
(5) Der öffentliche Auftraggeber kann vorschreiben, dass 
bestimmte kritische Aufgaben bei 
Dienstleistungsaufträgen oder kritische Verlege- oder 
Installationsarbeiten im Zusammenhang mit einem 
Lieferauftrag direkt vom Bieter selbst oder im Fall einer 
Bietergemeinschaft von einem Teilnehmer der 
Bietergemeinschaft ausgeführt werden müssen.

erforderliche wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit in Anspruch, so kann der öffentliche 
Auftraggeber eine gemeinsame Haftung des Bewerbers 
oder Bieters und des anderen Unternehmens für die 
Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der 
Eignungsleihe verlangen.
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Bewerber- oder 
Bietergemeinschaften.
(5) Der öffentliche Auftraggeber kann vorschreiben, dass 
bestimmte kritische Aufgaben bei 
Dienstleistungsaufträgen oder kritische Verlege- oder 
Installationsarbeiten im Zusammenhang mit einem 
Lieferauftrag direkt vom Bieter selbst oder im Fall einer 
Bietergemeinschaft von einem Teilnehmer der 
Bietergemeinschaft ausgeführt werden müssen.

Nr. 20 § 48 Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung ist neben den 
Eignungskriterien ferner anzugeben, mit welchen 
Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, 
Bescheinigungen und sonstige Nachweise) Bewerber 
oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 bis 47 und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen zu belegen 
haben.

§ 48 Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung ist neben den 
Eignungskriterien ferner anzugeben, mit welchen 
Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, 
Bescheinigungen und sonstige Nachweise) Bewerber 
oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 bis 47 und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen zu belegen 
haben und wann welche Unterlage vorgelegt werden 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert grundsätzlich 
die Vorlage von Eigenerklärungen an. Wenn der 
öffentliche Auftraggeber Bescheinigungen und sonstige 
Nachweise anfordert, verlangt er in der Regel solche, die 
vom Online-Dokumentenarchiv e-Certis abgedeckt sind.

muss (mit dem Angebot oder Teilnahmeantrag oder auf 
Anforderung des öffentlichen Auftraggebers). § 122 
Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gilt entsprechend.
(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert grundsätzlich 
die Vorlage von Eigenerklärungen an. Wenn der 
öffentliche Auftraggeber Bescheinigungen und sonstige 
Nachweise anfordert, verlangt er in der Regel solche, die 
vom Online-Dokumentenarchiv e-Certis abgedeckt sind. 
Der öffentliche Auftraggeber fordert über 
Eigenerklärungen hinausgehende Unterlagen, 
insbesondere Bescheinigungen und sonstige Nachweise, 
erst nach vorläufiger Prüfung entweder der 
Teilnahmeanträge in Verfahren mit 
Teilnahmewettbewerb oder der Angebote in Verfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb an und dies nur von einem 
oder mehreren aussichtsreichen Unternehmen. Er setzt 
bei Anforderung der Unterlagen eine angemessene Frist 
zur Einreichung. Versäumt ein Unternehmen die 
Einreichung innerhalb der gesetzten Frist, wird sein 
Angebot oder Teilnahmeantrag gemäß § 57 
ausgeschlossen. Soweit ein erhöhter Aufwand oder 
sonstige verfahrensbezogene Gründe entgegenstehen, 
kann der öffentliche Auftraggeber von Satz 1 abweichen. 
Eine Begründung für die Abweichung ist nicht 
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(3) Als vorläufigen Beleg der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen akzeptiert der 
öffentliche Auftraggeber die Vorlage einer Einheitlichen 
Europäischen Eigenerklärung nach § 50.
(4) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 123 
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Ausschlussgründe auf den Bewerber oder Bieter nicht 
zutreffen, erkennt der öffentliche Auftraggeber einen 
Auszug aus einem einschlägigen Register, insbesondere 
ein Führungszeugnis aus dem Bundeszentralregister 
oder, in Ermangelung eines solchen, eine gleichwertige 
Bescheinigung einer zuständigen Gerichts- oder 
Verwaltungsbehörde des Herkunftslands oder des 
Niederlassungsstaats des Bewerbers oder Bieters an.
(5) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 123 
Absatz 4 und § 124 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Ausschlussgründe auf den Bewerber oder Bieter nicht 
zutreffen, erkennt der öffentliche Auftraggeber eine von 
der zuständigen Behörde des Herkunftslands oder des 
Niederlassungsstaats des Bewerbers oder Bieters 
ausgestellte Bescheinigung an.
(6) Werden Urkunden oder Bescheinigungen nach den 

erforderlich.
(3) Als vorläufigen Beleg der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen akzeptiert der 
öffentliche Auftraggeber die Vorlage einer Einheitlichen 
Europäischen Eigenerklärung nach § 50.
(4) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 123 
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Ausschlussgründe auf den Bewerber oder Bieter nicht 
zutreffen, erkennt der öffentliche Auftraggeber einen 
Auszug aus einem einschlägigen Register, insbesondere 
ein Führungszeugnis aus dem Bundeszentralregister 
oder, in Ermangelung eines solchen, eine gleichwertige 
Bescheinigung einer zuständigen Gerichts- oder 
Verwaltungsbehörde des Herkunftslands oder des 
Niederlassungsstaats des Bewerbers oder Bieters an.
(5) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 123 
Absatz 4 und § 124 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Ausschlussgründe auf den Bewerber oder Bieter nicht 
zutreffen, erkennt der öffentliche Auftraggeber eine von 
der zuständigen Behörde des Herkunftslands oder des 
Niederlassungsstaats des Bewerbers oder Bieters 
ausgestellte Bescheinigung an.
(6) Werden Urkunden oder Bescheinigungen nach den 
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Absätzen 4 und 5 von dem Herkunftsland oder dem 
Niederlassungsstaat des Bewerbers oder Bieters nicht 
ausgestellt oder werden darin nicht alle 
Ausschlussgründe nach § 123 Absatz 1 bis 4 sowie § 124 
Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen erwähnt, so können sie 
durch eine Versicherung an Eides statt ersetzt werden. In 
den Staaten, in denen es keine Versicherung an Eides 
statt gibt, darf die Versicherung an Eides statt durch eine 
förmliche Erklärung ersetzt werden, die ein Vertreter des 
betreffenden Unternehmens vor einer zuständigen 
Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder 
einer dazu bevollmächtigten Berufs- oder 
Handelsorganisation des Herkunftslands oder des 
Niederlassungsstaats des Bewerbers oder Bieters 
abgibt.
(7) Der öffentliche Auftraggeber kann Bewerber oder 
Bieter auffordern, die erhaltenen Unterlagen zu 
erläutern.
(8) Sofern der Bewerber oder Bieter in einem amtlichen 
Verzeichnis eingetragen ist oder über eine Zertifizierung 
verfügt, die jeweils den Anforderungen des Artikels 64 
der Richtlinie 2014/24/EU entsprechen, werden die im 
amtlichen Verzeichnis oder dem Zertifizierungssystem 
niedergelegten Unterlagen und Angaben vom 

Absätzen 4 und 5 von dem Herkunftsland oder dem 
Niederlassungsstaat des Bewerbers oder Bieters nicht 
ausgestellt oder werden darin nicht alle 
Ausschlussgründe nach § 123 Absatz 1 bis 4 sowie § 124 
Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen erwähnt, so können sie 
durch eine Versicherung an Eides statt ersetzt werden. In 
den Staaten, in denen es keine Versicherung an Eides 
statt gibt, darf die Versicherung an Eides statt durch eine 
förmliche Erklärung ersetzt werden, die ein Vertreter des 
betreffenden Unternehmens vor einer zuständigen 
Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder 
einer dazu bevollmächtigten Berufs- oder 
Handelsorganisation des Herkunftslands oder des 
Niederlassungsstaats des Bewerbers oder Bieters 
abgibt.
(7) Der öffentliche Auftraggeber kann Bewerber oder 
Bieter auffordern, die erhaltenen Unterlagen zu 
erläutern.
(8) Sofern der Bewerber oder Bieter in einem amtlichen 
Verzeichnis eingetragen ist oder über eine Zertifizierung 
verfügt, die jeweils den Anforderungen des Artikels 64 
der Richtlinie 2014/24/EU entsprechen, werden die im 
amtlichen Verzeichnis oder dem Zertifizierungssystem 
niedergelegten Unterlagen und Angaben vom 
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öffentlichen Auftraggeber nur in begründeten Fällen in 
Zweifel gezogen (Eignungsvermutung). Ein den 
Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 
2014/24/EU entsprechendes amtliches Verzeichnis kann 
auch durch Industrie- und Handelskammern eingerichtet 
werden. Die Industrie- und Handelskammern bedienen 
sich bei der Führung des amtlichen Verzeichnisses einer 
gemeinsamen verzeichnisführenden Stelle. Der 
öffentliche Auftraggeber kann mit Blick auf die 
Entrichtung von Steuern, Abgaben oder 
Sozialversicherungsbeiträgen die gesonderte Vorlage 
einer entsprechenden Bescheinigung verlangen.

öffentlichen Auftraggeber nur in begründeten Fällen in 
Zweifel gezogen (Eignungsvermutung). Ein den 
Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 
2014/24/EU entsprechendes amtliches Verzeichnis kann 
auch durch Industrie- und Handelskammern eingerichtet 
werden. Die Industrie- und Handelskammern bedienen 
sich bei der Führung des amtlichen Verzeichnisses einer 
gemeinsamen verzeichnisführenden Stelle. Der 
öffentliche Auftraggeber kann mit Blick auf die 
Entrichtung von Steuern, Abgaben oder 
Sozialversicherungsbeiträgen die gesonderte Vorlage 
einer entsprechenden Bescheinigung verlangen.

Nr. 21 § 56 Prüfung der Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angebote; Nachforderung von 
Unterlagen
(1) Die Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und 
Angebote sind auf Vollständigkeit und fachliche 
Richtigkeit, Angebote zudem auf rechnerische 
Richtigkeit zu prüfen.
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber 
oder Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, 
fehlende, unvollständige oder fehlerhafte 
unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere 
Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder 

§ 56 Prüfung der Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angebote; Nachforderung von 
Unterlagen
(1) Die Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und 
Angebote sind auf Vollständigkeit und fachliche 
Richtigkeit, Angebote zudem auf rechnerische 
Richtigkeit zu prüfen.
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber 
oder Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, 
fehlende, unvollständige oder fehlerhafte 
unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere 
Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder 
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sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen 
oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige 
leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu 
vervollständigen. Der öffentliche Auftraggeber ist 
berechtigt, in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen festzulegen, dass er keine 
Unterlagen nachfordern wird.

(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 
Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist 
ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn 
es sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, 
deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern 
oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb 
nicht beeinträchtigen.
(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach 
Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber 
innerhalb einer von diesem festzulegenden 
angemessenen, nach dem Kalender bestimmten Frist 
vorzulegen.
(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der 
Nachforderung sind zu dokumentieren.

sonstige Nachweise, nachzureichen, zu übermitteln, zu 
ergänzen, zu erläutern oder zu vervollständigen oder zu 
korrigieren, oder fehlende oder unvollständige 
leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu 
vervollständigen. Der öffentliche Auftraggeber ist 
berechtigt, in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen festzulegen, dass er keine 
Unterlagen nachfordern wird.
(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 
Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist 
ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn 
es sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, 
deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern 
oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb 
nicht beeinträchtigen.
(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach 
Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber 
innerhalb einer von diesem festzulegenden 
angemessenen, nach dem Kalender bestimmten Frist 
vorzulegen.
(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der 
Nachforderung sind zu dokumentieren.

Nr. 22 § 58 Zuschlag und Zuschlagskriterien
(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des 

§ 58 Zuschlag und Zuschlagskriterien
(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des 
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Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf das 
wirtschaftlichste Angebot erteilt.
(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots 
erfolgt auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können 
auch qualitative, umweltbezogene oder soziale 
Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere:

1.
die Qualität, einschließlich des technischen Werts, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit der Leistung 
insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer 
Übereinstimmung mit Anforderungen des „Designs für 
Alle“, soziale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und 
Handelsbedingungen,
2.
die Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der 
Ausführung des Auftrags betrauten Personals, wenn die 

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf das 
wirtschaftlichste Angebot erteilt.
(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots 
erfolgt auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können 
auch qualitative, umweltbezogene oder soziale 
Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere: 
Vorbehaltlich der in § 120a des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen geregelten Vorgaben zur 
Berücksichtigung sozialer und umweltbezogener 
Kriterien bei der Ausgestaltung des Vergabeverfahrens 
können neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale 
Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere:
1.
die Qualität, einschließlich des technischen Werts, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit der Leistung 
insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer 
Übereinstimmung mit Anforderungen des „Designs für 
Alle“, soziale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und 
Handelsbedingungen,
2.
die Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der 
Ausführung des Auftrags betrauten Personals, wenn die 
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Qualität des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss 
auf das Niveau der Auftragsausführung haben kann, 
oder
3.
die Verfügbarkeit von Kundendienst und technischer 
Hilfe sowie Lieferbedingungen wie Liefertermin, 
Lieferverfahren sowie Liefer- oder Ausführungsfristen.
Der öffentliche Auftraggeber kann auch Festpreise oder 
Festkosten vorgeben, sodass das wirtschaftlichste 
Angebot ausschließlich nach qualitativen, 
umweltbezogenen oder sozialen Zuschlagskriterien nach 
Satz 1 bestimmt wird.
(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
an, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien gewichtet, um 
das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln. Diese 
Gewichtung kann auch mittels einer Spanne angegeben 
werden, deren Bandbreite angemessen sein muss. Ist die 
Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich, so 
gibt der öffentliche Auftraggeber die Zuschlagskriterien 
in absteigender Rangfolge an.
(4) Für den Beleg, ob und inwieweit die angebotene 
Leistung den geforderten Zuschlagskriterien entspricht, 
gelten die §§ 33 und 34 entsprechend.
(5) An der Entscheidung über den Zuschlag sollen in der 

Qualität des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss 
auf das Niveau der Auftragsausführung haben kann, 
oder
3.
die Verfügbarkeit von Kundendienst und technischer 
Hilfe sowie Lieferbedingungen wie Liefertermin, 
Lieferverfahren sowie Liefer- oder Ausführungsfristen.
Der öffentliche Auftraggeber kann auch Festpreise oder 
Festkosten vorgeben, sodass das wirtschaftlichste 
Angebot ausschließlich nach qualitativen, 
umweltbezogenen oder sozialen Zuschlagskriterien nach 
Satz 1 bestimmt wird.
(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
an, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien gewichtet, um 
das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln. Diese 
Gewichtung kann auch mittels einer Spanne angegeben 
werden, deren Bandbreite angemessen sein muss. Ist die 
Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich, so 
gibt der öffentliche Auftraggeber die Zuschlagskriterien 
in absteigender Rangfolge an.
(4) Für den Beleg, ob und inwieweit die angebotene 
Leistung den geforderten Zuschlagskriterien entspricht, 
gelten die §§ 33 und 34 entsprechend.
(5) An der Entscheidung über den Zuschlag sollen in der 
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Regel mindestens zwei Vertreter des öffentlichen 
Auftraggebers mitwirken.

Regel mindestens zwei Vertreter des öffentlichen 
Auftraggebers mitwirken.

Nr. 23 § 60 Ungewöhnlich niedrige Angebote
(1) Erscheinen der Preis oder die Kosten eines Angebots 
im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung 
ungewöhnlich niedrig, verlangt der öffentliche 
Auftraggeber vom Bieter Aufklärung.
(2) Der öffentliche Auftraggeber prüft die 
Zusammensetzung des Angebots und berücksichtigt die 
übermittelten Unterlagen. Die Prüfung kann 
insbesondere betreffen: 
1.
die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfahrens einer 
Lieferleistung oder der Erbringung der Dienstleistung,
2.
die gewählten technischen Lösungen oder die 
außergewöhnlich günstigen Bedingungen, über die das 
Unternehmen bei der Lieferung der Waren oder bei der 
Erbringung der Dienstleistung verfügt,
3.
die Besonderheiten der angebotenen Liefer- oder 
Dienstleistung,
4.
die Einhaltung der Verpflichtungen nach § 128 Absatz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 

§ 60 Ungewöhnlich niedrige Angebote
(1) Erscheinen der Preis oder die Kosten eines Angebots 
im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung 
ungewöhnlich niedrig, verlangt der öffentliche 
Auftraggeber vom Bieter Aufklärung.
(2) Der öffentliche Auftraggeber prüft die 
Zusammensetzung des Angebots und berücksichtigt die 
übermittelten Unterlagen. Die Prüfung kann 
insbesondere betreffen: 
1.
die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfahrens einer 
Lieferleistung oder der Erbringung der Dienstleistung,
2.
die gewählten technischen Lösungen oder die 
außergewöhnlich günstigen Bedingungen, über die das 
Unternehmen bei der Lieferung der Waren oder bei der 
Erbringung der Dienstleistung verfügt,
3.
die Besonderheiten der angebotenen Liefer- oder 
Dienstleistung,
4.
die Einhaltung der Verpflichtungen nach § 128 Absatz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
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insbesondere der für das Unternehmen geltenden 
umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften, 
oder
5.
die etwaige Gewährung einer staatlichen Beihilfe an das 
Unternehmen.
(3) Kann der öffentliche Auftraggeber nach der Prüfung 
gemäß den Absätzen 1 und 2 die geringe Höhe des 
angebotenen Preises oder der angebotenen Kosten 
nicht zufriedenstellend aufklären, darf er den Zuschlag 
auf dieses Angebot ablehnen. Der öffentliche 
Auftraggeber lehnt das Angebot ab, wenn er festgestellt 
hat, dass der Preis oder die Kosten des Angebots 
ungewöhnlich niedrig sind, weil Verpflichtungen nach 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehalten werden.
(4) Stellt der öffentliche Auftraggeber fest, dass ein 
Angebot ungewöhnlich niedrig ist, weil der Bieter eine 
staatliche Beihilfe erhalten hat, so lehnt der öffentliche 
Auftraggeber das Angebot ab, wenn der Bieter nicht 
fristgemäß nachweisen kann, dass die staatliche Beihilfe 
rechtmäßig gewährt wurde. Der öffentliche 
Auftraggeber teilt die Ablehnung der Europäischen 
Kommission mit.

insbesondere der für das Unternehmen geltenden 
umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften, 
oder
5.
die etwaige Gewährung einer staatlichen Beihilfe an das 
Unternehmen.
(3) Kann der öffentliche Auftraggeber nach der Prüfung 
gemäß den Absätzen 1 und 2 die geringe Höhe des 
angebotenen Preises oder der angebotenen Kosten 
nicht zufriedenstellend aufklären, soll darf er den 
Zuschlag auf dieses Angebot ablehnen. Der öffentliche 
Auftraggeber lehnt das Angebot ab, wenn er festgestellt 
hat, dass der Preis oder die Kosten des Angebots 
ungewöhnlich niedrig sind, weil Verpflichtungen nach 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehalten werden.
(4) Stellt der öffentliche Auftraggeber fest, dass ein 
Angebot ungewöhnlich niedrig ist, weil der Bieter eine 
staatliche Beihilfe erhalten hat, so lehnt der öffentliche 
Auftraggeber das Angebot ab, wenn der Bieter nicht 
fristgemäß nachweisen kann, dass die staatliche Beihilfe 
rechtmäßig gewährt wurde. Der öffentliche 
Auftraggeber teilt die Ablehnung der Europäischen 
Kommission mit.

Nr. 24 § 64 Vergabe von Aufträgen für soziale und andere 
besondere Dienstleistungen

§ 64 Vergabe von Aufträgen für soziale und andere 
besondere Dienstleistungen
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Öffentliche Aufträge über soziale und andere besondere 
Dienstleistungen im Sinne von § 130 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen werden 
nach den Bestimmungen dieser Verordnung und unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen 
Dienstleistung nach Maßgabe dieses Abschnitts 
vergeben.

Öffentliche Aufträge über soziale und andere besondere 
Dienstleistungen im Sinne von § 130 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen werden 
nach den Bestimmungen dieser Verordnung und nach 
Maßgabe dieses Abschnittes unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der jeweiligen Dienstleistung nach 
Maßgabe dieses Abschnitts vergeben.

Artikel 5 – Änderung der Verordnung über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen im Bereich des Verkehrs, der 
Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung

Nr. 1 Verordnung über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
im Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung 
und der Energieversorgung

Verordnung über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
im Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung, 
der Postdienste und der Energieversorgung

Nr. 2 Änderung der Inhaltsübersicht

Nr. 3 § 1 Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung trifft nähere Bestimmungen über 
das einzuhaltende Verfahren bei der dem Teil 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unterliegenden Vergabe von Aufträgen und die 
Ausrichtung von Wettbewerben zum Zwecke von 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung oder des Verkehrs 
(Sektorentätigkeiten) durch Sektorenauftraggeber.
(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf die 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 

§ 1 Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung trifft nähere Bestimmungen über 
das einzuhaltende Verfahren bei der dem Teil 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unterliegenden Vergabe von Aufträgen und die 
Ausrichtung von Wettbewerben zum Zwecke von 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Trinkwasser- oder 
Energieversorgung, der Postdienste oder des Verkehrs 
(Sektorentätigkeiten) durch Sektorenauftraggeber.
(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf die 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
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öffentlichen Aufträgen.
(3) Für die Beschaffung im Wege von Konzessionen im 
Sinne des § 105 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gilt die Verordnung über 
die Vergabe von Konzessionen.

öffentlichen Aufträgen.
(3) Für die Beschaffung im Wege von Konzessionen im 
Sinne des § 105 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gilt die Verordnung über 
die Vergabe von Konzessionen.

Nr. 4 und Nr. 
16

§ 3 Antragsverfahren für Tätigkeiten, die unmittelbar 
dem Wettbewerb ausgesetzt sind
(1) Auftraggeber können bei der Europäischen 
Kommission beantragen festzustellen, dass die 
Vorschriften des Teils 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sowie der 
Sektorenverordnung auf die Auftragsvergabe oder 
Ausrichtung von Wettbewerben für die Ausübung dieser 
Tätigkeit keine Anwendung finden. Dem Antrag ist eine 
Stellungnahme des Bundeskartellamtes beizufügen. 
Dem Antrag sind alle sachdienlichen Informationen 
beizufügen, insbesondere Gesetze, Verordnungen, 
Verwaltungsvorschriften oder Vereinbarungen, die 
darlegen, dass die betreffende Tätigkeit unmittelbar dem 
Wettbewerb auf Märkten ausgesetzt ist, die keiner 
Zugangsbeschränkung unterliegen. Eine Kopie des 
Antrags ist dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie zu übermitteln.
(2) Der Antrag des Auftraggebers an das 
Bundeskartellamt auf Stellungnahme muss die in § 39 

§ 3 Antragsverfahren für Tätigkeiten, die unmittelbar 
dem Wettbewerb ausgesetzt sind
(1) Auftraggeber können bei der Europäischen 
Kommission beantragen festzustellen, dass die 
Vorschriften des Teils 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sowie der 
Sektorenverordnung auf die Auftragsvergabe oder 
Ausrichtung von Wettbewerben für die Ausübung dieser 
Tätigkeit keine Anwendung finden. Dem Antrag ist eine 
Stellungnahme des Bundeskartellamtes beizufügen. 
Dem Antrag sind alle sachdienlichen Informationen 
beizufügen, insbesondere Gesetze, Verordnungen, 
Verwaltungsvorschriften oder Vereinbarungen, die 
darlegen, dass die betreffende Tätigkeit unmittelbar dem 
Wettbewerb auf Märkten ausgesetzt ist, die keiner 
Zugangsbeschränkung unterliegen. Eine Kopie des 
Antrags ist dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie Klimaschutz zu übermitteln.
(2) Der Antrag des Auftraggebers an das 
Bundeskartellamt auf Stellungnahme muss die in § 39 
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Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen bezeichneten Angaben 
enthalten. § 39 Absatz 3 Satz 4 und 5 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen gilt entsprechend. 
Der Antrag nach Absatz 1 kann auch von einem Verband 
der Auftraggeber gestellt werden. In diesem Fall gelten 
für die Verbände die Regelungen für Auftraggeber.
(3) Das Bundeskartellamt soll die Stellungnahme 
innerhalb von vier Monaten nach Antragseingang 
abgeben. Für die Erarbeitung der beantragten 
Stellungnahme hat das Bundeskartellamt die 
Ermittlungsbefugnisse nach den §§ 57 bis 59 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Das 
Bundeskartellamt holt eine Stellungnahme der 
Bundesnetzagentur ein. § 50c Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen gilt entsprechend.
(4) Die Stellungnahme des Bundeskartellamtes besitzt 
keine Bindungswirkung für seine Entscheidungen nach 
den Teilen 1 bis 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen.
(5) Einen Antrag nach Absatz 1 kann auch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie stellen. In 
diesem Fall teilt es der Europäischen Kommission 
sachdienliche Informationen nach Absatz 1 Satz 3 mit. Es 
holt zur wettbewerblichen Beurteilung eine 

Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen bezeichneten Angaben 
enthalten. § 39 Absatz 3 Satz 4 und 5 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen gilt entsprechend. 
Der Antrag nach Absatz 1 kann auch von einem Verband 
der Auftraggeber gestellt werden. In diesem Fall gelten 
für die Verbände die Regelungen für Auftraggeber.
(3) Das Bundeskartellamt soll die Stellungnahme 
innerhalb von vier Monaten nach Antragseingang 
abgeben. Für die Erarbeitung der beantragten 
Stellungnahme hat das Bundeskartellamt die 
Ermittlungsbefugnisse nach den §§ 57 bis 59 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Das 
Bundeskartellamt holt eine Stellungnahme der 
Bundesnetzagentur ein. § 50c Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen gilt entsprechend.
(4) Die Stellungnahme des Bundeskartellamtes besitzt 
keine Bindungswirkung für seine Entscheidungen nach 
den Teilen 1 bis 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen.
(5) Einen Antrag nach Absatz 1 kann auch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz stellen. In diesem Fall teilt es der 
Europäischen Kommission sachdienliche Informationen 
nach Absatz 1 Satz 3 mit. Es holt zur wettbewerblichen 
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Stellungnahme des Bundeskartellamtes ein, die 
ebenfalls der Kommission der Europäischen Union 
übermittelt wird. Dies gilt auch für den Fall, dass die 
Europäische Kommission auf eigene Veranlassung für 
eine der Sektorentätigkeiten in Deutschland ein solches 
Verfahren einleitet.
(6) Die Feststellung, dass die betreffende Tätigkeit 
unmittelbar dem Wettbewerb auf Märkten ausgesetzt 
ist, die keiner Zugangsbeschränkung unterliegen, gilt als 
getroffen, wenn die Europäische Kommission dies 
bestätigt hat oder wenn sie innerhalb der Frist nach 
Artikel 35 in Verbindung mit Anhang IV der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von 
Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 243) keine Feststellung getroffen hat 
und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
die Feststellung oder den Ablauf der Frist im 
Bundesanzeiger bekanntgemacht hat.
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Auftraggeber im Sinne 
des § 143 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend.

Beurteilung eine Stellungnahme des Bundeskartellamtes 
ein, die ebenfalls der Kommission der Europäischen 
Union übermittelt wird. Dies gilt auch für den Fall, dass 
die Europäische Kommission auf eigene Veranlassung 
für eine der Sektorentätigkeiten in Deutschland ein 
solches Verfahren einleitet.
(6) Die Feststellung, dass die betreffende Tätigkeit 
unmittelbar dem Wettbewerb auf Märkten ausgesetzt 
ist, die keiner Zugangsbeschränkung unterliegen, gilt als 
getroffen, wenn die Europäische Kommission dies 
bestätigt hat oder wenn sie innerhalb der Frist nach 
Artikel 35 in Verbindung mit Anhang IV der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von 
Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 243) keine Feststellung getroffen hat 
und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
die Feststellung oder den Ablauf der Frist im 
Bundesanzeiger bekanntgemacht hat.
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Auftraggeber im Sinne 
des § 143 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend.

Nr. 5 § 6 Vermeidung von Interessenkonflikten § 6 Vermeidung von Interessenkonflikten
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(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter des öffentlichen 
Auftraggebers oder eines im Namen des öffentlichen 
Auftraggebers handelnden Beschaffungsdienstleisters, 
bei denen ein Interessenkonflikt besteht, dürfen in einem 
Vergabeverfahren nicht mitwirken.
(2) Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, die an 
der Durchführung des Vergabeverfahrens beteiligt sind 
oder Einfluss auf den Ausgang eines Vergabeverfahrens 
nehmen können und die ein direktes oder indirektes 
finanzielles, wirtschaftliches oder persönliches Interesse 
haben, das ihre Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im 
Rahmen des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte.
(3) Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt besteht, 
wenn die in Absatz 1 genannten Personen 
1.
Bewerber oder Bieter sind,
2.
einen Bewerber oder Bieter beraten oder sonst 
unterstützen oder als gesetzliche Vertreter oder nur in 
dem Vergabeverfahren vertreten,
3.
beschäftigt oder tätig sind 
a)
bei einem Bewerber oder Bieter gegen Entgelt oder bei 
ihm als Mitglied des Vorstandes, Aufsichtsrates oder 

(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter des öffentlichen 
Auftraggebers oder eines im Namen des öffentlichen 
Auftraggebers handelnden Beschaffungsdienstleisters, 
bei denen ein Interessenkonflikt besteht, dürfen in einem 
Vergabeverfahren nicht mitwirken.
(2) Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, die an 
der Durchführung des Vergabeverfahrens beteiligt sind 
oder Einfluss auf den Ausgang eines Vergabeverfahrens 
nehmen können und die ein direktes oder indirektes 
finanzielles, wirtschaftliches oder persönliches Interesse 
haben, das ihre Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im 
Rahmen des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte.
(3) Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt besteht, 
wenn die in Absatz 1 genannten Personen 
1.
Bewerber oder Bieter sind,
2.
einen Bewerber oder Bieter beraten oder sonst 
unterstützen oder als gesetzliche Vertreter oder nur in 
dem Vergabeverfahren vertreten,
3.
beschäftigt oder tätig sind 
a)
bei einem Bewerber oder Bieter gegen Entgelt oder bei 
ihm als Mitglied des Vorstandes, Aufsichtsrates oder 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 177 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

gleichartigen Organs oder
b)
für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes 
Unternehmen, wenn dieses Unternehmen zugleich 
geschäftliche Beziehungen zum öffentlichen 
Auftraggeber und zum Bewerber oder Bieter hat.
(4) Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für Personen, 
deren Angehörige die Voraussetzungen nach Absatz 3 
Nummer 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind der Verlobte, 
der Ehegatte, Lebenspartner, Verwandte und 
Verschwägerte gerader Linie, Geschwister, Kinder der 
Geschwister, Ehegatten und Lebenspartner der 
Geschwister und Geschwister der Ehegatten und 
Lebenspartner, Geschwister der Eltern sowie 
Pflegeeltern und Pflegekinder.

gleichartigen Organs oder
b)
für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes 
Unternehmen, wenn dieses Unternehmen zugleich 
geschäftliche Beziehungen zum öffentlichen 
Auftraggeber und zum Bewerber oder Bieter hat.
(4) Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für Personen, 
deren Angehörige die Voraussetzungen nach Absatz 3 
Nummer 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind der Verlobte, 
der Ehegatte, Lebenspartner, Verwandte und 
Verschwägerte gerader Linie, Geschwister, Kinder der 
Geschwister, Ehegatten und Lebenspartner der 
Geschwister und Geschwister der Ehegatten und 
Lebenspartner, Geschwister der Eltern sowie 
Pflegeeltern und Pflegekinder.

Nr. 6 § 8 Dokumentation
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Fortgang des 
Vergabeverfahrens jeweils zeitnah zu dokumentieren. 
Hierzu stellt er sicher, dass er über eine ausreichende 
Dokumentation verfügt, um Entscheidungen in allen 
Phasen des Vergabeverfahrens, insbesondere zu den 
Verhandlungs- oder Dialogphasen, der Auswahl der 
Teilnehmer sowie der Zuschlagsentscheidung, 
nachvollziehbar zu begründen.
(2) Der Auftraggeber bewahrt die sachdienlichen 

§ 8 Dokumentation
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Fortgang des 
Vergabeverfahrens jeweils zeitnah zu dokumentieren. 
Hierzu stellt er sicher, dass er über eine ausreichende 
Dokumentation verfügt, um Entscheidungen in allen 
Phasen des Vergabeverfahrens, insbesondere zu den 
Verhandlungs- oder Dialogphasen, der Auswahl der 
Teilnehmer sowie der Zuschlagsentscheidung, 
nachvollziehbar zu begründen.
(2) Der Auftraggeber bewahrt die sachdienlichen 
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Unterlagen zu jedem Auftrag auf. Die Unterlagen müssen 
so ausführlich sein, dass zu einem späteren Zeitpunkt 
mindestens folgende Entscheidungen nachvollzogen 
und gerechtfertigt werden können: 
1.
Qualifizierung und Auswahl der Teilnehmer sowie 
Zuschlagserteilung,
2.
Rückgriff auf Verhandlungsverfahren ohne vorherigen 
Teilnahmewettbewerb,
3.
Nichtanwendung dieser Verordnung aufgrund der 
Ausnahmen nach Teil 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen und
4.
Gründe, aus denen andere als elektronische 
Kommunikationsmittel für die elektronische Einreichung 
von Angeboten verwendet wurden.

(3) Die Dokumentation ist bis zum Ende der 
Vertragslaufzeit oder Rahmenvereinbarung 

Unterlagen zu jedem Auftrag auf. Die Unterlagen müssen 
so ausführlich sein, dass zu einem späteren Zeitpunkt 
mindestens folgende Entscheidungen nachvollzogen 
und gerechtfertigt werden können: 
1.
Qualifizierung und Auswahl der Teilnehmer sowie 
Zuschlagserteilung,
2.
Rückgriff auf Verhandlungsverfahren ohne vorherigen 
Teilnahmewettbewerb,
3.
Nichtanwendung dieser Verordnung aufgrund der 
Ausnahmen nach Teil 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, und
4.
Gründe, aus denen andere als elektronische 
Kommunikationsmittel für die elektronische Einreichung 
von Angeboten verwendet wurden., und
5.
gegebenenfalls die Gründe für die 
Nichtberücksichtigung eines sozialen oder eines 
umweltbezogenen Kriteriums bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens.
(3) Die Dokumentation ist bis zum Ende der 
Vertragslaufzeit oder Rahmenvereinbarung 
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aufzubewahren, mindestens jedoch für drei Jahre ab dem 
Tag des Zuschlags. Gleiches gilt für Kopien aller 
abgeschlossenen Verträge, die mindestens den 
folgenden Auftragswert haben: 
1.
1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen,
2.
10 Millionen Euro im Falle von Bauaufträgen.
(4) Die Dokumentation oder deren Hauptelemente ist der 
Europäischen Kommission sowie den zuständigen 
Aufsichts- oder Prüfbehörden auf deren Anforderung hin 
zu übermitteln.

aufzubewahren, mindestens jedoch für drei Jahre ab dem 
Tag des Zuschlags. Gleiches gilt für Kopien aller 
abgeschlossenen Verträge, die mindestens den 
folgenden Auftragswert haben: 
1.
1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen,
2.
10 Millionen Euro im Falle von Bauaufträgen.
(4) Die Dokumentation oder deren Hauptelemente ist der 
Europäischen Kommission sowie den zuständigen 
Aufsichts- oder Prüfbehörden auf deren Anforderung hin 
zu übermitteln.

Nr. 7 § 17 Wettbewerblicher Dialog
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen zur Durchführung eines 
wettbewerblichen Dialogs beschreibt der Auftraggeber 
seine Bedürfnisse und Anforderungen an die zu 
beschaffende Leistung. Gleichzeitig nennt und erläutert 
er die hierbei zugrunde gelegten Zuschlagskriterien und 
legt einen vorläufigen Zeitrahmen für den Dialog fest.
(2) Der Auftraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl 
von Unternehmen im Rahmen eines 
Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 

§ 17 Wettbewerblicher Dialog
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen zur Durchführung eines 
wettbewerblichen Dialogs beschreibt der Auftraggeber 
seine Bedürfnisse und Anforderungen an die zu 
beschaffende Leistung. Gleichzeitig nennt und erläutert 
er die hierbei zugrunde gelegten Zuschlagskriterien und 
legt einen vorläufigen Zeitrahmen für den Dialog fest.
(2) Der Auftraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl 
von Unternehmen im Rahmen eines 
Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
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Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom Auftraggeber geforderten Informationen für die 
Prüfung ihrer Eignung.

(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. Sie 
darf auf keinen Fall weniger als 15 Tage betragen.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom Auftraggeber 
nach Prüfung der übermittelten Informationen dazu 
aufgefordert werden, können am Dialog teilnehmen. Der 
Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Teilnahme am Dialog aufgefordert werden, gemäß § 45 
Absatz 3 begrenzen.
(5) Der Auftraggeber eröffnet mit den ausgewählten 
Unternehmen einen Dialog, in dem er ermittelt und 
festlegt, wie seine Bedürfnisse und Anforderungen am 
besten erfüllt werden können. Dabei kann er mit den 
ausgewählten Unternehmen alle Aspekte des Auftrags 
erörtern. Er sorgt dafür, dass alle Unternehmen bei dem 
Dialog gleichbehandelt werden, gibt Lösungsvorschläge 
oder vertrauliche Informationen eines Unternehmens 
nicht ohne dessen Zustimmung an die anderen 
Unternehmen weiter und verwendet diese nur im 

Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom Auftraggeber geforderten Informationen 
Unterlagen im Sinne des § 46a Absatz 1 für die Prüfung 
ihrer Eignung.
(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. Sie 
darf auf keinen Fall weniger als 15 Tage betragen.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom Auftraggeber 
nach Prüfung der übermittelten Informationen dazu 
aufgefordert werden, können am Dialog teilnehmen. Der 
Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Teilnahme am Dialog aufgefordert werden, gemäß § 45 
Absatz 3 begrenzen.
(5) Der Auftraggeber eröffnet mit den ausgewählten 
Unternehmen einen Dialog, in dem er ermittelt und 
festlegt, wie seine Bedürfnisse und Anforderungen am 
besten erfüllt werden können. Dabei kann er mit den 
ausgewählten Unternehmen alle Aspekte des Auftrags 
erörtern. Er sorgt dafür, dass alle Unternehmen bei dem 
Dialog gleichbehandelt werden, gibt Lösungsvorschläge 
oder vertrauliche Informationen eines Unternehmens 
nicht ohne dessen Zustimmung an die anderen 
Unternehmen weiter und verwendet diese nur im 
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Rahmen des jeweiligen Vergabeverfahrens. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden.
(6) Der Auftraggeber kann vorsehen, dass der Dialog in 
verschiedenen aufeinanderfolgenden Phasen geführt 
wird, sofern der Auftraggeber darauf in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen hingewiesen hat. In jeder 
Dialogphase kann die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien verringert 
werden. Der Auftraggeber hat die Unternehmen zu 
informieren, wenn deren Lösungen nicht für die folgende 
Dialogphase vorgesehen sind. In der Schlussphase 
müssen noch so viele Lösungen vorliegen, dass ein 
echter Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Lösungen 
oder geeigneten Bietern vorhanden war.
(7) Der Auftraggeber schließt den Dialog ab, wenn er die 
Lösungen ermittelt hat, mit denen die Bedürfnisse und 
Anforderungen an die zu beschaffende Leistung 
befriedigt werden können. Die im Verfahren 
verbliebenen Teilnehmer sind hierüber zu informieren.
(8) Nach Abschluss des Dialogs fordert der Auftraggeber 
die Unternehmen auf, auf der Grundlage der 

Rahmen des jeweiligen Vergabeverfahrens. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden.
(6) Der Auftraggeber kann vorsehen, dass der Dialog in 
verschiedenen aufeinanderfolgenden Phasen geführt 
wird, sofern der Auftraggeber darauf in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen hingewiesen hat. In jeder 
Dialogphase kann die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien verringert 
werden. Der Auftraggeber hat die Unternehmen zu 
informieren, wenn deren Lösungen nicht für die folgende 
Dialogphase vorgesehen sind. In der Schlussphase 
müssen noch so viele Lösungen vorliegen, dass ein 
echter Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Lösungen 
oder geeigneten Bietern vorhanden war.
(7) Der Auftraggeber schließt den Dialog ab, wenn er die 
Lösungen ermittelt hat, mit denen die Bedürfnisse und 
Anforderungen an die zu beschaffende Leistung 
befriedigt werden können. Die im Verfahren 
verbliebenen Teilnehmer sind hierüber zu informieren.
(8) Nach Abschluss des Dialogs fordert der Auftraggeber 
die Unternehmen auf, auf der Grundlage der 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 182 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

eingereichten und in der Dialogphase näher 
ausgeführten Lösungen ihr endgültiges Angebot 
vorzulegen. Die Angebote müssen alle Einzelheiten 
enthalten, die zur Ausführung des Projekts erforderlich 
sind. Der Auftraggeber kann Klarstellungen und 
Ergänzungen zu diesen Angeboten verlangen. Diese 
Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen nicht dazu 
führen, dass wesentliche Bestandteile des Angebots 
oder des öffentlichen Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Bedürfnisse und 
Anforderungen grundlegend geändert werden, wenn 
dadurch der Wettbewerb verzerrt wird oder andere am 
Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden.
(9) Der Auftraggeber hat die Angebote anhand der in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Zuschlagskriterien zu 
bewerten. Der Auftraggeber kann mit dem 
Unternehmen, dessen Angebot als das wirtschaftlichste 
ermittelt wurde, mit dem Ziel Verhandlungen führen, im 
Angebot enthaltene finanzielle Zusagen oder andere 
Bedingungen zu bestätigen, die in den 
Auftragsbedingungen abschließend festgelegt werden. 
Dies darf nicht dazu führen, dass wesentliche 
Bestandteile des Angebots oder des öffentlichen 

eingereichten und in der Dialogphase näher 
ausgeführten Lösungen ihr endgültiges Angebot 
vorzulegen. Die Angebote müssen alle Einzelheiten 
enthalten, die zur Ausführung des Projekts erforderlich 
sind. Der Auftraggeber kann Klarstellungen und 
Ergänzungen zu diesen Angeboten verlangen. Diese 
Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen nicht dazu 
führen, dass wesentliche Bestandteile des Angebots 
oder des öffentlichen Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Bedürfnisse und 
Anforderungen grundlegend geändert werden, wenn 
dadurch der Wettbewerb verzerrt wird oder andere am 
Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden.
(9) Der Auftraggeber hat die Angebote anhand der in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Zuschlagskriterien zu 
bewerten. Der Auftraggeber kann mit dem 
Unternehmen, dessen Angebot als das wirtschaftlichste 
ermittelt wurde, mit dem Ziel Verhandlungen führen, im 
Angebot enthaltene finanzielle Zusagen oder andere 
Bedingungen zu bestätigen, die in den 
Auftragsbedingungen abschließend festgelegt werden. 
Dies darf nicht dazu führen, dass wesentliche 
Bestandteile des Angebots oder des öffentlichen 
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Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
festgelegten Bedürfnisse und Anforderungen 
grundlegend geändert werden, der Wettbewerb verzerrt 
wird oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen 
diskriminiert werden.
(10) Der Auftraggeber kann Prämien oder Zahlungen an 
die Teilnehmer am Dialog vorsehen.

Auftrags einschließlich der in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
festgelegten Bedürfnisse und Anforderungen 
grundlegend geändert werden, der Wettbewerb verzerrt 
wird oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen 
diskriminiert werden.
(10) Der Auftraggeber kann Prämien oder Zahlungen an 
die Teilnehmer am Dialog vorsehen.

Nr. 8 § 18 Innovationspartnerschaft
(1) Der Auftraggeber kann für die Vergabe eines Auftrags 
eine Innovationspartnerschaft mit dem Ziel der 
Entwicklung einer innovativen Leistung und deren 
anschließenden Erwerb eingehen. Der 
Beschaffungsbedarf, der der Innovationspartnerschaft 
zugrunde liegt, darf nicht durch auf dem Markt bereits 
verfügbare Leistungen befriedigt werden können. Der 
Auftraggeber beschreibt in der 
Auftragsbekanntmachung, der Bekanntmachung über 
das Bestehen eines Qualifizierungssystems oder den 
Vergabeunterlagen die Nachfrage nach der innovativen 
Leistung. Dabei ist anzugeben, welche Elemente dieser 
Beschreibung Mindestanforderungen darstellen. Es sind 
Eignungskriterien vorzugeben, die die Fähigkeiten der 
Unternehmen auf dem Gebiet der Forschung und 
Entwicklung sowie die Ausarbeitung und Umsetzung 

§ 18 Innovationspartnerschaft
(1) Der Auftraggeber kann für die Vergabe eines Auftrags 
eine Innovationspartnerschaft mit dem Ziel der 
Entwicklung einer innovativen Leistung und deren 
anschließenden Erwerb eingehen. Der 
Beschaffungsbedarf, der der Innovationspartnerschaft 
zugrunde liegt, darf nicht durch auf dem Markt bereits 
verfügbare Leistungen befriedigt werden können. Der 
Auftraggeber beschreibt in der 
Auftragsbekanntmachung, der Bekanntmachung über 
das Bestehen eines Qualifizierungssystems oder den 
Vergabeunterlagen die Nachfrage nach der innovativen 
Leistung. Dabei ist anzugeben, welche Elemente dieser 
Beschreibung Mindestanforderungen darstellen. Es sind 
Eignungskriterien vorzugeben, die die Fähigkeiten der 
Unternehmen auf dem Gebiet der Forschung und 
Entwicklung sowie die Ausarbeitung und Umsetzung 
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innovativer Lösungen betreffen. Die bereitgestellten 
Informationen müssen so genau sein, dass die 
Unternehmen Art und Umfang der geforderten Lösung 
erkennen und entscheiden können, ob sie eine Teilnahme 
an dem Verfahren beantragen.
(2) Der Auftraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl 
von Unternehmen im Rahmen eines 
Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom Auftraggeber geforderten Informationen für die 
Prüfung ihrer Eignung.

(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Bekanntmachung nach Absatz 
1. Sie darf auf keinen Fall weniger als 15 Tage betragen.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom Auftraggeber 
infolge einer Bewertung der übermittelten Informationen 
dazu aufgefordert werden, können ein Angebot in Form 
von Forschungs- und Innovationsprojekten einreichen. 
Der Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, 
die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß § 
45 Absatz 3 begrenzen.

innovativer Lösungen betreffen. Die bereitgestellten 
Informationen müssen so genau sein, dass die 
Unternehmen Art und Umfang der geforderten Lösung 
erkennen und entscheiden können, ob sie eine 
Teilnahme an dem Verfahren beantragen.
(2) Der Auftraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl 
von Unternehmen im Rahmen eines 
Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte 
Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom Auftraggeber geforderten Informationen 
Unterlagen im Sinne des § 46a Absatz 1 für die Prüfung 
ihrer Eignung.
(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 
beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Bekanntmachung nach Absatz 
1. Sie darf auf keinen Fall weniger als 15 Tage betragen.
(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom Auftraggeber 
infolge einer Bewertung der übermittelten 
Informationen dazu aufgefordert werden, können ein 
Angebot in Form von Forschungs- und 
Innovationsprojekten einreichen. Der Auftraggeber kann 
die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsabgabe 
aufgefordert werden, gemäß § 45 Absatz 3 begrenzen.
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(5) Der Auftraggeber verhandelt mit den Bietern über die 
von ihnen eingereichten Erstangebote und alle 
Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Auftragsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der 
vom Auftraggeber in den Vergabeunterlagen 
festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien. Sofern der Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die 
Verhandlungen in verschiedenen aufeinanderfolgenden 
Phasen abwickeln, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, anhand der vorgegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern.
(6) Der Auftraggeber trägt dafür Sorge, dass alle Bieter 
bei den Verhandlungen gleichbehandelt werden. 
Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden 
Weitergabe von Informationen, durch die bestimmte 
Bieter gegenüber anderen begünstigt werden könnten. 
Er unterrichtet alle Bieter, deren Angebote gemäß 
Absatz 5 nicht ausgeschieden wurden, in Textform nach 
§ 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs über etwaige 
Änderungen der Anforderungen und sonstigen 
Informationen in den Vergabeunterlagen, die nicht die 

(5) Der Auftraggeber verhandelt mit den Bietern über die 
von ihnen eingereichten Erstangebote und alle 
Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Auftragsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der 
vom Auftraggeber in den Vergabeunterlagen 
festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien. Sofern der Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die 
Verhandlungen in verschiedenen aufeinanderfolgenden 
Phasen abwickeln, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, anhand der vorgegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern.
(6) Der Auftraggeber trägt dafür Sorge, dass alle Bieter 
bei den Verhandlungen gleichbehandelt werden. 
Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden 
Weitergabe von Informationen, durch die bestimmte 
Bieter gegenüber anderen begünstigt werden könnten. 
Er unterrichtet alle Bieter, deren Angebote gemäß 
Absatz 5 nicht ausgeschieden wurden, in Textform nach 
§ 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs über etwaige 
Änderungen der Anforderungen und sonstigen 
Informationen in den Vergabeunterlagen, die nicht die 
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Festlegung der Mindestanforderungen betreffen. Im 
Anschluss an solche Änderungen gewährt der 
Auftraggeber den Bietern ausreichend Zeit, um ihre 
Angebote zu ändern und gegebenenfalls überarbeitete 
Angebote einzureichen. Der Auftraggeber darf 
vertrauliche Informationen eines an den Verhandlungen 
teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen Zustimmung 
an die anderen Teilnehmer weitergeben. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden. Der Auftraggeber muss in 
den Vergabeunterlagen die zum Schutz des geistigen 
Eigentums geltenden Vorkehrungen festlegen.
(7) Die Innovationspartnerschaft wird durch Zuschlag auf 
Angebote eines oder mehrerer Bieter eingegangen. Eine 
Erteilung des Zuschlags allein auf der Grundlage des 
niedrigsten Preises oder der niedrigsten Kosten ist 
ausgeschlossen. Der Auftraggeber kann eine 
Innovationspartnerschaft mit einem Partner oder mit 
mehreren Partnern, die getrennte Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten durchführen, eingehen.
(8) Die Innovationspartnerschaft wird entsprechend dem 
Forschungs- und Innovationsprozess in zwei 
aufeinanderfolgenden Phasen strukturiert: 
1.

Festlegung der Mindestanforderungen betreffen. Im 
Anschluss an solche Änderungen gewährt der 
Auftraggeber den Bietern ausreichend Zeit, um ihre 
Angebote zu ändern und gegebenenfalls überarbeitete 
Angebote einzureichen. Der Auftraggeber darf 
vertrauliche Informationen eines an den Verhandlungen 
teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen Zustimmung 
an die anderen Teilnehmer weitergeben. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden. Der Auftraggeber muss in 
den Vergabeunterlagen die zum Schutz des geistigen 
Eigentums geltenden Vorkehrungen festlegen.
(7) Die Innovationspartnerschaft wird durch Zuschlag auf 
Angebote eines oder mehrerer Bieter eingegangen. Eine 
Erteilung des Zuschlags allein auf der Grundlage des 
niedrigsten Preises oder der niedrigsten Kosten ist 
ausgeschlossen. Der Auftraggeber kann eine 
Innovationspartnerschaft mit einem Partner oder mit 
mehreren Partnern, die getrennte Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten durchführen, eingehen.
(8) Die Innovationspartnerschaft wird entsprechend dem 
Forschungs- und Innovationsprozess in zwei 
aufeinanderfolgenden Phasen strukturiert: 
1.
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einer Forschungs- und Entwicklungsphase, die die 
Herstellung von Prototypen oder die Entwicklung der 
Dienstleistung umfasst, und
2.
einer Leistungsphase, in der die aus der Partnerschaft 
hervorgegangene Leistung erbracht wird.
Die Phasen sind durch die Festlegung von 
Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren Erreichen die 
Zahlung der Vergütung in angemessenen Teilbeträgen 
vereinbart wird. Der Auftraggeber stellt sicher, dass die 
Struktur der Partnerschaft und insbesondere die Dauer 
und der Wert der einzelnen Phasen den Innovationsgrad 
der vorgeschlagenen Lösung und der Abfolge der 
Forschungs- und Innovationstätigkeiten widerspiegeln. 
Der geschätzte Wert der Liefer- oder Dienstleistung darf 
in Bezug auf die für ihre Entwicklung erforderlichen 
Investitionen nicht unverhältnismäßig sein.
(9) Auf der Grundlage der Zwischenziele kann der 
Auftraggeber am Ende jedes Entwicklungsabschnittes 
entscheiden, ob er die Innovationspartnerschaft beendet 
oder, im Fall einer Innovationspartnerschaft mit 
mehreren Partnern, die Zahl der Partner durch die 
Kündigung einzelner Verträge reduziert, sofern der 
Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, dass diese 

einer Forschungs- und Entwicklungsphase, die die 
Herstellung von Prototypen oder die Entwicklung der 
Dienstleistung umfasst, und
2.
einer Leistungsphase, in der die aus der Partnerschaft 
hervorgegangene Leistung erbracht wird.
Die Phasen sind durch die Festlegung von 
Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren Erreichen die 
Zahlung der Vergütung in angemessenen Teilbeträgen 
vereinbart wird. Der Auftraggeber stellt sicher, dass die 
Struktur der Partnerschaft und insbesondere die Dauer 
und der Wert der einzelnen Phasen den Innovationsgrad 
der vorgeschlagenen Lösung und der Abfolge der 
Forschungs- und Innovationstätigkeiten widerspiegeln. 
Der geschätzte Wert der Liefer- oder Dienstleistung darf 
in Bezug auf die für ihre Entwicklung erforderlichen 
Investitionen nicht unverhältnismäßig sein.
(9) Auf der Grundlage der Zwischenziele kann der 
Auftraggeber am Ende jedes Entwicklungsabschnittes 
entscheiden, ob er die Innovationspartnerschaft beendet 
oder, im Fall einer Innovationspartnerschaft mit 
mehreren Partnern, die Zahl der Partner durch die 
Kündigung einzelner Verträge reduziert, sofern der 
Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, dass diese 
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Möglichkeiten bestehen und unter welchen Umständen 
davon Gebrauch gemacht werden kann.
(10) Nach Abschluss der Forschungs- und 
Entwicklungsphase ist der Auftraggeber zum 
anschließenden Erwerb der innovativen Liefer- oder 
Dienstleistung nur dann verpflichtet, wenn das bei 
Eingehung der Innovationspartnerschaft festgelegte 
Leistungsniveau und die Kostenobergrenze eingehalten 
werden.

Möglichkeiten bestehen und unter welchen Umständen 
davon Gebrauch gemacht werden kann.
(10) Nach Abschluss der Forschungs- und 
Entwicklungsphase ist der Auftraggeber zum 
anschließenden Erwerb der innovativen Liefer- oder 
Dienstleistung nur dann verpflichtet, wenn das bei 
Eingehung der Innovationspartnerschaft festgelegte 
Leistungsniveau und die Kostenobergrenze eingehalten 
werden.

Nr. 9 § 28 Leistungsbeschreibung
(1) Der Auftraggeber fasst die Leistungsbeschreibung (§ 
121 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) 
in einer Weise, dass sie allen Unternehmen den gleichen 
Zugang zum Vergabeverfahren gewährt und die Öffnung 
des nationalen Beschaffungsmarktes für den 
Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise behindert.
(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merkmale des 
Auftragsgegenstandes zu beschreiben: 
1.
in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
oder einer Beschreibung der zu lösenden Aufgabe, die so 
genau wie möglich zu fassen sind, dass sie ein klares Bild 
vom Auftragsgegenstand vermitteln und hinreichend 
vergleichbare Angebote erwarten lassen, die dem 
Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen,

§ 28 Leistungsbeschreibung
(1) Der Auftraggeber fasst die Leistungsbeschreibung (§ 
121 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) 
in einer Weise, dass sie allen Unternehmen den gleichen 
Zugang zum Vergabeverfahren gewährt und die Öffnung 
des nationalen Beschaffungsmarktes für den 
Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise behindert.
(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merkmale des 
Auftragsgegenstandes zu beschreiben: 
1.
in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
oder einer Beschreibung der zu lösenden Aufgabe, die so 
genau wie möglich zu fassen sind, dass sie ein klares Bild 
vom Auftragsgegenstand vermitteln und hinreichend 
vergleichbare Angebote erwarten lassen, die dem 
Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen,
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2.
unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 definierten 
technischen Anforderungen in der Rangfolge: 
a)
nationale Normen, mit denen europäische Normen 
umgesetzt werden,
b)
Europäische Technische Bewertungen,
c)
gemeinsame technische Spezifikationen,
d)
internationale Normen und andere technische 
Bezugssysteme, die von den europäischen 
Normungsgremien erarbeitet wurden oder,
e)
falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, 
nationale Normen, nationale technische Zulassungen 
oder nationale technische Spezifikationen für die 
Planung, Berechnung und Ausführung von Bauwerken 
und den Einsatz von Produkten oder
3.
als Kombination der Nummern 1 und 2 
a)
in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
unter Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 

2.
unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 definierten 
technischen Anforderungen in der Rangfolge: 
a)
nationale Normen, mit denen europäische Normen 
umgesetzt werden,
b)
Europäische Technische Bewertungen,
c)
gemeinsame technische Spezifikationen,
d)
internationale Normen und andere technische 
Bezugssysteme, die von den europäischen 
Normungsgremien erarbeitet wurden oder,
e)
falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, 
nationale Normen, nationale technische Zulassungen 
oder nationale technische Spezifikationen für die 
Planung, Berechnung und Ausführung von Bauwerken 
und den Einsatz von Produkten oder
3.
als Kombination der Nummern 1 und 2 
a)
in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
unter Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
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gemäß Nummer 2 als Mittel zur Vermutung der 
Konformität mit diesen Leistungs- und 
Funktionsanforderungen oder
b)
mit Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
gemäß Nummer 2 hinsichtlich bestimmter Merkmale und 
mit Bezugnahme auf die Leistungs- und 
Funktionsanforderungen gemäß Nummer 1 hinsichtlich 
anderer Merkmale.
Jede Bezugnahme auf eine Anforderung nach Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe a bis e ist mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.
(3) Die Merkmale können auch Aspekte der Qualität und 
der Innovation sowie soziale und umweltbezogene 
Aspekte betreffen. Sie können sich auch auf den Prozess 
oder die Methode zur Herstellung oder Erbringung der 
Leistung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus 
des Auftragsgegenstandes einschließlich der 
Produktions- und Lieferkette beziehen, auch wenn 
derartige Faktoren keine materiellen Bestandteile der 
Leistung sind, sofern diese Merkmale in Verbindung mit 
dem Auftragsgegenstand stehen und zu dessen Wert 
und Beschaffungszielen verhältnismäßig sind.

gemäß Nummer 2 als Mittel zur Vermutung der 
Konformität mit diesen Leistungs- und 
Funktionsanforderungen oder
b)
mit Bezugnahme auf die technischen Anforderungen 
gemäß Nummer 2 hinsichtlich bestimmter Merkmale 
und mit Bezugnahme auf die Leistungs- und 
Funktionsanforderungen gemäß Nummer 1 hinsichtlich 
anderer Merkmale.
Jede Bezugnahme auf eine Anforderung nach Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe a bis e ist mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.
(3) Die Merkmale können Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
geregelten Vorgaben zur Berücksichtigung sozialer und 
umweltbezogener Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale auch Aspekte 
der Qualität und der Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich 
auch auf den Prozess oder die Methode zur Herstellung 
oder Erbringung der Leistung oder auf ein anderes 
Stadium im Lebenszyklus des Auftragsgegenstandes 
einschließlich der Produktions- und Lieferkette 
beziehen, auch wenn derartige Faktoren keine 
materiellen Bestandteile der Leistung sind, sofern diese 
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(4) In der Leistungsbeschreibung kann ferner festgelegt 
werden, ob Rechte des geistigen Eigentums übertragen 
oder dem Auftraggeber daran Nutzungsrechte 
eingeräumt werden müssen.
(5) Werden verpflichtende Zugänglichkeitserfordernisse 
im Sinne des § 121 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen mit einem Rechtsakt der 
Europäischen Union erlassen, so muss die 
Leistungsbeschreibung, soweit die Kriterien der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen oder 
der Konzeption für alle Nutzer betroffen sind, darauf 
Bezug nehmen.
(6) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine 
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein 
besonderes Verfahren oder auf gewerbliche 
Schutzrechte, Typen oder einen bestimmten Ursprung 
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte 
Unternehmen oder bestimmte Produkte begünstigt oder 
ausgeschlossen werden, es sei denn, dieser Verweis ist 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt. Solche 
Verweise sind ausnahmsweise zulässig, wenn der 
Auftragsgegenstand anderenfalls nicht hinreichend 

Merkmale in Verbindung mit dem Auftragsgegenstand 
stehen und zu dessen Wert und Beschaffungszielen 
verhältnismäßig sind.
(4) In der Leistungsbeschreibung kann ferner festgelegt 
werden, ob Rechte des geistigen Eigentums übertragen 
oder dem Auftraggeber daran Nutzungsrechte 
eingeräumt werden müssen.
(5) Werden verpflichtende Zugänglichkeitserfordernisse 
im Sinne des § 121 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen mit einem Rechtsakt der 
Europäischen Union erlassen, so muss die 
Leistungsbeschreibung, soweit die Kriterien der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen oder 
der Konzeption für alle Nutzer betroffen sind, darauf 
Bezug nehmen.
(6) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine 
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein 
besonderes Verfahren oder auf gewerbliche 
Schutzrechte, Typen oder einen bestimmten Ursprung 
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte 
Unternehmen oder bestimmte Produkte begünstigt oder 
ausgeschlossen werden, es sei denn, dieser Verweis ist 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt. Solche 
Verweise sind ausnahmsweise zulässig, wenn der 
Auftragsgegenstand anderenfalls nicht hinreichend 
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genau und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; die Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.

genau und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; die Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.

Nr. 10 § 33 Nebenangebote
(1) Der Auftraggeber kann Nebenangebote zulassen oder 
vorschreiben. Dabei legt er Mindestanforderungen, 
denen die Nebenangebote genügen müssen, fest.

(2) Die entsprechenden Angaben machen die 
Auftraggeber in der Bekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen. Fehlt eine entsprechende Angabe, 
sind keine Nebenangebote zugelassen. Es ist auch 
anzugeben, ob ein Nebenangebot unabhängig oder nur in 
Verbindung mit einem Hauptangebot eingereicht werden 
darf. Fehlt eine solche Angabe, sind Nebenangebote 
auch ohne ein Hauptangebot zugelassen.

(3) Die Zuschlagskriterien sind gemäß § 127 Absatz 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen so 
festzulegen, dass sie sowohl auf Hauptangebote als auch 

§ 33 Nebenangebote
(1) Der Auftraggeber kann Nebenangebote zulassen, 
oder vorschreiben, oder ausschließen. Dabei Werden 
Nebenangebote zugelassen oder vorgeschrieben, legt er 
Mindestanforderungen, denen die Nebenangebote 
genügen müssen, fest.
(2) Die entsprechenden Angaben machen die 
Auftraggeber in der Bekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen. Fehlt eine entsprechende Angabe, 
sind keine Nebenangebote zugelassen. Der öffentliche 
Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung oder 
in der Aufforderung zur Interessensbestätigung an, ob er 
Nebenangebote zulässt, vorschreibt oder ausschließt. 
Eine Begründung ist nicht erforderlich. Es ist auch 
anzugeben, ob ein Nebenangebot unabhängig oder nur 
in Verbindung mit einem Hauptangebot eingereicht 
werden darf. Fehlt eine solche Angabe, sind 
Nebenangebote auch ohne ein Hauptangebot 
zugelassen.
(3) Die Zuschlagskriterien sind gemäß § 127 Absatz 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen so 
festzulegen, dass sie sowohl auf Hauptangebote als auch 
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auf Nebenangebote anwendbar sind. Nebenangebote 
können auch zugelassen oder vorgeschrieben werden, 
wenn der Preis oder die Kosten das alleinige 
Zuschlagskriterium sind.
(4) Der Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote, 
die die Mindestanforderungen erfüllen. Bei den 
Verfahren zur Vergabe von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen dürfen Auftraggeber, die 
Nebenangebote zugelassen oder vorgeschrieben haben, 
ein Nebenangebot nicht allein deshalb zurückweisen, 
weil es, wenn darauf der Zuschlag erteilt werden sollte, 
entweder zu einem Dienstleistungsauftrag anstatt zu 
einem Lieferauftrag oder zu einem Lieferauftrag anstatt 
zu einem Dienstleistungsauftrag führen würde.

auf Nebenangebote anwendbar sind. Nebenangebote 
können auch zugelassen oder vorgeschrieben werden, 
wenn der Preis oder die Kosten das alleinige 
Zuschlagskriterium sind.
(4) Der Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote, 
die die Mindestanforderungen erfüllen. Bei den 
Verfahren zur Vergabe von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen dürfen Auftraggeber, die 
Nebenangebote zugelassen oder vorgeschrieben haben, 
ein Nebenangebot nicht allein deshalb zurückweisen, 
weil es, wenn darauf der Zuschlag erteilt werden sollte, 
entweder zu einem Dienstleistungsauftrag anstatt zu 
einem Lieferauftrag oder zu einem Lieferauftrag anstatt 
zu einem Dienstleistungsauftrag führen würde.

Nr. 11 § 34 Unteraufträge
(1) Der Auftraggeber kann Unternehmen in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
auffordern, bei Angebotsabgabe die Teile des Auftrags, 
die sie im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu 
vergeben beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die 
vorgesehenen Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der Auftraggeber von den 
Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, 
verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und 
nachzuweisen, dass ihnen die erforderlichen Mittel 

§ 34 Unteraufträge
(1) Der Auftraggeber kann Unternehmen in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
auffordern, bei Angebotsabgabe die Teile des Auftrags, 
die sie im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu 
vergeben beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die 
vorgesehenen Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der Auftraggeber von den 
Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, 
verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und 
nachzuweisen, dass ihnen die erforderlichen Mittel 
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dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen.
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber 
dem Auftraggeber bleibt von Absatz 1 unberührt.
(3) Bei der Vergabe von Bau- oder 
Dienstleistungsaufträgen, die in einer Einrichtung des 
Auftraggebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind, schreibt der Auftraggeber in den 
Vertragsbedingungen vor, dass der Auftragnehmer 
spätestens bei Beginn der Auftragsausführung die 
Namen, die Kontaktdaten und die gesetzlichen Vertreter 
seiner Unterauftragnehmer mitteilt und dass jede im 
Rahmen der Auftragsausführung eintretende Änderung 
auf der Ebene der Unterauftragnehmer mitzuteilen ist. 
Der Auftraggeber kann die Mitteilungspflichten nach 
Satz 1 auch als Vertragsbedingungen bei der Vergabe 
anderer Dienstleistungsaufträge oder bei der Vergabe 
von Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren können die 
Mitteilungspflichten auch auf Lieferanten, die an 
Dienstleistungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf 
weitere Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer 
ausgeweitet werden.
(4) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 
1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 100 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen 

dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen.
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber 
dem Auftraggeber bleibt von Absatz 1 unberührt.
(3) Bei der Vergabe von Bau- oder 
Dienstleistungsaufträgen, die in einer Einrichtung des 
Auftraggebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind, schreibt der Auftraggeber in den 
Vertragsbedingungen vor, dass der Auftragnehmer 
spätestens bei Beginn der Auftragsausführung die 
Namen, die Kontaktdaten und die gesetzlichen Vertreter 
seiner Unterauftragnehmer mitteilt und dass jede im 
Rahmen der Auftragsausführung eintretende Änderung 
auf der Ebene der Unterauftragnehmer mitzuteilen ist. 
Der Auftraggeber kann die Mitteilungspflichten nach 
Satz 1 auch als Vertragsbedingungen bei der Vergabe 
anderer Dienstleistungsaufträge oder bei der Vergabe 
von Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren können die 
Mitteilungspflichten auch auf Lieferanten, die an 
Dienstleistungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf 
weitere Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer 
ausgeweitet werden.
(4) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 
1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
(5) Der öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 100 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
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Wettbewerbsbeschränkungen überprüft vor der 
Erteilung des Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss 
des Unterauftragnehmers vorliegen. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe verlangt der öffentliche 
Auftraggeber die Ersetzung des Unterauftragnehmers. 
Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann der 
öffentliche Auftraggeber verlangen, dass dieser ersetzt 
wird. Der öffentliche Auftraggeber kann dem Bewerber 
oder Bieter dafür eine Frist setzen.

Wettbewerbsbeschränkungen überprüft vor der 
Erteilung des Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss 
des Unterauftragnehmers vorliegen. Dies umfasst die 
Ausschlussgründe nach den §§ 123 und 124 GWB sowie 
die Eignung des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe oder fehlender Eignung 
des Unterauftragnehmers verlangt der öffentliche 
Auftraggeber die Ersetzung des Unterauftragnehmers. 
Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann der 
öffentliche Auftraggeber verlangen, dass dieser ersetzt 
wird. Der öffentliche Auftraggeber kann dem Bewerber 
oder Bieter dafür eine Frist setzen.

Nr. 12 § 41 Bereitstellung der Vergabeunterlagen

(1) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können.
(2) Im Falle einer Bekanntmachung über das Bestehen 

§ 41 Bereitstellung der Vergabeunterlagen 
Vergabeunterlagen und deren elektronische 
Bereitstellung“
(1) Für Vergabeunterlagen gilt § 29 Absatz 1 der 
Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
entsprechend.
(12) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen nach Absatz 1 
unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und direkt 
abgerufen werden können.
(2) Im Falle einer Bekanntmachung über das Bestehen 
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eines Qualifizierungssystems nach § 37 ist dieser Zugang 
unverzüglich, spätestens zum Zeitpunkt der Absendung 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zu 
Verhandlungen anzubieten. Der Text der 
Bekanntmachung oder dieser Aufforderung muss die 
Internetadresse, über die diese Vergabeunterlagen 
abrufbar sind, enthalten.
(3) Der Auftraggeber kann die Vergabeunterlagen auf 
einem anderen geeigneten Weg zur Verfügung stellen 
oder übermitteln, wenn die erforderlichen elektronischen 
Mittel zum Abruf der Unterlagen 
1.
aufgrund der besonderen Art der Auftragsvergabe nicht 
mit allgemein verfügbaren oder verbreiteten Geräten 
und Programmen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie kompatibel sind,
2.
Dateiformate zur Beschreibung der Angebote 
verwenden, die nicht mit allgemein verfügbaren oder 
verbreiteten Programmen verarbeitet werden können 
oder die durch andere als kostenlose und allgemein 
verfügbare Lizenzen geschützt sind, oder
3.
die Verwendung von Bürogeräten voraussetzen, die 
Auftraggebern nicht allgemein zur Verfügung stehen.

eines Qualifizierungssystems nach § 37 ist dieser 
Zugang unverzüglich, spätestens zum Zeitpunkt der 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder 
zu Verhandlungen anzubieten. Der Text der 
Bekanntmachung oder dieser Aufforderung muss die 
Internetadresse, über die diese Vergabeunterlagen 
abrufbar sind, enthalten.
(3) Der Auftraggeber kann die Vergabeunterlagen auf 
einem anderen geeigneten Weg zur Verfügung stellen 
oder übermitteln, wenn die erforderlichen 
elektronischen Mittel zum Abruf der Unterlagen 
1.
aufgrund der besonderen Art der Auftragsvergabe nicht 
mit allgemein verfügbaren oder verbreiteten Geräten 
und Programmen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie kompatibel sind,
2.
Dateiformate zur Beschreibung der Angebote 
verwenden, die nicht mit allgemein verfügbaren oder 
verbreiteten Programmen verarbeitet werden können 
oder die durch andere als kostenlose und allgemein 
verfügbare Lizenzen geschützt sind, oder
3.
die Verwendung von Bürogeräten voraussetzen, die 
Auftraggebern nicht allgemein zur Verfügung stehen.
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Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage 
verlängert, sofern nicht ein Fall hinreichend begründeter 
Dringlichkeit gemäß § 14 Absatz 3 vorliegt oder die Frist 
gemäß § 15 Absatz 3 im gegenseitigen Einvernehmen 
festgelegt wurde.
(4) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung oder, sofern eine 
Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Qualifizierungssystems erfolgt, in den 
Vergabeunterlagen an, welche Maßnahmen er zum 
Schutz der Vertraulichkeit von Informationen anwendet 
und wie auf die Vergabeunterlagen zugegriffen werden 
kann. Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf 
Tage verlängert, es sei denn, die Maßnahme zum Schutz 
der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in der Abgabe 
einer Verschwiegenheitserklärung, es liegt ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit gemäß § 14 
Absatz 3 vor oder die Frist wurde gemäß § 15 Absatz 3 im 
gegenseitigen Einvernehmen festgelegt.

Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage 
verlängert, sofern nicht ein Fall hinreichend begründeter 
Dringlichkeit gemäß § 14 Absatz 3 vorliegt oder die Frist 
gemäß § 15 Absatz 3 im gegenseitigen Einvernehmen 
festgelegt wurde.
(4) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung oder, sofern eine 
Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Qualifizierungssystems erfolgt, in den 
Vergabeunterlagen an, welche Maßnahmen er zum 
Schutz der Vertraulichkeit von Informationen anwendet 
und wie auf die Vergabeunterlagen zugegriffen werden 
kann. Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf 
Tage verlängert, es sei denn, die Maßnahme zum Schutz 
der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in der Abgabe 
einer Verschwiegenheitserklärung, es liegt ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit gemäß § 14 
Absatz 3 vor oder die Frist wurde gemäß § 15 Absatz 3 
im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt.

Nr. 13 § 46 Objektive und nichtdiskriminierende Kriterien
(1) Der Auftraggeber wählt die Unternehmen anhand 
objektiver Kriterien aus, die allen interessierten 
Unternehmen zugänglich sein müssen.
(2) Die objektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien 

§ 46 Objektive und nichtdiskriminierende Kriterien
(1) Der Auftraggeber wählt die Unternehmen anhand 
angemessener und objektiver Kriterien aus, die allen 
interessierten Unternehmen zugänglich sein müssen.
(2) Die angemessenen, objektiven und 
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für die Auswahl der Unternehmen, die eine Qualifizierung 
im Rahmen eines Qualifizierungssystems beantragen, 
sowie für die Auswahl der Bewerber und Bieter im 
offenen Verfahren, nicht offenen Verfahren, 
Verhandlungsverfahren, wettbewerblichen Dialog oder in 
einer Innovationspartnerschaft können nach § 142 
Nummer 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen die Anwendung des § 123 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
beinhalten. Handelt es sich um einen Auftraggeber nach 
§ 100 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, beinhalten diese 
Kriterien nach § 142 Nummer 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen die Anwendung des § 123 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
(3) Verlangt der Aufraggeber für die wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit einen bestimmten 
Mindestjahresumsatz, darf dieser Wert das Zweifache 
des geschätzten Auftragswerts nur überschreiten, wenn 
aufgrund der Art des Auftragsgegenstands spezielle 
Risiken bestehen. Der Auftraggeber hat eine solche 
Anforderung in den Vergabeunterlagen oder im 
Vergabevermerk hinreichend zu begründen.

nichtdiskriminierenden Kriterien für die Auswahl der 
Unternehmen, die eine Qualifizierung im Rahmen eines 
Qualifizierungssystems beantragen, sowie für die 
Auswahl der Bewerber und Bieter im offenen Verfahren, 
nicht offenen Verfahren, Verhandlungsverfahren, 
wettbewerblichen Dialog oder in einer 
Innovationspartnerschaft können nach § 142 Nummer 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen die 
Anwendung des § 123 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen beinhalten. Handelt es 
sich um einen Auftraggeber nach § 100 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, beinhalten diese 
Kriterien nach § 142 Nummer 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen die Anwendung des § 123 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
(3) Verlangt der Auftraggeber für die wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit einen bestimmten 
Mindestjahresumsatz, darf dieser Wert das Zweifache 
des geschätzten Auftragswerts nur überschreiten, wenn 
aufgrund der Art des Auftragsgegenstands spezielle 
Risiken bestehen. Der Auftraggeber hat eine solche 
Anforderung in den Vergabeunterlagen oder im 
Vergabevermerk hinreichend zu begründen.
(4) Bei der Auswahl der Kriterien und 
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Eignungsnachweise sind die besonderen Umstände von 
jungen sowie von kleinen und mittleren Unternehmen zu 
berücksichtigen.

Nr. 14 § 51 Prüfung und Wertung der Angebote; 
Nachforderung von Unterlagen
(1) Die Angebote werden geprüft und gewertet, bevor der 
Zuschlag erteilt wird.

(2) Der Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter 
unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und 
der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, 
unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene 
Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, 
Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, 
nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren, 
oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene 
Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen. Der 
Auftraggeber ist berechtigt, in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
festzulegen, dass er keine Unterlagen nachfordern wird.

§ 51 Prüfung und Wertung der Angebote; 
Nachforderung von Unterlagen
(1) Die Angebote werden geprüft und gewertet, bevor 
der Zuschlag erteilt wird. Beim offenen Verfahren führt 
der Auftraggeber die Angebotsprüfung vor der 
Eignungsprüfung durch. Er kann von Satz 1 abweichen, 
soweit ein erhöhter Aufwand oder sonstige 
verfahrensbezogene Gründe entgegenstehen. Eine 
Begründung ist nicht erforderlich.
(2) Der Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter 
unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und 
der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, 
unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene 
Unterlagen oder Unterlagen zu übermitteln, zu ergänzen, 
zu erläutern oder zu vervollständigen, insbesondere 
Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder 
sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen 
oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige 
leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu 
vervollständigen. Der Auftraggeber ist berechtigt, in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
festzulegen, dass er keine Unterlagen nachfordern wird.
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(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 
Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist 
ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn 
es sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, 
deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern 
oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb 
beeinträchtigen.
(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach 
Aufforderung durch den Auftraggeber innerhalb einer 
von diesem festzulegenden angemessenen, nach dem 
Kalender bestimmten Frist vorzulegen.
(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der 
Nachforderung sind zu dokumentieren.

(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 
Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist 
ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn 
es sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, 
deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern 
oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb 
beeinträchtigen.
(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach 
Aufforderung durch den Auftraggeber innerhalb einer 
von diesem festzulegenden angemessenen, nach dem 
Kalender bestimmten Frist vorzulegen.
(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der 
Nachforderung sind zu dokumentieren.

Nr. 15 § 52 Zuschlag und Zuschlagskriterien
(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf das 
wirtschaftlichste Angebot erteilt.
(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots 
erfolgt auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können 
auch qualitative, umweltbezogene oder soziale 
Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere:

§ 52 Zuschlag und Zuschlagskriterien
(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf das 
wirtschaftlichste Angebot erteilt.
(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots 
erfolgt auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können 
auch qualitative, umweltbezogene oder soziale 
Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere: 
Vorbehaltlich der in § 120a des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen geregelten Vorgaben zur 
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1.
die Qualität, einschließlich des technischen Werts, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit der Leistung 
insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer 
Übereinstimmung mit Anforderungen des „Designs für 
Alle“, soziale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und 
Handelsbedingungen,
2.
die Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der 
Ausführung des Auftrags betrauten Personals, wenn die 
Qualität des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss 
auf das Niveau der Auftragsausführung haben kann,
oder
3.
die Verfügbarkeit von Kundendienst und technischer 
Hilfe sowie Lieferbedingungen wie Liefertermin, 
Lieferverfahren sowie Liefer- oder Ausführungsfristen.
Der Auftraggeber kann auch Festpreise oder Festkosten 
vorgeben, sodass das wirtschaftlichste Angebot 

Berücksichtigung sozialer und umweltbezogener 
Kriterien bei der Ausgestaltung des Vergabeverfahrens 
können neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale 
Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere:
1.
die Qualität, einschließlich des technischen Werts, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit der Leistung 
insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer 
Übereinstimmung mit Anforderungen des „Designs für 
Alle“, soziale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und 
Handelsbedingungen,
2.
die Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der 
Ausführung des Auftrags betrauten Personals, wenn die 
Qualität des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss 
auf das Niveau der Auftragsausführung haben kann, 
oder
3.
die Verfügbarkeit von Kundendienst und technischer 
Hilfe sowie Lieferbedingungen wie Liefertermin, 
Lieferverfahren sowie Liefer- oder Ausführungsfristen.
Der Auftraggeber kann auch Festpreise oder Festkosten 
vorgeben, sodass das wirtschaftlichste Angebot 
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ausschließlich nach qualitativen, umweltbezogenen oder 
sozialen Zuschlagskriterien nach Satz 1 bestimmt wird.
(3) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
an, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien gewichtet, um 
das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln. Diese 
Gewichtung kann auch mittels einer Spanne angegeben 
werden, deren Bandbreite angemessen sein muss. Ist die 
Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich, so 
gibt der Auftraggeber die Zuschlagskriterien in 
absteigender Rangfolge an.
(4) Für den Beleg, ob und inwieweit die angebotene 
Leistung den geforderten Zuschlagskriterien entspricht, 
gelten die §§ 31 und 32 entsprechend.
(5) Für den Beleg, dass die angebotene Leistung den 
geforderten Ausführungsbedingungen gemäß § 128 
Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entspricht, gelten die §§ 
31 und 32 entsprechend.

ausschließlich nach qualitativen, umweltbezogenen oder 
sozialen Zuschlagskriterien nach Satz 1 bestimmt wird.
(3) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
an, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien gewichtet, um 
das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln. Diese 
Gewichtung kann auch mittels einer Spanne angegeben 
werden, deren Bandbreite angemessen sein muss. Ist die 
Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich, so 
gibt der Auftraggeber die Zuschlagskriterien in 
absteigender Rangfolge an.
(4) Für den Beleg, ob und inwieweit die angebotene 
Leistung den geforderten Zuschlagskriterien entspricht, 
gelten die §§ 31 und 32 entsprechend.
(5) Für den Beleg, dass die angebotene Leistung den 
geforderten Ausführungsbedingungen gemäß § 128 
Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entspricht, gelten die §§ 
31 und 32 entsprechend.

Nr. 16 § 55 Angebote, die Erzeugnisse aus Drittländern 
umfassen
(1) Der Auftraggeber eines Lieferauftrags kann Angebote 
zurückweisen, bei denen der Warenanteil zu mehr als 50 
Prozent des Gesamtwertes aus Ländern stammt, die 
nicht Vertragsparteien des Abkommens über den 

§ 55 Angebote, die Erzeugnisse aus Drittländern 
umfassen
(1) Der Auftraggeber eines Lieferauftrags kann 
Angebote zurückweisen, bei denen der Warenanteil zu 
mehr als 50 Prozent des Gesamtwertes aus Ländern 
stammt, die nicht Vertragsparteien des Abkommens 
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Europäischen Wirtschaftsraum sind und mit denen auch 
keine sonstigen Vereinbarungen über gegenseitigen 
Marktzugang bestehen. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie gibt im Bundesanzeiger bekannt, 
mit welchen Ländern und auf welchen Gebieten solche 
Vereinbarungen bestehen.

(2) Sind zwei oder mehrere Angebote nach den 
Zuschlagskriterien gleichwertig, so ist dasjenige 
Angebot zu bevorzugen, das nicht nach Absatz 1 
zurückgewiesen werden kann. Die Preise sind als 
gleichwertig anzusehen, wenn sie nicht um mehr als 3 
Prozent voneinander abweichen. Satz 1 ist nicht 
anzuwenden, wenn die Bevorzugung zum Erwerb von 
Ausrüstungen führen würde, die andere technische 
Merkmale als die vom Auftraggeber bereits genutzten 
Ausrüstungen aufweisen und dadurch bei Betrieb und 
Wartung zu Inkompatibilität oder technischen 
Schwierigkeiten oder zu unverhältnismäßigen Kosten 
führen würde.
(3) Software, die in der Ausstattung für 
Telekommunikationsnetze verwendet wird, gilt als Ware 
im Sinne des Absatzes 1.

über den Europäischen Wirtschaftsraum sind und mit 
denen auch keine sonstigen Vereinbarungen über 
gegenseitigen Marktzugang bestehen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz gibt im Bundesanzeiger bekannt, mit 
welchen Ländern und auf welchen Gebieten solche 
Vereinbarungen bestehen.
(2) Sind zwei oder mehrere Angebote nach den 
Zuschlagskriterien gleichwertig, so ist dasjenige 
Angebot zu bevorzugen, das nicht nach Absatz 1 
zurückgewiesen werden kann. Die Preise sind als 
gleichwertig anzusehen, wenn sie nicht um mehr als 3 
Prozent voneinander abweichen. Satz 1 ist nicht 
anzuwenden, wenn die Bevorzugung zum Erwerb von 
Ausrüstungen führen würde, die andere technische 
Merkmale als die vom Auftraggeber bereits genutzten 
Ausrüstungen aufweisen und dadurch bei Betrieb und 
Wartung zu Inkompatibilität oder technischen 
Schwierigkeiten oder zu unverhältnismäßigen Kosten 
führen würde.
(3) Software, die in der Ausstattung für 
Telekommunikationsnetze verwendet wird, gilt als Ware 
im Sinne des Absatzes 1.

Artikel 6 – Änderung der Verordnung über die Vergabe von Konzessionen

Nr. 1 § 6 Dokumentation und Vergabevermerk § 6 Dokumentation und Vergabevermerk
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(1) Der Konzessionsgeber dokumentiert das 
Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies 
für die Begründung von Entscheidungen auf jeder Stufe 
des Vergabeverfahrens erforderlich ist. Dazu gehört zum 
Beispiel die Dokumentation der Kommunikation mit 
Unternehmen und internen Beratungen, der 
Vorbereitung der Konzessionsbekanntmachung und der 
Vergabeunterlagen, der Öffnung der Teilnahmeanträge 
und Angebote, der Verhandlungen mit den Bewerbern 
und Bietern sowie der Gründe für 
Auswahlentscheidungen und den Zuschlag.

(2) Der Konzessionsgeber fertigt über jedes 
Vergabeverfahren einen Vermerk in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. Dieser 
Vergabevermerk umfasst mindestens Folgendes: 
1.

(1) Der Konzessionsgeber dokumentiert das 
Vergabeverfahren von Beginn an fortlaufend in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies 
für die Begründung von Entscheidungen auf jeder Stufe 
des Vergabeverfahrens erforderlich ist. Dazu gehört zum 
Beispiel die Dokumentation der Kommunikation mit 
Unternehmen und internen Beratungen, der 
Vorbereitung der Konzessionsbekanntmachung und der 
Vergabeunterlagen, der Öffnung der Teilnahmeanträge 
und Angebote, der Verhandlungen mit den Bewerbern 
und Bietern sowie der Gründe für 
Auswahlentscheidungen und den Zuschlag. Der 
Konzessionsgeber dokumentiert das Vergabeverfahren 
fortlaufend in Textform, sodass die einzelnen Stufen des 
Verfahrens, die einzelnen Maßnahmen sowie die 
Begründungen der einzelnen Entscheidungen 
festgehalten werden. Er erstellt einen 
zusammenfassenden Vergabevermerk in Textform.
(2) Der Konzessionsgeber fertigt über jedes 
Vergabeverfahren einen Vermerk in Textform nach § 
126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. Dieser 
Vergabevermerk umfasst mindestens Folgendes: 
1.
den Namen und die Anschrift des Konzessionsgebers 
sowie Gegenstand und Vertragswert der Konzession,
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den Namen und die Anschrift des Konzessionsgebers 
sowie Gegenstand und Vertragswert der Konzession,
2.
die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter 
und die Gründe für ihre Auswahl,
3.
die nicht berücksichtigten Teilnahmeanträge und 
Angebote sowie die Namen der nicht berücksichtigten 
Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung,
4.
den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für 
die Auswahl seines Angebots sowie, falls bekannt, den 
Anteil an der Konzession, den der erfolgreiche Bieter an 
Dritte weiterzugeben beabsichtigt, und die Namen der 
Unterauftragnehmer,
5.
die Gründe, aus denen der Konzessionsgeber auf die 
Vergabe einer Konzession verzichtet hat,
6.
die Gründe, aus denen andere als elektronische Mittel für 
die Einreichung der Angebote verwendet wurden, und
7.
Angaben zu aufgedeckten Interessenkonflikten und 
getroffenen Abhilfemaßnahmen.

2.
die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter 
und die Gründe für ihre Auswahl,
3.
die nicht berücksichtigten Teilnahmeanträge und 
Angebote sowie die Namen der nicht berücksichtigten 
Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung,
4.
den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für 
die Auswahl seines Angebots sowie, falls bekannt, den 
Anteil an der Konzession, den der erfolgreiche Bieter an 
Dritte weiterzugeben beabsichtigt, und die Namen der 
Unterauftragnehmer,
5.
die Gründe, aus denen der Konzessionsgeber auf die 
Vergabe einer Konzession verzichtet hat,
6.
die Gründe, aus denen andere als elektronische Mittel für 
die Einreichung der Angebote verwendet wurden, und
7.
Angaben zu aufgedeckten Interessenkonflikten und 
getroffenen Abhilfemaßnahmen.
(32) Die Dokumentation, der Vergabevermerk, die 
Teilnahmeanträge und die Angebote einschließlich ihrer 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 206 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

(3) Die Dokumentation, der Vergabevermerk, die 
Teilnahmeanträge und die Angebote einschließlich ihrer 
Anlagen sind bis zum Ende der Vertragslaufzeit 
vertraulich zu behandeln und aufzubewahren, 
mindestens jedoch für drei Jahre ab dem Tag des 
Zuschlags.
(4) § 4 bleibt unberührt.

Anlagen sind bis zum Ende der Vertragslaufzeit 
vertraulich zu behandeln und aufzubewahren, 
mindestens jedoch für drei Jahre ab dem Tag des 
Zuschlags.
(43) § 4 bleibt unberührt.

Nr. 2 § 15 Leistungsbeschreibung
(1) In der Leistungsbeschreibung werden die für die 
vertragsgegenständlichen Bau- oder Dienstleistungen 
geforderten Merkmale durch technische und 
funktionelle Anforderungen festgelegt. Der 
Konzessionsgeber fasst die Leistungsbeschreibung 
gemäß § 152 Absatz 1 in Verbindung mit § 121 Absatz 1 
und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in einer Weise, dass allen 
Unternehmen der gleiche Zugang zum Vergabeverfahren 
gewährt wird und die Öffnung des nationalen 
Beschaffungsmarkts für den Wettbewerb nicht in 
ungerechtfertigter Weise behindert wird.
(2) Die Merkmale können Aspekte der Qualität und 
Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte 
betreffen. Sie können sich auch auf den Prozess oder die 
Methode zur Herstellung oder Erbringung der Bau- oder 
Dienstleistungen oder auf ein anderes Stadium im 

§ 15 Leistungsbeschreibung
(1) In der Leistungsbeschreibung werden die für die 
vertragsgegenständlichen Bau- oder Dienstleistungen 
geforderten Merkmale durch technische und 
funktionelle Anforderungen festgelegt. Der 
Konzessionsgeber fasst die Leistungsbeschreibung 
gemäß § 152 Absatz 1 in Verbindung mit § 121 Absatz 1 
und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in einer Weise, dass allen 
Unternehmen der gleiche Zugang zum 
Vergabeverfahren gewährt wird und die Öffnung des 
nationalen Beschaffungsmarkts für den Wettbewerb 
nicht in ungerechtfertigter Weise behindert wird.
(2) Die Merkmale können Aspekte der Qualität und 
Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte 
betreffen. Vorbehaltlich der in § 120a des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen geregelten 
Vorgaben zur Berücksichtigung sozialer und 
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Lebenszyklus des Gegenstands der Konzession 
einschließlich der Produktions- und Lieferkette beziehen, 
auch wenn derartige Faktoren keine materiellen 
Bestandteile des Gegenstands der Konzession sind, 
sofern diese Merkmale in Verbindung mit dem 
Gegenstand der Konzession stehen und zu dessen Wert 
und Beschaffungszielen verhältnismäßig sind.

(3) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine 
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein 
besonderes Verfahren, das die Erzeugnisse oder 
Dienstleistungen eines bestimmten Unternehmens 
kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen 
oder eine bestimmte Erzeugung verwiesen werden, 
wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden, es 
sei denn, dieser Verweis ist durch den 
Konzessionsgegenstand gerechtfertigt. Solche Verweise 
sind ausnahmsweise zulässig, wenn der 

umweltbezogener Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale Aspekte der 
Qualität und Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich 
auch auf den Prozess oder die Methode zur Herstellung 
oder Erbringung der Bau- oder Dienstleistungen oder auf 
ein anderes Stadium im Lebenszyklus des Gegenstands 
der Konzession einschließlich der Produktions- und 
Lieferkette beziehen, auch wenn derartige Faktoren 
keine materiellen Bestandteile des Gegenstands der 
Konzession sind, sofern diese Merkmale in Verbindung 
mit dem Gegenstand der Konzession stehen und zu 
dessen Wert und Beschaffungszielen verhältnismäßig 
sind.
(3) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine 
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein 
besonderes Verfahren, das die Erzeugnisse oder 
Dienstleistungen eines bestimmten Unternehmens 
kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen 
oder eine bestimmte Erzeugung verwiesen werden, 
wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden, es 
sei denn, dieser Verweis ist durch den 
Konzessionsgegenstand gerechtfertigt. Solche Verweise 
sind ausnahmsweise zulässig, wenn der 
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Konzessionsgegenstand andernfalls nicht hinreichend 
genau und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.
(4) Ein Angebot darf nicht mit der Begründung abgelehnt 
werden, dass die angebotenen Bau- oder 
Dienstleistungen nicht den in der Leistungsbeschreibung 
genannten technischen und funktionellen 
Anforderungen entsprechen, wenn der Bieter in seinem 
Angebot mit geeigneten Mitteln nachgewiesen hat, dass 
die von ihm vorgeschlagenen Lösungen diese 
Anforderungen in gleichwertiger Weise erfüllen.

Konzessionsgegenstand andernfalls nicht hinreichend 
genau und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.
(4) Ein Angebot darf nicht mit der Begründung abgelehnt 
werden, dass die angebotenen Bau- oder 
Dienstleistungen nicht den in der 
Leistungsbeschreibung genannten technischen und 
funktionellen Anforderungen entsprechen, wenn der 
Bieter in seinem Angebot mit geeigneten Mitteln 
nachgewiesen hat, dass die von ihm vorgeschlagenen 
Lösungen diese Anforderungen in gleichwertiger Weise 
erfüllen.

Nr. 3 § 17 Bereitstellung der Vergabeunterlagen
(1) Der Konzessionsgeber gibt in der 
Konzessionsbekanntmachung oder – sofern die 
Konzessionsbekanntmachung keine Aufforderung zur 
Angebotsabgabe enthält – in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe eine elektronische Adresse an, unter 
der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können.
(2) Der Konzessionsgeber kann die Vergabeunterlagen 
auf einem anderen geeigneten Weg übermitteln, wenn 
aufgrund hinreichend begründeter Umstände aus 

§ 17 Bereitstellung der Vergabeunterlagen
(1) Der Konzessionsgeber gibt in der 
Konzessionsbekanntmachung oder – sofern die 
Konzessionsbekanntmachung keine Aufforderung zur 
Angebotsabgabe enthält – in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe eine elektronische Adresse an, unter 
der die Vergabeunterlagen nach § 16 unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können.
(2) Der Konzessionsgeber kann die Vergabeunterlagen 
auf einem anderen geeigneten Weg übermitteln, wenn 
aufgrund hinreichend begründeter Umstände aus 
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außergewöhnlichen Sicherheitsgründen oder 
technischen Gründen oder aufgrund der besonderen 
Sensibilität von Handelsinformationen, die eines sehr 
hohen Datenschutzniveaus bedürfen, ein unentgeltlicher, 
uneingeschränkter und vollständiger elektronischer 
Zugang nicht angeboten werden kann. In diesem Fall gibt 
der Konzessionsgeber in der 
Konzessionsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe an, dass die Vergabeunterlagen auf 
einem anderen geeigneten Weg übermittelt werden 
können und die Frist für den Eingang der Angebote 
verlängert wird.

außergewöhnlichen Sicherheitsgründen oder 
technischen Gründen oder aufgrund der besonderen 
Sensibilität von Handelsinformationen, die eines sehr 
hohen Datenschutzniveaus bedürfen, ein unentgeltlicher, 
uneingeschränkter und vollständiger elektronischer 
Zugang nicht angeboten werden kann. In diesem Fall gibt 
der Konzessionsgeber in der 
Konzessionsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe an, dass die Vergabeunterlagen auf 
einem anderen geeigneten Weg übermittelt werden 
können und die Frist für den Eingang der Angebote 
verlängert wird.

Nr. 4 § 23 Form und Modalitäten der Veröffentlichung von 
Bekanntmachungen
(1) Der Konzessionsgeber muss den Tag der Absendung 
der Bekanntmachungen an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union nachweisen 
können.
(2) Als Nachweis der Veröffentlichung dient die 
Bestätigung des Eingangs der Bekanntmachung und der 
Veröffentlichung der übermittelten Information, die der 
Konzessionsgeber vom Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union erhält.
(3) Bekanntmachungen dürfen frühestens 48 Stunden 
nach der Bestätigung des Amtes für Veröffentlichungen 

§ 23 Form und Modalitäten der Veröffentlichung von 
Bekanntmachungen
(1) Der Konzessionsgeber muss den Tag der Absendung 
der Bekanntmachungen an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union nachweisen 
können.
(2) Als Nachweis der Veröffentlichung dient die 
Bestätigung des Eingangs der Bekanntmachung und der 
Veröffentlichung der übermittelten Information, die der 
Konzessionsgeber vom Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union erhält.
(3) Bekanntmachungen dürfen frühestens 48 Stunden 
nach der Bestätigung des Amtes für Veröffentlichungen 
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der Europäischen Union über die Veröffentlichung der 
übermittelten Informationen auf nationaler Ebene 
veröffentlicht werden. Die Veröffentlichung darf nur die 
Angaben enthalten, die in der an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union 
übermittelten Bekanntmachung enthalten sind. In der 
nationalen Bekanntmachung ist das Datum der 
Übermittlung an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union anzugeben.

der Europäischen Union über die Veröffentlichung der 
übermittelten Informationen auf nationaler Ebene 
veröffentlicht werden. Die Veröffentlichung darf nur die 
Angaben enthalten, die in der an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union 
übermittelten Bekanntmachung enthalten sind. In der 
nationalen Bekanntmachung ist das Datum der 
Übermittlung an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union anzugeben.
(4) § 40 Absatz 1 Satz 3 der Vergabeverordnung gilt 
entsprechend.

Nr. 5 § 25 Anforderungen an die Auswahl geeigneter 
Unternehmen; Eignungsleihe
(1) Der Konzessionsgeber legt die Eignungskriterien 
gemäß § 152 Absatz 2 in Verbindung mit § 122 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen fest und 
gibt die Eignungskriterien in der 
Konzessionsbekanntmachung an. Ist eine 
Konzessionsbekanntmachung gemäß § 20 nicht 
erforderlich, sind die Eignungskriterien in die 
Vergabeunterlagen aufzunehmen.
(2) Die Eignungskriterien müssen nichtdiskriminierend 
sein und dem Zweck dienen, 
1.
sicherzustellen, dass der Konzessionsnehmer zur 

§ 25 Anforderungen an die Auswahl geeigneter 
Unternehmen; Eignungsleihe
(1) Der Konzessionsgeber legt die Eignungskriterien 
gemäß § 152 Absatz 2 in Verbindung mit § 122 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen fest und 
gibt die Eignungskriterien in der 
Konzessionsbekanntmachung an. Ist eine 
Konzessionsbekanntmachung gemäß § 20 nicht 
erforderlich, sind die Eignungskriterien in die 
Vergabeunterlagen aufzunehmen.
(2) Die Eignungskriterien müssen nichtdiskriminierend 
sein und dem Zweck dienen, 
1.
sicherzustellen, dass der Konzessionsnehmer zur 
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Durchführung der Konzession in Anbetracht des 
Konzessionsgegenstands fähig ist, sowie
2.
den Wettbewerb zu gewährleisten.

(3) Zur Erfüllung der Eignungskriterien darf ein 
Unternehmen Kapazitäten anderer Unternehmen 
einbeziehen, unabhängig davon, welche rechtlichen 
Beziehungen zwischen ihm und diesen Unternehmen 
bestehen. Hinsichtlich der finanziellen Leistungsfähigkeit 
kann der Konzessionsgeber verlangen, dass die 
Unternehmen gemeinschaftlich für die 
Vertragsdurchführung haften.

Durchführung der Konzession in Anbetracht des 
Konzessionsgegenstands fähig ist, sowie
2.
den Wettbewerb zu gewährleisten. Bei der Auswahl der 
Eignungskriterien und Eignungsnachweise sind die 
besonderen Umstände von jungen sowie von kleinen und 
mittleren Unternehmen zu berücksichtigen.
(3) Zur Erfüllung der Eignungskriterien darf ein 
Unternehmen Kapazitäten anderer Unternehmen 
einbeziehen, unabhängig davon, welche rechtlichen 
Beziehungen zwischen ihm und diesen Unternehmen 
bestehen. Hinsichtlich der finanziellen Leistungsfähigkeit 
kann der Konzessionsgeber verlangen, dass die 
Unternehmen gemeinschaftlich für die 
Vertragsdurchführung haften.

Nr. 6 § 26 Beleg für die Eignung und das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen
(1) Der Konzessionsgeber prüft die Eignung und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen aufgrund der 
Vorlage von Eigenerklärungen oder von Nachweisen.

(2) In der Konzessionsbekanntmachung ist anzugeben, 

§ 26 Beleg für die Eignung und das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen
(1) Der Konzessionsgeber prüft die Eignung und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen aufgrund der 
Vorlage von Eigenerklärungen oder von Nachweisen. Der 
Konzessionsgeber prüft die Eignung und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen grundsätzlich 
aufgrund der Vorlage von Eigenerklärungen, ansonsten 
von Nachweisen.
(2) In der Konzessionsbekanntmachung ist anzugeben, 
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mit welchen Unterlagen Unternehmen die Eignung und 
das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen zu belegen 
haben. Ist eine Konzessionsbekanntmachung gemäß § 
20 nicht erforderlich, sind diese Angaben in die 
Vergabeunterlagen aufzunehmen.
(3) Bei Einbeziehung von Kapazitäten anderer 
Unternehmen gemäß § 25 Absatz 3 können 
Konzessionsgeber den Nachweis verlangen, dass die zur 
Erfüllung der Eignungskriterien erforderlichen Mittel 
während der gesamten Konzessionslaufzeit zur 
Verfügung stehen werden.

mit welchen Unterlagen Unternehmen die Eignung und 
das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen zu belegen 
haben. Ist eine Konzessionsbekanntmachung gemäß § 
20 nicht erforderlich, sind diese Angaben in die 
Vergabeunterlagen aufzunehmen.
(3) Bei Einbeziehung von Kapazitäten anderer 
Unternehmen gemäß § 25 Absatz 3 können 
Konzessionsgeber den Nachweis verlangen, dass die zur 
Erfüllung der Eignungskriterien erforderlichen Mittel 
während der gesamten Konzessionslaufzeit zur 
Verfügung stehen werden.
(4) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem 
berechtigten Grund die geforderten Unterlagen nicht 
beibringen, so kann er seine wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, 
vom öffentlichen Auftraggeber als geeignet 
angesehener Unterlagen belegen. Ein berechtigter 
Grund kann insbesondere vorliegen, wenn es sich bei 
dem Bewerber oder Bieter um ein junges Unternehmen 
handelt.

Nr. 7 § 33 Vergabe von Unteraufträgen
(1) Der Konzessionsgeber kann Unternehmen in der 
Konzessionsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die 
Teile der Konzession, die sie im Wege der 

§ 33 Vergabe von Unteraufträgen
(1) Der Konzessionsgeber kann Unternehmen in der 
Konzessionsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die 
Teile der Konzession, die sie im Wege der 
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Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben 
beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen 
Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der Konzessionsgeber von den 
Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, 
verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und 
nachzuweisen, dass ihnen die erforderlichen Mittel 
dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen. Wenn 
ein Bewerber oder Bieter die Vergabe eines Teils der 
Konzession an einen Dritten im Wege der 
Unterauftragsvergabe beabsichtigt und sich zugleich im 
Hinblick auf seine Leistungsfähigkeit auf die Kapazitäten 
dieses Dritten beruft, ist auch § 25 Absatz 3 
anzuwenden.
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber 
dem Konzessionsgeber bleibt von Absatz 1 unberührt.
(3) Der Konzessionsnehmer einer Baukonzession, der im 
Rahmen dieser Baukonzession Aufträge an Dritte 
vergibt, deren Gegenstand die Erbringung von 
Bauleistungen im Sinne des § 103 Absatz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist, hat in der Regel 
Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen, die Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen, und Teil C der 
Vergabe und Vertragsordnung für Bauleistungen, die 

Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben 
beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen 
Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der Konzessionsgeber von den 
Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, 
verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und 
nachzuweisen, dass ihnen die erforderlichen Mittel 
dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen. Wenn 
ein Bewerber oder Bieter die Vergabe eines Teils der 
Konzession an einen Dritten im Wege der 
Unterauftragsvergabe beabsichtigt und sich zugleich im 
Hinblick auf seine Leistungsfähigkeit auf die Kapazitäten 
dieses Dritten beruft, ist auch § 25 Absatz 3 
anzuwenden.
(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber 
dem Konzessionsgeber bleibt von Absatz 1 unberührt.
(3) Der Konzessionsnehmer einer Baukonzession, der im 
Rahmen dieser Baukonzession Aufträge an Dritte 
vergibt, deren Gegenstand die Erbringung von 
Bauleistungen im Sinne des § 103 Absatz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist, hat in der Regel 
Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen, die Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen, und Teil C der 
Vergabe und Vertragsordnung für Bauleistungen, die 
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Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen, zum Vertragsgegenstand zu machen.
(4) Im Falle von Baukonzessionen und in Bezug auf 
Dienstleistungen, die in der Einrichtung des 
Konzessionsgebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind, schreibt der Konzessionsgeber dem 
Konzessionsnehmer in den Vertragsbedingungen vor, 
dass dieser spätestens bei Beginn der Durchführung der 
Konzession die Namen, die Kontaktdaten und die 
gesetzlichen Vertreter der Unterauftragnehmer mitteilt 
und dass jede im Rahmen der Durchführung der 
Konzession eintretende Änderung auf der Ebene der 
Unterauftragnehmer mitzuteilen ist. Der 
Konzessionsgeber kann die Mitteilungspflichten auch als 
Vertragsbedingungen für die Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionen vorsehen, bei denen die 
Dienstleistungen nicht in der Einrichtung des 
Konzessionsgebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind. Des Weiteren können die 
Mitteilungspflichten auch auf Lieferanten, die bei Bau- 
oder Dienstleistungskonzessionen beteiligt sind, sowie 
auf weitere Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer 
ausgeweitet werden.
(5) Für Unterauftragnehmer aller Stufen ist § 152 Absatz 
4 in Verbindung mit § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen 

Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen, zum Vertragsgegenstand zu machen.
(4) Im Falle von Baukonzessionen und in Bezug auf 
Dienstleistungen, die in der Einrichtung des 
Konzessionsgebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind, schreibt der Konzessionsgeber dem 
Konzessionsnehmer in den Vertragsbedingungen vor, 
dass dieser spätestens bei Beginn der Durchführung der 
Konzession die Namen, die Kontaktdaten und die 
gesetzlichen Vertreter der Unterauftragnehmer mitteilt 
und dass jede im Rahmen der Durchführung der 
Konzession eintretende Änderung auf der Ebene der 
Unterauftragnehmer mitzuteilen ist. Der 
Konzessionsgeber kann die Mitteilungspflichten auch als 
Vertragsbedingungen für die Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionen vorsehen, bei denen die 
Dienstleistungen nicht in der Einrichtung des 
Konzessionsgebers unter dessen direkter Aufsicht zu 
erbringen sind. Des Weiteren können die 
Mitteilungspflichten auch auf Lieferanten, die bei Bau- 
oder Dienstleistungskonzessionen beteiligt sind, sowie 
auf weitere Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer 
ausgeweitet werden.
(5) Für Unterauftragnehmer aller Stufen ist § 152 Absatz 
4 in Verbindung mit § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
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Wettbewerbsbeschränkungen anzuwenden.
(6) Der Konzessionsgeber überprüft vor der Erteilung des 
Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss von 
Unterauftragnehmern vorliegen. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe verlangt der 
Konzessionsgeber, dass der Unterauftragnehmer ersetzt 
wird, bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann 
der Konzessionsgeber verlangen, dass der 
Unterauftragnehmer ersetzt wird. Der Konzessionsgeber 
kann dem Bewerber oder Bieter dafür eine Frist setzen.

Wettbewerbsbeschränkungen anzuwenden.
(6) Der Konzessionsgeber überprüft vor der Erteilung 
des Zuschlags, ob Gründe für den Ausschluss von 
Unterauftragnehmern vorliegen. Dies umfasst die 
Ausschlussgründe nach den §§ 123 und 124 GWB sowie 
die Eignung des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe oder fehlender Eignung 
des Unterauftragnehmers verlangt der 
Konzessionsgeber, dass der Unterauftragnehmer ersetzt 
wird, bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann 
der Konzessionsgeber verlangen, dass der 
Unterauftragnehmer ersetzt wird. Der Konzessionsgeber 
kann dem Bewerber oder Bieter dafür eine Frist setzen.

Artikel 7 – Änderung der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit

Nr. 1 § 2 Anzuwendende Vorschriften für Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträge
(1) Für die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen sind die Vorschriften dieser 
Verordnung anzuwenden.
(2) Für die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Bauaufträgen sind die §§ 1 bis 4, 
6 bis 9 und 38 bis 42 sowie 44 und 45 anzuwenden. Im 
Übrigen ist Abschnitt 3 der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) in der 

§ 2 Anzuwendende Vorschriften für Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträge
(1) Für die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen sind die Vorschriften dieser 
Verordnung anzuwenden.
(2) Für die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Bauaufträgen sind die §§ 1 bis 4, 
6 bis 9 und 38 bis 42 sowie 44 und 45 anzuwenden. Im 
Übrigen ist Abschnitt 3 der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) in der 
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Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 2019 
(BAnz AT 19.02.2019 B2), der zuletzt durch die 
Bekanntmachung vom 6. September 2023 (BAnz AT 
25.09.2023 B4) geändert worden ist, anzuwenden.

(3) Für die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Liefer-, Dienstleistungs- und 
Bauaufträgen gelten bei der Erstellung und Übermittlung 
von Bekanntmachungen die Anforderungen des § 10a 
Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 
und 3 der Vergabeverordnung über die Vorgaben der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 und des 
Datenaustauschstandards eForms einschließlich der 
Regelungen zu verpflichtenden Datenfeldern und der 
Übermittlung über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf entsprechend.

Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 2019 
(BAnz AT 19.02.2019 B2), der zuletzt durch die 
Bekanntmachung vom 6. September 2023 (BAnz AT 
25.09.2023 B4) geändert worden ist, anzuwenden. Satz 
2 gilt nicht für Planungsleistungen, die als Los eines 
Bauauftrags vergeben werden; auf ihre Vergabe ist diese 
Verordnung anzuwenden.
(3) Für die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Liefer-, Dienstleistungs- und 
Bauaufträgen gelten bei der Erstellung und Übermittlung 
von Bekanntmachungen die Anforderungen des § 10a 
Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 
und 3 der Vergabeverordnung über die Vorgaben der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 und des 
Datenaustauschstandards eForms einschließlich der 
Regelungen zu verpflichtenden Datenfeldern und der 
Übermittlung über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf entsprechend.
(4) Auftraggeber können Aufträge im Wege 
gelegentlicher gemeinsamer Auftragsvergabe oder 
zentraler Beschaffung entsprechend § 4 
Vergabeverordnung vergeben.

Nr. 2 § 7 Anforderungen an den Schutz von 
Verschlusssachen durch Unternehmen
(1) Im Falle eines Verschlusssachenauftrags im Sinne des 

§ 7 Anforderungen an den Schutz von 
Verschlusssachen durch Unternehmen
(1) Im Falle eines Verschlusssachenauftrags im Sinne des 
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§ 104 Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen müssen Auftraggeber in 
der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen die 
erforderlichen Maßnahmen, Anforderungen und 
Auflagen benennen, die ein Unternehmen als Bewerber, 
Bieter oder Auftragnehmer sicherstellen oder erfüllen 
muss, um den Schutz von Verschlusssachen 
entsprechend dem jeweiligen Geheimhaltungsgrad zu 
gewährleisten. Auftraggeber müssen in der 
Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen auch die 
erforderlichen Maßnahmen, Anforderungen und 
Auflagen benennen, die Unterauftragnehmer 
sicherstellen müssen, um den Schutz von 
Verschlusssachen entsprechend dem jeweiligen 
Geheimhaltungsgrad zu gewährleisten, und deren 
Einhaltung der Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer mit 
dem Unterauftragnehmer vereinbaren muss.
(2) Auftraggeber müssen insbesondere verlangen, dass 
der Teilnahmeantrag oder das Angebot folgende 
Angaben enthält:
1.
Wenn der Auftrag Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades „VS-VERTRAULICH“ oder höher 
umfasst, Erklärungen des Bewerbers oder Bieters und 
der bereits in Aussicht genommenen 

§ 104 Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen müssen Auftraggeber in 
der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen die 
erforderlichen Maßnahmen, Anforderungen und 
Auflagen benennen, die ein Unternehmen als Bewerber, 
Bieter oder Auftragnehmer sicherstellen oder erfüllen 
muss, um den Schutz von Verschlusssachen 
entsprechend dem jeweiligen Geheimhaltungsgrad zu 
gewährleisten. Auftraggeber müssen in der 
Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen auch die 
erforderlichen Maßnahmen, Anforderungen und 
Auflagen benennen, die Unterauftragnehmer 
sicherstellen müssen, um den Schutz von 
Verschlusssachen entsprechend dem jeweiligen 
Geheimhaltungsgrad zu gewährleisten, und deren 
Einhaltung der Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer mit 
dem Unterauftragnehmer vereinbaren muss.
(2) Auftraggeber müssen insbesondere verlangen, dass 
der Teilnahmeantrag oder das Angebot folgende 
Angaben enthält:
1.
Wenn der Auftrag Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades „VS-VERTRAULICH“ oder höher 
umfasst, Erklärungen des Bewerbers oder Bieters und 
der bereits in Aussicht genommenen 
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Unterauftragnehmer, 
a)
ob und in welchem Umfang für diese 
Sicherheitsbescheide des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie oder entsprechender 
Landesbehörden bestehen oder
b)
dass sie bereit sind, alle notwendigen Maßnahmen und 
Anforderungen zu erfüllen, die zum Erhalt eines 
Sicherheitsbescheids zum Zeitpunkt der 
Auftragsausführung vorausgesetzt werden;
2.
Verpflichtungserklärungen 
a)
des Bewerbers oder Bieters und
b)
der bereits in Aussicht genommenen 
Unterauftragnehmer
während der gesamten Vertragsdauer sowie nach 
Kündigung, Auflösung oder Ablauf des Vertrags den 
Schutz aller in ihrem Besitz befindlichen oder ihnen zur 
Kenntnis gelangter Verschlusssachen gemäß den 
einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
gewährleisten;
3.

Unterauftragnehmer, 
a)
ob und in welchem Umfang für diese 
Sicherheitsbescheide des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie oder entsprechender 
Landesbehörden bestehen oder
b)
dass sie bereit sind, alle notwendigen Maßnahmen und 
Anforderungen zu erfüllen, die zum Erhalt eines 
Sicherheitsbescheids zum Zeitpunkt der 
Auftragsausführung vorausgesetzt werden;
2.
Verpflichtungserklärungen 
a)
des Bewerbers oder Bieters und
b)
der bereits in Aussicht genommenen 
Unterauftragnehmer
während der gesamten Vertragsdauer sowie nach 
Kündigung, Auflösung oder Ablauf des Vertrags den 
Schutz aller in ihrem Besitz befindlichen oder ihnen zur 
Kenntnis gelangter Verschlusssachen gemäß den 
einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
gewährleisten;
3.
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Verpflichtungserklärungen des Bewerbers oder Bieters, 
von Unterauftragnehmern, an die er im Zuge der 
Auftragsausführung Unteraufträge vergibt, Erklärungen 
und Verpflichtungserklärungen gemäß den Nummern 1 
und 2 einzuholen und vor der Vergabe des Unterauftrags 
den Auftraggebern vorzulegen.
(3) Muss einem Bewerber, Bieter oder bereits in Aussicht 
genommenen Unterauftragnehmern für den 
Teilnahmeantrag oder das Erstellen eines Angebots der 
Zugang zu Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades „VS-VERTRAULICH“ oder höher 
gewährt werden, verlangen Auftraggeber bereits vor 
Gewährung dieses Zugangs einen Sicherheitsbescheid 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie oder 
von entsprechenden Landesbehörden und die 
Verpflichtungserklärungen nach Absatz 2 Nummer 2 und 
3. Kann zu diesem Zeitpunkt noch kein 
Sicherheitsbescheid durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie oder durch entsprechende 
Landesbehörden ausgestellt werden und machen 
Auftraggeber von der Möglichkeit Gebrauch, Zugang zu 
diesen Verschlusssachen zu gewähren, müssen 
Auftraggeber die zum Einsatz kommenden Mitarbeiter 
des Unternehmens überprüfen und ermächtigen, bevor 
diesen Zugang gewährt wird.

Verpflichtungserklärungen des Bewerbers oder Bieters, 
von Unterauftragnehmern, an die er im Zuge der 
Auftragsausführung Unteraufträge vergibt, Erklärungen 
und Verpflichtungserklärungen gemäß den Nummern 1 
und 2 einzuholen und vor der Vergabe des Unterauftrags 
den Auftraggebern vorzulegen.
(3) Muss einem Bewerber, Bieter oder bereits in Aussicht 
genommenen Unterauftragnehmern für den 
Teilnahmeantrag oder das Erstellen eines Angebots der 
Zugang zu Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades „VS-VERTRAULICH“ oder höher 
gewährt werden, verlangen Auftraggeber bereits vor 
Gewährung dieses Zugangs einen Sicherheitsbescheid 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz oder von entsprechenden Landesbehörden 
und die Verpflichtungserklärungen nach Absatz 2 
Nummer 2 und 3. Kann zu diesem Zeitpunkt noch kein 
Sicherheitsbescheid durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Klimaschutz oder durch 
entsprechende Landesbehörden ausgestellt werden und 
machen Auftraggeber von der Möglichkeit Gebrauch, 
Zugang zu diesen Verschlusssachen zu gewähren, 
müssen Auftraggeber die zum Einsatz kommenden 
Mitarbeiter des Unternehmens überprüfen und 
ermächtigen, bevor diesen Zugang gewährt wird.
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(4) Muss einem Bewerber, Bieter oder bereits in Aussicht 
genommenen Unterauftragnehmern für den 
Teilnahmeantrag oder das Erstellen eines Angebots der 
Zugang zu Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades „VS-NUR FÜR DEN 
DIENSTGEBRAUCH“ gewährt werden, verlangen 
Auftraggeber bereits vor Gewährung dieses Zugangs die 
Verpflichtungserklärungen nach Absatz 2 Nummer 2 und 
3.
(5) Kommt der Bewerber oder Bieter dem Verlangen des 
Auftraggebers nach den Absätzen 3 und 4 nicht nach, 
die Verpflichtungserklärungen vorzulegen, oder können 
auch im weiteren Verfahren weder ein 
Sicherheitsbescheid vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie oder von entsprechenden 
Landesbehörden ausgestellt noch Mitarbeiter zum 
Zugang ermächtigt werden, müssen Auftraggeber den 
Bewerber oder Bieter von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren ausschließen.
(6) Auftraggeber können Bewerbern, Bietern oder 
bereits in Aussicht genommenen Unterauftragnehmern, 
die noch nicht in der Geheimschutzbetreuung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie oder 
entsprechender Landesbehörden sind oder deren 
Personal noch nicht überprüft und ermächtigt ist, 

(4) Muss einem Bewerber, Bieter oder bereits in Aussicht 
genommenen Unterauftragnehmern für den 
Teilnahmeantrag oder das Erstellen eines Angebots der 
Zugang zu Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades „VS-NUR FÜR DEN 
DIENSTGEBRAUCH“ gewährt werden, verlangen 
Auftraggeber bereits vor Gewährung dieses Zugangs die 
Verpflichtungserklärungen nach Absatz 2 Nummer 2 und 
3.
(5) Kommt der Bewerber oder Bieter dem Verlangen des 
Auftraggebers nach den Absätzen 3 und 4 nicht nach, 
die Verpflichtungserklärungen vorzulegen, oder können 
auch im weiteren Verfahren weder ein 
Sicherheitsbescheid vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Klimaschutz oder von 
entsprechenden Landesbehörden ausgestellt noch 
Mitarbeiter zum Zugang ermächtigt werden, müssen 
Auftraggeber den Bewerber oder Bieter von der 
Teilnahme am Vergabeverfahren ausschließen.
(6) Auftraggeber können Bewerbern, Bietern oder 
bereits in Aussicht genommenen Unterauftragnehmern, 
die noch nicht in der Geheimschutzbetreuung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie oder 
entsprechender Landesbehörden sind oder deren 
Personal noch nicht überprüft und ermächtigt ist, 
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zusätzliche Zeit gewähren, um diese Anforderungen zu 
erfüllen. In diesem Fall müssen Auftraggeber diese 
Möglichkeit und die Frist in der Bekanntmachung 
mitteilen.
(7) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
erkennt Sicherheitsbescheide und Ermächtigungen 
anderer Mitgliedstaaten an, wenn diese den nach den 
Bestimmungen des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 
und des § 21 Absatz 4 und 6 der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums des 
Innern zum materiellen und organisatorischen Schutz 
von Verschlusssachen2) erforderlichen 
Sicherheitsbescheiden und Ermächtigungen 
gleichwertig sind. Auf begründetes Ersuchen der 
auftraggebenden Behörde hat das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie weitere Untersuchungen zur 
Sicherstellung des Schutzes von Verschlusssachen zu 
veranlassen und deren Ergebnisse zu berücksichtigen. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann 
im Einvernehmen mit der Nationalen Sicherheitsbehörde 
für den Geheimschutz von weiteren Ermittlungen 
absehen.

(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
kann die Nationale Sicherheitsbehörde des Landes, in 

zusätzliche Zeit gewähren, um diese Anforderungen zu 
erfüllen. In diesem Fall müssen Auftraggeber diese 
Möglichkeit und die Frist in der Bekanntmachung 
mitteilen.
(7) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz erkennt Sicherheitsbescheide und 
Ermächtigungen anderer Mitgliedstaaten an, wenn diese 
den nach den Bestimmungen des 
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes und des § 21 Absatz 4 
und 6 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des 
Bundesministeriums des Innern zum materiellen und 
organisatorischen Schutz von Verschlusssachen2) 
erforderlichen Sicherheitsbescheiden und 
Ermächtigungen gleichwertig sind. Auf begründetes 
Ersuchen der auftraggebenden Behörde hat das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz weitere Untersuchungen zur Sicherstellung 
des Schutzes von Verschlusssachen zu veranlassen und 
deren Ergebnisse zu berücksichtigen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz kann im Einvernehmen mit der Nationalen 
Sicherheitsbehörde für den Geheimschutz von weiteren 
Ermittlungen absehen.
(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Klimaschutz kann die Nationale Sicherheitsbehörde des 
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dem der Bewerber oder Bieter oder bereits in Aussicht 
genommene Unterauftragnehmer ansässig ist, oder die 
Designierte Sicherheitsbehörde dieses Landes ersuchen, 
zu überprüfen, ob die voraussichtlich genutzten 
Räumlichkeiten und Einrichtungen, die vorgesehenen 
Produktions- und Verwaltungsverfahren, die Verfahren 
zur Behandlung von Informationen oder die persönliche 
Lage des im Rahmen des Auftrags voraussichtlich 
eingesetzten Personals den einzuhaltenden 
Sicherheitsvorschriften entsprechen.

Landes, in dem der Bewerber oder Bieter oder bereits in 
Aussicht genommene Unterauftragnehmer ansässig ist, 
oder die Designierte Sicherheitsbehörde dieses Landes 
ersuchen, zu überprüfen, ob die voraussichtlich 
genutzten Räumlichkeiten und Einrichtungen, die 
vorgesehenen Produktions- und Verwaltungsverfahren, 
die Verfahren zur Behandlung von Informationen oder 
die persönliche Lage des im Rahmen des Auftrags 
voraussichtlich eingesetzten Personals den 
einzuhaltenden Sicherheitsvorschriften entsprechen.

Nr. 3 § 9 Unteraufträge
(1) Auftraggeber können den Bieter auffordern, in seinem 
Angebot den Teil des Auftrags, den er im Wege von 
Unteraufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, und 
die bereits vorgeschlagenen Unterauftragnehmer sowie 
den Gegenstand der Unteraufträge bekannt zu geben. 
Sie können außerdem verlangen, dass der 
Auftragnehmer ihnen jede im Zuge der Ausführung des 
Auftrags eintretende Änderung auf Ebene der 
Unterauftragnehmer mitteilt.

§ 9 Unteraufträge
(1) Auftraggeber können den Bieter auffordern, in seinem 
Angebot den Teil des Auftrags, den er im Wege von 
Unteraufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, und 
die bereits vorgeschlagenen Unterauftragnehmer sowie 
den Gegenstand der Unteraufträge bekannt zu geben. 
Sie können außerdem verlangen, dass der 
Auftragnehmer ihnen jede im Zuge der Ausführung des 
Auftrags eintretende Änderung auf Ebene der 
Unterauftragnehmer mitteilt. Auftraggeber können von 
Bietern verlangen, in ihrem Angebot keine 
Unterauftragnehmer vorzusehen, die in einem Staat 
außerhalb der Europäischen Union ansässig sind, der 
nicht die notwendige Gewähr für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland 
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(2) Auftragnehmer dürfen ihre Unterauftragnehmer für 
alle Unteraufträge frei wählen, soweit Auftraggeber 
keine Anforderungen an die Erteilung der Unteraufträge 
im wettbewerblichen Verfahren gemäß Absatz 3 
Nummer 1 und 2 stellen. Von Auftragnehmern darf 
insbesondere nicht verlangt werden, potenzielle 
Unterauftragnehmer anderer EU-Mitgliedstaaten aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit zu diskriminieren.

(3) Folgende Anforderungen können Auftraggeber an die 
Erteilung von Unteraufträgen im wettbewerblichen 
Verfahren stellen:
1.
Auftraggeber können Auftragnehmer verpflichten, einen 
Teil des Auftrags an Dritte weiter zu vergeben. Dazu 
benennen Auftraggeber eine Wertspanne unter 
Einschluss eines Mindest- und Höchstprozentsatzes. Der 
Höchstprozentsatz darf 30 Prozent des Auftragswerts 
nicht übersteigen. Diese Spanne muss im angemessenen 

bietet.
(2) Auftragnehmer dürfen ihre Unterauftragnehmer für 
alle Unteraufträge frei wählen, soweit Auftraggeber 
keine Anforderungen an die Erteilung der Unteraufträge 
im wettbewerblichen Verfahren gemäß Absatz 3 
Nummer 1 und 2 stellen. Von Auftragnehmern darf 
insbesondere nicht verlangt werden, potenzielle 
Unterauftragnehmer anderer EU-Mitgliedstaaten aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit zu diskriminieren. 
Auftraggeber können dem Auftragnehmer vorgeben, 
keine Unterauftragnehmer zu beauftragen, die in einem 
Staat außerhalb der Europäischen Union ansässig sind, 
der nicht die notwendige Gewähr für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland 
bietet.
(3) Folgende Anforderungen können Auftraggeber an die 
Erteilung von Unteraufträgen im wettbewerblichen 
Verfahren stellen:
1.
Auftraggeber können Auftragnehmer verpflichten, einen 
Teil des Auftrags an Dritte weiter zu vergeben. Dazu 
benennen Auftraggeber eine Wertspanne unter 
Einschluss eines Mindest- und Höchstprozentsatzes. Der 
Höchstprozentsatz darf 30 Prozent des Auftragswerts 
nicht übersteigen. Diese Spanne muss im angemessenen 
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Verhältnis zum Gegenstand und zum Wert des Auftrags 
und zur Art des betroffenen Industriesektors stehen, 
einschließlich des auf diesem Markt herrschenden 
Wettbewerbsniveaus und der einschlägigen technischen 
Fähigkeiten der industriellen Basis. Jeder Prozentsatz der 
Unterauftragsvergabe, der in die angegebene 
Wertspanne fällt, gilt als Erfüllung der Verpflichtung zur 
Vergabe von Unteraufträgen. Auftragnehmer vergeben 
die Unteraufträge gemäß den §§ 38 bis 41. In ihrem 
Angebot geben die Bieter an, welchen Teil oder welche 
Teile ihres Angebots sie durch Unteraufträge zu 
vergeben beabsichtigen, um die Wertspanne zu erfüllen. 
Auftraggeber können die Bieter auffordern, den oder die 
Teile ihres Angebots, den sie über den geforderten 
Prozentsatz hinaus durch Unteraufträge zu vergeben 
beabsichtigen, sowie die bereits in Aussicht 
genommenen Unterauftragnehmer offenzulegen.
2.
Auftraggeber können verlangen, dass Auftragnehmer 
die Bestimmungen der §§ 38 bis 41 auf alle oder 
bestimmte Unteraufträge anwenden, die diese an Dritte 
zu vergeben beabsichtigen.
(4) Die in den Absätzen 1 und 3 genannten 
Anforderungen geben die Auftraggeber in der 
Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an.

Verhältnis zum Gegenstand und zum Wert des Auftrags 
und zur Art des betroffenen Industriesektors stehen, 
einschließlich des auf diesem Markt herrschenden 
Wettbewerbsniveaus und der einschlägigen technischen 
Fähigkeiten der industriellen Basis. Jeder Prozentsatz 
der Unterauftragsvergabe, der in die angegebene 
Wertspanne fällt, gilt als Erfüllung der Verpflichtung zur 
Vergabe von Unteraufträgen. Auftragnehmer vergeben 
die Unteraufträge gemäß den §§ 38 bis 41. In ihrem 
Angebot geben die Bieter an, welchen Teil oder welche 
Teile ihres Angebots sie durch Unteraufträge zu 
vergeben beabsichtigen, um die Wertspanne zu erfüllen. 
Auftraggeber können die Bieter auffordern, den oder die 
Teile ihres Angebots, den sie über den geforderten 
Prozentsatz hinaus durch Unteraufträge zu vergeben 
beabsichtigen, sowie die bereits in Aussicht 
genommenen Unterauftragnehmer offenzulegen.
2.
Auftraggeber können verlangen, dass Auftragnehmer 
die Bestimmungen der §§ 38 bis 41 auf alle oder 
bestimmte Unteraufträge anwenden, die diese an Dritte 
zu vergeben beabsichtigen.
(4) Die in den Absätzen 1 und 3 genannten 
Anforderungen geben die Auftraggeber in der 
Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an.
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(5) Auftraggeber dürfen einen vom Bieter oder 
Auftragnehmer ausgewählten Unterauftragnehmer nur 
auf Grundlage der Kriterien ablehnen, die für den 
Hauptauftrag gelten und in der Bekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen angegeben wurden. Lehnen 
Auftraggeber einen Unterauftragnehmer ab, müssen sie 
dies gegenüber dem betroffenen Bieter oder dem 
Auftragnehmer in Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs begründen und darlegen, 
warum der Unterauftragnehmer ihres Erachtens die für 
den Hauptauftrag vorgegebenen Kriterien nicht erfüllt.
(6) Die Haftung des Auftragnehmers gegenüber dem 
Auftraggeber bleibt von den Vorschriften dieser 
Verordnung zur Unterauftragsvergabe unberührt.

(5) Auftraggeber dürfen einen vom Bieter oder 
Auftragnehmer ausgewählten Unterauftragnehmer nur 
auf Grundlage der Kriterien ablehnen, die für den 
Hauptauftrag gelten und in der Bekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen angegeben wurden. Lehnen 
Auftraggeber einen Unterauftragnehmer ab, müssen sie 
dies gegenüber dem betroffenen Bieter oder dem 
Auftragnehmer in Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs begründen und darlegen, 
warum der Unterauftragnehmer ihres Erachtens die für 
den Hauptauftrag vorgegebenen Kriterien nicht erfüllt.
(6) Die Haftung des Auftragnehmers gegenüber dem 
Auftraggeber bleibt von den Vorschriften dieser 
Verordnung zur Unterauftragsvergabe unberührt.
(7) Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3 gelten nicht in 
Bezug auf Auftragnehmer und Unterauftragnehmer, die 
in einem Staat ansässig sind, der Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ist. Sie gelten ferner nicht in Bezug auf Auftragnehmer 
und Unterauftragnehmer, die in einem Drittstaat 
ansässig sind, der dem Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 
vom 3.9.1996, S.1) geändert durch das Protokoll zur 
Änderung des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
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anderen, für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, wenn 
der öffentliche Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt.

Nr. 4 § 10 Grundsätze des Vergabeverfahrens
(1) Für die Berücksichtigung mittelständischer Interessen 
gilt § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. Mehrere Teil- oder 
Fachlose dürfen gemäß § 97 Absatz 4 Satz 3 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
zusammen vergeben werden, wenn wirtschaftliche oder 
technische Gründe dies erfordern, insbesondere weil die 
Leistungsbeschreibung die Systemfähigkeit der 
Leistung verlangt und dies durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist.

(2) Hat ein Bieter oder Bewerber vor Einleitung des 
Vergabeverfahrens den Auftraggeber beraten oder 
sonst unterstützt, so hat der Auftraggeber 
sicherzustellen, dass der Wettbewerb durch die 
Teilnahme des Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht 
wird.
(3) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die 
Ausführung von Leistungen (VOL/B) sind grundsätzlich 
zum Vertragsgegenstand zu machen.

§ 10 Grundsätze des Vergabeverfahrens
(1) Für die Berücksichtigung mittelständischer Interessen 
gilt § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. Mehrere Teil- oder 
Fachlose dürfen gemäß § 97 Absatz 4 Satz 3 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ganz 
oder teilweise zusammen vergeben werden, wenn 
wirtschaftliche, oder technische oder zeitliche Gründe 
dies erfordern rechtfertigen, insbesondere weil die 
Leistungsbeschreibung die Systemfähigkeit der 
Leistung verlangt und dies durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist.
(2) Hat ein Bieter oder Bewerber vor Einleitung des 
Vergabeverfahrens den Auftraggeber beraten oder 
sonst unterstützt, so hat der Auftraggeber 
sicherzustellen, dass der Wettbewerb durch die 
Teilnahme des Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht 
wird.
(3) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die 
Ausführung von Leistungen (VOL/B) in ihrer jeweils 
aktuellen Fassung sind grundsätzlich zum 
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(4) Die Durchführung von Vergabeverfahren zur 
Markterkundung und zum Zwecke der 
Ertragsberechnung ist unzulässig.

(5) Bei der Vergabe sind die Vorschriften über die Preise 
bei öffentlichen Aufträgen zu beachten.

Vertragsgegenstand zu machen.
(4) Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens soll der 
Auftraggeber Markterkundungen zur Vorbereitung der 
Auftragsvergabe und zur Unterrichtung der 
Unternehmen über seine Auftragsvergabepläne und -
anforderungen durchführen. Grundsätzlich sind am 
Markt verfügbare Leistungen und Produkte zur Erfüllung 
der Fähigkeitsanforderungen zu identifizieren. Wird eine 
nicht bereits am Markt verfügbare Leistung beschafft, 
soll die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auch umfassen, 
aus welchen Gründen eine nicht auf dem Markt 
verfügbare Leistung beschafft wird und inwieweit 
welcher zusätzliche Nutzen damit im Zusammenhang 
stehende Zusatzkosten rechtfertigt. Die Durchführung 
von Vergabeverfahren zur Markterkundung und zum 
Zwecke der Ertragsberechnung ist unzulässig.
(5) Bei der Vergabe sind die Vorschriften über die Preise 
bei öffentlichen Aufträgen zu beachten.
(6) Der Auftraggeber soll grundsätzlich erst dann 
ausschreiben, wenn die Vergabeunterlagen fertig 
gestellt sind und wenn innerhalb der angegebenen 
Fristen mit der Ausführung begonnen werden kann. Bei 
Vorliegen besonderer Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen kann der Auftraggeber ein 
Vergabeverfahren einleiten, ohne dass dessen 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 228 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

Finanzierung gesichert ist. Besondere Verteidigungs-und 
Sicherheitsinteressen liegen in der Regel vor, wenn der 
öffentliche Auftrag in unmittelbarem Zusammenhang 
steht mit
1.
einer Krise,
2.
einem mandatierten Einsatz der Bundeswehr,
3.
einer einsatzgleichen Verpflichtung der Bundeswehr 
oder
4.
einer Bündnisverpflichtung.
Die nicht gesicherte Finanzierung ist in den 
Vergabeunterlagen transparent zu machen.

Nr. 5 § 18 Bekanntmachung von Vergabeverfahren; Ex-ante-
Transparenz
(1) Auftraggeber, die einen Auftrag oder eine 
Rahmenvereinbarung im Wege eines nicht offenen 
Verfahrens, eines Verhandlungsverfahrens mit 
Teilnahmewettbewerb oder eines wettbewerblichen 
Dialogs zu vergeben beabsichtigen, müssen dies durch 
eine Bekanntmachung mitteilen.
(2) Die Bekanntmachung muss zumindest die in Anhang 
IV der Richtlinie 2009/81/EG aufgeführten 

§ 18 Bekanntmachung von Vergabeverfahren; Ex-ante-
Transparenz
(1) Auftraggeber, die einen Auftrag oder eine 
Rahmenvereinbarung im Wege eines nicht offenen 
Verfahrens, eines Verhandlungsverfahrens mit 
Teilnahmewettbewerb oder eines wettbewerblichen 
Dialogs zu vergeben beabsichtigen, müssen dies durch 
eine Bekanntmachung mitteilen.
(2) Die Bekanntmachung muss zumindest die in Anhang 
IV der Richtlinie 2009/81/EG aufgeführten 

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 229 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

Informationen enthalten. Sie wird nach den Vorgaben der 
Spalte 18 der Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 in 
Verbindung mit § 2 Absatz 3 erstellt.
(3) Auftraggeber müssen in der Bekanntmachung 
insbesondere angeben:
1.
bei der Vergabe im nicht offenen Verfahren oder 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, 
welche Eignungsanforderungen gelten und welche 
Eignungsnachweise vorzulegen sind,
2.
gemäß § 9 Absatz 4, ob gemäß § 9 Absatz 1 oder 3 
Anforderungen an die Vergabe von Unteraufträgen 
gestellt werden und welchen Inhalt diese haben,
3.
ob beabsichtigt ist, ein Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb oder einen wettbewerblichen 
Dialog in verschiedenen Phasen abzuwickeln, um die 
Zahl der Angebote zu verringern, und
4.
Namen und Anschrift der Vergabekammer, die für die 
Nachprüfung zuständig ist.
(4) Die Bekanntmachung ist unter Beachtung der Muster 
und Modalitäten für die elektronische Übermittlung von 

Informationen enthalten. Sie wird nach den Vorgaben der 
Spalte 18 der Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 in 
Verbindung mit § 2 Absatz 3 erstellt.
(3) Auftraggeber müssen in der Bekanntmachung 
insbesondere angeben:
1.
bei der Vergabe im nicht offenen Verfahren oder 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, 
welche Eignungsanforderungen gelten und welche 
Eignungsnachweise vorzulegen sind,
2.
gemäß § 9 Absatz 4, ob gemäß § 9 Absatz 1 oder 3 
Anforderungen an die Vergabe von Unteraufträgen 
gestellt werden und welchen Inhalt diese haben,
3.
ob beabsichtigt ist, ein Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb oder einen wettbewerblichen 
Dialog in verschiedenen Phasen abzuwickeln, um die 
Zahl der Angebote zu verringern, und
4.
Namen und Anschrift der Vergabekammer, die für die 
Nachprüfung zuständig ist.
(4) Die Bekanntmachung ist unter Beachtung der Muster 
und Modalitäten für die elektronische Übermittlung von 
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Bekanntmachungen nach Anhang VI Nummer 3 der 
Richtlinie 2009/81/EG oder auf anderem Wege 
unverzüglich dem Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Union über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf zu übermitteln. Im beschleunigten 
Verfahren nach § 20 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 
muss die Bekanntmachung unter Beachtung der Muster 
und Modalitäten für die elektronische Übermittlung von 
Bekanntmachungen nach Anhang VI Nummer 3 der 
Richtlinie 2009/81/EG mittels Telefax oder auf 
elektronischem Weg übermittelt werden. Die 
Auftraggeber müssen den Tag der Absendung 
nachweisen können.
(5) Die Bekanntmachung und ihr Inhalt dürfen auf 
nationaler Ebene oder in einem Beschafferprofil nicht vor 
dem Tag der Absendung an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union über den 
Datenservice Öffentlicher Einkauf veröffentlicht werden. 
Die Veröffentlichung auf nationaler Ebene darf keine 
anderen Angaben enthalten als die Bekanntmachung an 
das Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Union über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf oder die Veröffentlichung im Beschafferprofil. 
Auf das Datum der Absendung der europaweiten 
Bekanntmachung an das Amt für amtliche 

Bekanntmachungen nach Anhang VI Nummer 3 der 
Richtlinie 2009/81/EG oder auf anderem Wege 
unverzüglich dem Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Union über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf zu übermitteln. Im beschleunigten 
Verfahren nach § 20 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 
muss die Bekanntmachung unter Beachtung der Muster 
und Modalitäten für die elektronische Übermittlung von 
Bekanntmachungen nach Anhang VI Nummer 3 der 
Richtlinie 2009/81/EG mittels Telefax oder auf 
elektronischem Weg übermittelt werden. Die 
Auftraggeber müssen den Tag der Absendung 
nachweisen können.
(5) Die Bekanntmachung und ihr Inhalt dürfen auf 
nationaler Ebene oder in einem Beschafferprofil nicht 
vor dem Tag der Absendung an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union über den 
Datenservice Öffentlicher Einkauf veröffentlicht werden. 
Die Veröffentlichung auf nationaler Ebene darf keine 
anderen Angaben enthalten als die Bekanntmachung an 
das Amt für amtliche Veröffentlichungen der 
Europäischen Union über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf oder die Veröffentlichung im Beschafferprofil. 
Auf das Datum der Absendung der europaweiten 
Bekanntmachung an das Amt für amtliche 
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Veröffentlichungen der Europäischen Union über den 
Datenservice Öffentlicher Einkauf oder der 
Veröffentlichung im Beschafferprofil ist in der nationalen 
Bekanntmachung hinzuweisen.
(6) Die freiwillige Ex-ante-Transparenzbekanntmachung 
im Sinne des § 135 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
erfolgt nach den Vorgaben der Spalte 27 der Tabelle 2 
des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/1780 in Verbindung mit § 2 Absatz 3.

Veröffentlichungen der Europäischen Union über den 
Datenservice Öffentlicher Einkauf oder der 
Veröffentlichung im Beschafferprofil ist in der nationalen 
Bekanntmachung hinzuweisen.
(6) Die freiwillige Ex-ante-Transparenzbekanntmachung 
im Sinne des § 135 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
erfolgt nach den Vorgaben der Spalte 27 der Tabelle 2 
des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/1780 in Verbindung mit § 2 Absatz 3.
(7) § 40 Absatz 1 Satz 3 der Vergabeverordnung gilt 
entsprechend.

Nr. 6 § 21 Eignung und Auswahl der Bewerber
(1) Aufträge werden unter Wahrung der 
Eignungsanforderungen des § 122 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vergeben.
(2) Auftraggeber können Mindestanforderungen an die 
Eignung stellen, denen die Bewerber genügen müssen. 
Diese Mindestanforderungen müssen mit dem 
Auftragsgegenstand im sachlichen Zusammenhang 
stehen und durch ihn gerechtfertigt sein. Die 
Mindestanforderungen werden in der Bekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen angegeben.

§ 21 Eignung und Auswahl der Bewerber
(1) Aufträge werden unter Wahrung der 
Eignungsanforderungen des § 122 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vergeben.
(2) Auftraggeber können Mindestanforderungen an die 
Eignung stellen, denen die Bewerber genügen müssen. 
Diese Mindestanforderungen müssen mit dem 
Auftragsgegenstand im sachlichen Zusammenhang 
stehen und durch ihn gerechtfertigt sein. Die 
Mindestanforderungen werden in der Bekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen angegeben. Bei der 
Auswahl der Mindestanforderungen sind die besonderen 
Umstände von jungen sowie von kleinen und mittleren 
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(3) Im nicht offenen Verfahren, Verhandlungsverfahren 
mit Teilnahmewettbewerb und im wettbewerblichen 
Dialog dürfen Auftraggeber die Zahl der geeigneten 
Bewerber begrenzen, die zur Abgabe eines Angebots 
aufgefordert werden. Dazu geben die Auftraggeber in 
der Bekanntmachung die von ihnen vorgesehenen 
objektiven und nicht diskriminierenden Anforderungen 
sowie die vorgesehene Mindestzahl und gegebenenfalls 
auch die Höchstzahl an Bewerbern an. Die Mindestzahl 
der Bewerber darf nicht niedriger als drei sein.
1.
Sofern geeignete Bewerber in ausreichender Zahl zur 
Verfügung stehen, wird das Verfahren mit der Anzahl von 
Bewerbern fortgeführt, die der festgelegten Mindestzahl 
an Bewerbern entspricht.
2.
Sofern die Zahl geeigneter Bewerber unter der 
Mindestanzahl liegt, kann der Auftraggeber das 
Verfahren fortführen. Ist der Auftraggeber der 
Auffassung, dass die Zahl der geeigneten Bewerber zu 
gering ist, um einen echten Wettbewerb zu 
gewährleisten, so kann er das Verfahren aussetzen und 
die erste Bekanntmachung gemäß § 18 zur Festsetzung 
einer neuen Frist für die Einreichung von Anträgen auf 

Unternehmen zu berücksichtigen.
(3) Im nicht offenen Verfahren, Verhandlungsverfahren 
mit Teilnahmewettbewerb und im wettbewerblichen 
Dialog dürfen Auftraggeber die Zahl der geeigneten 
Bewerber begrenzen, die zur Abgabe eines Angebots 
aufgefordert werden. Dazu geben die Auftraggeber in 
der Bekanntmachung die von ihnen vorgesehenen 
objektiven und nicht diskriminierenden Anforderungen 
sowie die vorgesehene Mindestzahl und gegebenenfalls 
auch die Höchstzahl an Bewerbern an. Die Mindestzahl 
der Bewerber darf nicht niedriger als drei sein.
1.
Sofern geeignete Bewerber in ausreichender Zahl zur 
Verfügung stehen, wird das Verfahren mit der Anzahl von 
Bewerbern fortgeführt, die der festgelegten Mindestzahl 
an Bewerbern entspricht.
2.
Sofern die Zahl geeigneter Bewerber unter der 
Mindestanzahl liegt, kann der Auftraggeber das 
Verfahren fortführen. Ist der Auftraggeber der 
Auffassung, dass die Zahl der geeigneten Bewerber zu 
gering ist, um einen echten Wettbewerb zu 
gewährleisten, so kann er das Verfahren aussetzen und 
die erste Bekanntmachung gemäß § 18 zur Festsetzung 
einer neuen Frist für die Einreichung von Anträgen auf 
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Teilnahme erneut veröffentlichen. In diesem Fall wird das 
Verfahren mit den nach der ersten sowie mit den nach 
der zweiten Bekanntmachung ausgewählten Bewerbern 
gemäß § 29 fortgeführt. Die Möglichkeit, das laufende 
Vergabeverfahren einzustellen und ein neues Verfahren 
einzuleiten, bleibt unberührt.
(4) Bewerber oder Bieter, die gemäß den 
Rechtsvorschriften des EU-Mitgliedstaats, in dem sie 
ihre Niederlassung haben, zur Erbringung der 
betreffenden Leistung berechtigt sind, dürfen nicht allein 
deshalb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß den 
einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften eine 
natürliche oder juristische Person sein müssten. Im Falle 
zusätzlicher Dienstleistungen bei Lieferaufträgen und im 
Falle von Dienstleistungsaufträgen können juristische 
Personen verpflichtet werden, in ihrem Antrag auf 
Teilnahme oder Angebot die Namen und die berufliche 
Qualifikationen der Personen anzugeben, die für die 
Durchführung des Auftrags als verantwortlich 
vorgesehen sind.
(5) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind wie 
Einzelbewerber und -bieter zu behandeln. Auftraggeber 
dürfen nicht verlangen, dass nur Gruppen von 
Unternehmen, die eine bestimmte Rechtsform haben, 
einen Teilnahmeantrag stellen oder ein Angebot 

Teilnahme erneut veröffentlichen. In diesem Fall wird das 
Verfahren mit den nach der ersten sowie mit den nach 
der zweiten Bekanntmachung ausgewählten Bewerbern 
gemäß § 29 fortgeführt. Die Möglichkeit, das laufende 
Vergabeverfahren einzustellen und ein neues Verfahren 
einzuleiten, bleibt unberührt.
(4) Bewerber oder Bieter, die gemäß den 
Rechtsvorschriften des EU-Mitgliedstaats, in dem sie 
ihre Niederlassung haben, zur Erbringung der 
betreffenden Leistung berechtigt sind, dürfen nicht allein 
deshalb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß den 
einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften eine 
natürliche oder juristische Person sein müssten. Im Falle 
zusätzlicher Dienstleistungen bei Lieferaufträgen und im 
Falle von Dienstleistungsaufträgen können juristische 
Personen verpflichtet werden, in ihrem Antrag auf 
Teilnahme oder Angebot die Namen und die berufliche 
Qualifikationen der Personen anzugeben, die für die 
Durchführung des Auftrags als verantwortlich 
vorgesehen sind.
(5) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind wie 
Einzelbewerber und -bieter zu behandeln. Auftraggeber 
dürfen nicht verlangen, dass nur Gruppen von 
Unternehmen, die eine bestimmte Rechtsform haben, 
einen Teilnahmeantrag stellen oder ein Angebot 
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abgeben dürfen. Für den Fall der Auftragserteilung 
können die Auftraggeber verlangen, dass eine 
Bietergemeinschaft eine bestimmte Rechtsform 
annimmt, sofern dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrags notwendig ist.

abgeben dürfen. Für den Fall der Auftragserteilung 
können die Auftraggeber verlangen, dass eine 
Bietergemeinschaft eine bestimmte Rechtsform 
annimmt, sofern dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrags notwendig ist.

Nr. 7 § 22 Allgemeine Vorgaben zum Nachweis der Eignung 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen
(1) Auftraggeber müssen in der Bekanntmachung oder 
im Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
in den Vergabeunterlagen angeben, mit welchen 
Nachweisen gemäß den §§ 6, 7, 8 und 23 bis 28 
Unternehmen ihre Eignung und das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen nachzuweisen haben. Auftraggeber 
dürfen von den Bewerbern oder Bietern zum Nachweis 
ihrer Eignung und für das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen nur Unterlagen und Angaben 
fordern, die durch den Gegenstand des Auftrags 
gerechtfertigt sind.

(2) Soweit mit den vom Auftragsgegenstand betroffenen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen vereinbar, 

§ 22 Allgemeine Vorgaben zum Nachweis der Eignung 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen
(1) Auftraggeber müssen in der Bekanntmachung oder 
im Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
in den Vergabeunterlagen angeben, mit welchen 
Nachweisen Unterlagen gemäß den §§ 6, 7, 8 und 23 bis 
28 Unternehmen ihre Eignung und das Nichtvorliegen 
von Ausschlussgründen nachzuweisen haben und wann 
welche Unterlage vorgelegt werden muss (mit dem 
Angebot oder Teilnahmeantrag oder auf Anforderung 
des Auftraggebers). Auftraggeber dürfen von den 
Bewerbern oder Bietern zum Nachweis ihrer Eignung 
und für das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nur 
Unterlagen und Angaben fordern, die durch den 
Gegenstand des Auftrags gerechtfertigt sind. Bei der 
Auswahl der Unterlagen sind die besonderen Umstände 
von jungen sowie von kleinen und mittleren 
Unternehmen zu berücksichtigen.
(2) Soweit mit den vom Auftragsgegenstand betroffenen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen vereinbar, 
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können Auftraggeber zulassen, dass Bewerber oder 
Bieter ihre Eignung durch die Vorlage einer Erklärung 
belegen, dass sie die vom Auftraggeber verlangten 
Eignungskriterien erfüllen und die festgelegten 
Nachweise auf Aufforderung unverzüglich beibringen 
können (Eigenerklärung).
(3) Erbringen Bewerber oder Bieter den Nachweis für die 
an die Eignung gestellten Mindestanforderungen nicht, 
werden sie im Rahmen eines nicht offenen Verfahrens, 
Verhandlungsverfahrens mit Teilnahmewettbewerb oder 
wettbewerblichen Dialogs nicht zur Abgabe eines 
Angebots aufgefordert. Wenn Bewerber oder Bieter im 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ein 
Angebot abgegeben haben, wird dieses nicht gewertet.
(4) Unternehmen sind verpflichtet, die geforderten 
Nachweise 
1.
beim nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb vor 
Ablauf der Teilnahmefrist,
2.
beim Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb vor Ablauf der Angebotsfrist,
3.
bei einer Rahmenvereinbarung entsprechend der 

können Auftraggeber zulassen fordern Auftraggeber 
grundsätzlich, dass Bewerber oder Bieter ihre Eignung 
durch die Vorlage einer Erklärung belegen, dass sie die 
vom Auftraggeber verlangten Eignungskriterien erfüllen 
und die festgelegten Nachweise auf Aufforderung 
unverzüglich beibringen können (Eigenerklärung).
(3) Erbringen Bewerber oder Bieter den Nachweis für die 
an die Eignung gestellten Mindestanforderungen nicht, 
werden sie im Rahmen eines nicht offenen Verfahrens, 
Verhandlungsverfahrens mit Teilnahmewettbewerb oder 
wettbewerblichen Dialogs nicht zur Abgabe eines 
Angebots aufgefordert. Wenn Bewerber oder Bieter im 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ein 
Angebot abgegeben haben, wird dieses nicht gewertet.
(4) Unternehmen sind verpflichtet, die geforderten 
Nachweise 
1.
beim nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb vor 
Ablauf der Teilnahmefrist,
2.
beim Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb vor Ablauf der Angebotsfrist,
3.
bei einer Rahmenvereinbarung entsprechend der 
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gewählten Verfahrensart gemäß den Nummern 1 und 2,
4.
beim wettbewerblichen Dialog vor Ablauf der 
Teilnahmefrist
vorzulegen, es sei denn, der jeweilige Nachweis ist 
elektronisch verfügbar.

(5) Im nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 

gewählten Verfahrensart gemäß den Nummern 1 und 2,
4.
beim wettbewerblichen Dialog vor Ablauf der 
Teilnahmefrist
vorzulegen, es sei denn, der jeweilige Nachweis ist 
elektronisch verfügbar.
(5) Der öffentliche Auftraggeber fordert über 
Eigenerklärungen hinausgehende Unterlagen, 
insbesondere Bescheinigungen und sonstige Nachweise, 
erst nach vorläufiger Prüfung entweder der 
Teilnahmeanträge in Verfahren mit 
Teilnahmewettbewerb oder der Angebote in Verfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb an und
dies nur von einem oder mehreren aussichtsreichen 
Unternehmen. Er setzt bei Anforderung der Unterlagen 
eine angemessene Frist zur Einreichung. Versäumt ein 
Unternehmen die Einreichung innerhalb der gesetzten 
Frist, wird sein Angebot oder Teilnahmeantrag gemäß § 
57 ausgeschlossen. Soweit ein erhöhter Aufwand oder 
sonstige verfahrensbezogene Gründe entgegenstehen, 
kann der öffentliche Auftraggeber von Satz 1 abweichen. 
Eine Begründung für die Abweichung ist nicht 
erforderlich.
(56) Im nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
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dürfen die Vergabeunterlagen nur an geeignete 
Unternehmen übersandt werden. Im 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
dürfen die Vergabeunterlagen an die Unternehmen 
übermittelt werden, die vom Auftraggeber unter 
Beachtung der §§ 6 und 7 ausgewählt wurden.
(6) Erklärungen und sonstige Unterlagen, die als 
Nachweis im Teilnahmewettbewerb oder mit dem 
Angebot einzureichen sind und auf Anforderung der 
Auftraggeber nicht bis zum Ablauf der maßgeblichen 
Frist vorgelegt wurden, können bis zum Ablauf einer zu 
bestimmenden Nachfrist nachgefordert werden. Werden 
die Nachweise und sonstigen Unterlagen nicht innerhalb 
der Nachfrist vorgelegt, ist der Bewerber oder Bieter 
auszuschließen.

dürfen die Vergabeunterlagen nur an geeignete 
Unternehmen übersandt werden. Im 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
dürfen die Vergabeunterlagen an die Unternehmen 
übermittelt werden, die vom Auftraggeber unter 
Beachtung der §§ 6 und 7 ausgewählt wurden.
(6) Erklärungen und sonstige Unterlagen, die als 
Nachweis im Teilnahmewettbewerb oder mit dem 
Angebot einzureichen sind und auf Anforderung der 
Auftraggeber nicht bis zum Ablauf der maßgeblichen 
Frist vorgelegt wurden, können bis zum Ablauf einer zu 
bestimmenden Nachfrist nachgefordert werden. Werden 
die Nachweise und sonstigen Unterlagen nicht innerhalb 
der Nachfrist vorgelegt, ist der Bewerber oder Bieter 
auszuschließen.
(7) Der Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter 
unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und 
der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, 
unvollständige oder fehlerhafte Unterlagen zu 
übermitteln, zu ergänzen, zu erläutern oder zu 
vervollständigen. Die Nachforderung von 
leistungsbezogenen Unterlagen, die die 
Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der 
Zuschlagskriterien betreffen, ist ausgeschlossen. Dies 
gilt nicht für Preisangaben, wenn es sich um 
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unwesentliche Einzelpositionen handelt, deren 
Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder die 
Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht 
beeinträchtigen. Die Unterlagen sind vom Bewerber oder 
Bieter nach Aufforderung durch den Auftraggeber 
innerhalb einer von diesem festzulegenden angemesse 
nen, nach dem Kalender bestimmten Frist vorzulegen. 
Die Entscheidung zur und das Ergebnis der 
Nachforderung sind zu dokumentieren.

Nr. 8 § 26 Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit
(1) Auftraggeber können je nach Art, Verwendungszweck 
und Menge der zu liefernden Güter oder dem Umfang 
der zu erbringenden Dienstleistungen angemessene 
Nachweise der finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Bewerber oder Bieter verlangen, 
insbesondere die Vorlage
1.
entsprechender Bankerklärungen oder des Nachweises 
einer entsprechenden Berufshaftpflichtversicherung,
2.
von Bilanzen oder Bilanzauszügen, falls deren 
Veröffentlichung in dem Land, in dem der Bewerber oder 
Bieter ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben ist,
3.

§ 26 Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit
(1) Auftraggeber können je nach Art, Verwendungszweck 
und Menge der zu liefernden Güter oder dem Umfang 
der zu erbringenden Dienstleistungen angemessene 
Nachweise der finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Bewerber oder Bieter verlangen, 
insbesondere die Vorlage
1.
entsprechender Bankerklärungen oder des Nachweises 
einer entsprechenden Berufshaftpflichtversicherung,
2.
von Bilanzen oder Bilanzauszügen, falls deren 
Veröffentlichung in dem Land, in dem der Bewerber oder 
Bieter ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben ist,
3.

BAU – VERGABE – RECHT.de Seite 239 von 241

https://bau-vergabe-recht.de/


Stand vor Änderung VergRTransfG-E Stand: 30.09.2024 08:10

einer Erklärung über den Gesamtumsatz und den Umsatz 
für den durch den Auftragsgegenstand vorausgesetzten 
Tätigkeitsbereich, jedoch höchstens für die letzten drei 
Geschäftsjahre, entsprechend dem Gründungsdatum 
oder dem Datum der Tätigkeitsaufnahme des 
Unternehmens, sofern entsprechende Angaben 
verfügbar sind.
(2) Können Bewerber oder Bieter aus einem berechtigten 
Grund die geforderten Nachweise nicht beibringen, so 
kann der Auftraggeber die Vorlage jedes anderen 
geeigneten Nachweises zulassen.

(3) Bewerber oder Bieter können sich für einen 
bestimmten Auftrag auf die Leistungsfähigkeit anderer 
Unternehmen berufen, wenn sie nachweisen, dass ihnen 
dadurch die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen. 
Dies gilt auch für Bewerber- oder Bietergemeinschaften.

einer Erklärung über den Gesamtumsatz und den 
Umsatz für den durch den Auftragsgegenstand 
vorausgesetzten Tätigkeitsbereich, jedoch höchstens für 
die letzten drei Geschäftsjahre, entsprechend dem 
Gründungsdatum oder dem Datum der 
Tätigkeitsaufnahme des Unternehmens, sofern 
entsprechende Angaben verfügbar sind.
(2) Können Bewerber oder Bieter aus einem 
berechtigten Grund die geforderten Nachweise nicht 
beibringen, so kann der Auftraggeber die Vorlage jedes 
anderen geeigneten Nachweises zulassen. Ein 
berechtigter Grund kann insbesondere vorliegen, wenn 
es sich bei dem Bewerber oder Bieter um ein junges 
Unternehmen handelt. Der Auftraggeber weist in den 
Vergabeunterlagen auf die Möglichkeit der Vorlage 
alternativer Unterlagen nach Satz 1 hin.
(3) Bewerber oder Bieter können sich für einen 
bestimmten Auftrag auf die Leistungsfähigkeit anderer 
Unternehmen berufen, wenn sie nachweisen, dass ihnen 
dadurch die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen. 
Dies gilt auch für Bewerber- oder Bietergemeinschaften.

Nr. 9 § 32 Nebenangebote
(1) Auftraggeber können Nebenangebote in der 
Bekanntmachung zulassen. In diesem Fall geben 
Auftraggeber in den Vergabeunterlagen an, welche 

§ 32 Nebenangebote
(1) Auftraggeber können Nebenangebote in der 
Bekanntmachung zulassen. Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
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Mindestanforderungen für Nebenangebote gelten und in 
welcher Art und Weise Nebenangebote einzureichen 
sind. Auftraggeber berücksichtigen nur Nebenangebote, 
die den in den Vergabeunterlagen festgelegten 
Mindestanforderungen entsprechen. Nebenangebote 
sind auszuschließen, wenn sie in der Bekanntmachung 
nicht ausdrücklich zugelassen sind.

(2) Auftraggeber dürfen ein Nebenangebot nicht deshalb 
zurückweisen, weil es im Falle des Zuschlags zu einem 
Dienstleistungsauftrag anstelle eines Lieferauftrags 
oder zu einem Lieferauftrag anstelle eines 
Dienstleistungsauftrags führen würde.

Interessensbestätigung an, ob er Nebenangebote 
zulässt, vorschreibt oder ausschließt. Eine Begründung 
ist nicht erforderlich. In diesem Fall Werden 
Nebenangebote zugelassen oder vorgeschrieben, geben 
Auftraggeber in den Vergabeunterlagen an, welche 
Mindestanforderungen für Nebenangebote gelten und in 
welcher Art und Weise Nebenangebote einzureichen 
sind. Auftraggeber berücksichtigen nur Nebenangebote, 
die den in den Vergabeunterlagen festgelegten 
Mindestanforderungen entsprechen. Nebenangebote 
sind auszuschließen, wenn sie in der Bekanntmachung 
nicht ausdrücklich zugelassen sind.
(2) Auftraggeber dürfen ein Nebenangebot nicht deshalb 
zurückweisen, weil es im Falle des Zuschlags zu einem 
Dienstleistungsauftrag anstelle eines Lieferauftrags 
oder zu einem Lieferauftrag anstelle eines 
Dienstleistungsauftrags führen würde.
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